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Die Rechte mobilisiert 

Am 20. Juni ist ein großer Nazi-Aufmarsch in 
Frankfurt geplant. Wir sprachen mit Dr. Hans 
Christoph Stoodt. 
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Bremen - extreme soziale Spaltung 

Eine Nachbetrachtung zur Bürgerschaftswahl am 
10. Mai im kleinsten Bundesland. Einzig „Die Lin¬ 
ke“ fordert einen Politikwechsel. 
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Thema der Woche 


Widerstand 

Über allen Wipfeln Garmischs ist wieder 
Ruh 1 . Doch ein paar Tausend mutige De¬ 
monstranten trotzten am vergangenen 
Wochenende der Hitze, den Regenfällen, 
27 000 Polizisten, CIA-Scharfschützen im 
unwegsamen Gelände der weit ausge¬ 
dehnten Schutzzone rund um das Schloss 
Elmau. Bereits am 5. Juni demonstrierten 
in München über 40 000 Menschen gegen 
den G7-Gipfel und die herrschende Politik. 
Der Gipfel konnte nicht verhindert werden, 
aber ein deutliches Zeichen wurde gesetzt. 
Mehr auf Seite 8 



Gi oder der Rat der Götter 


Der Kritik keine Chance: Polizeiein¬ 
heiten in Divisionsstärke riegelten die 
Großen dieser Welt vor den Kleinen 
ab. Das Schloss Elmau blieb gesichert 
vor dem Anblick und außer Rufweite 
der Menschen, die sich erlaubt hatten, 
die sieben Götter auf ihre Lebensinte¬ 
ressen hinzuweisen. Der Anblick von 
lästerlichen Transparenten wie „Politik 
für Menschen statt für Märkte” blieb 
den Mächtigen erspart. 

Im Gegensatz dazu wird die Poli¬ 
tik der sieben Staatschefs den sieben 
Milliarden Restbevölkerung dieses 
Planeten nicht erspart bleiben. Im 
gleichen Maße, wie sie sich das Recht 
nahmen, in vielen Formen den Ge¬ 
gendemonstranten ihre Rechte zu 
nehmen, wollen sie diese ihre „Wer¬ 


te” weltweit durchsetzen. In der Ukra¬ 
ine zum Beispiel. Während Russland 
erneut Kritik erntet und folglich von 
den G-8-Ländern subtrahiert wur¬ 
de, weil es sich in den „Konflikt” in 
der Ukraine eingemischt habe, üben 
sich die eigentlichen Verursacher in 
Selbstgerechtigkeit. Auch wenn die 
Ausweitung der Sanktionen gegen 
Russland noch nicht mehrheitsfähig 
ist, deren Verlängerung ist unstrittig. 
Die Götter-Gemeinschaft igelt sich 
ein, Demonstranten bleiben außen 
vor, Quertreiber wie Russland wur¬ 
den entfernt. Demokratische und so¬ 
ziale Rechte, Selbstbestimmung der 
Völker kollidieren mit ihrem Gebot: 
Du sollst keine anderen Götter neben 
uns haben ... 


Auch wenn es zu keinen neuen mi¬ 
litärischen Drohungen gegen Russ¬ 
land gekommen ist - da reicht die 
bestehende Einschnürung durch die 
Nato offensichtlich bereits aus - ma¬ 
chen die Ankündigungen Angst, dass 
„alle Länder mehr tun wollten” gegen 
den „Islamischen Staat’.’ Wir werden 
nicht friedlicher leben nach diesem 
Gipfel. 

Die nutznießenden Konzerne er¬ 
halten mit TTIP ihre eigene Gebotsta¬ 
fel. Bis Jahresende sollen „ernsthafte 
Fortschritte” gemacht werden mit den 
Abbauplänen für soziale und Umwelt¬ 
schutzstandards. Die sind in der Wer¬ 
teliste der Mächtigen nicht enthalten. 

Eine Vereinbarung verbindlicher 
Ziele gegen die Erderwärmung ging 


im göttlichen Nebel unter. „Tiefe 
Einschnitte” bei den Treibhaus¬ 
emissionen seien nötig, stellte das 
Schlussdokument fest. 

Das Beschreiben einer Notwen¬ 
digkeit bedeutet noch lange nicht, 
dass tatsächlich etwas geschehen 
muss, der Wert des Götter-Gipfels 
liegt im gesprochenen Wort. Kanz¬ 
lerin Merkel brachte das genau auf 
den eiernden Punkt im Hinblick auf 
den Klima-Gipfel in Paris: „Wir ha¬ 
ben uns sehr klar dazu bekannt, dass 
wir verbindliche Regeln im Kern des 
Abkommens brauchen.” Die Ener¬ 
giewende kommt ... im Laufe des 
Jahrhunderts. 

Die Götter haben offensichtlich 
Zeit. Wir nicht. Werner Sarbok 


Aus dem ver.di-Aufruf 


Bundesweiter 
Demo-Tag am 
13. Juni 2015 

Die Anforderungen und Erwartun¬ 
gen an die Arbeit im Sozial- und Er¬ 
ziehungsdienst sind stark gestiegen. 
(...) 

Für gute Arbeit braucht es gute Leu¬ 
te, die dafür dann aber auch gutes 
Geld erwarten können. Gute Arbeit, 
gute Leute, gutes Geld - das gehört 
zusammen. Aufwertung eben. Dafür 
verdienen unsere Kolleginnen und 
Kollegen Unterstützung. Diese Un¬ 
terstützungwollen wir ihnen geben. 

Am 13 . Juni in 

★ Köln, Heumarkt (12.00 Uhr) 

★ Hannover, Waterloo-Platz 
(13.00 Uhr) 

★ Dresden, Denkmal Golde¬ 
ner Reiter (11.00 Uhr) 

★ Nürnberg, Kornmarkt 
(13.00 Uhr) 

www.soziale-berufe-aufwerten.de/ 


Kein Fußbreit den 
Faschisten! 

Der Parteivorstand der Deutschen 
Kommunistischen Partei unterstützt 
die Proteste gegen die bundeswei¬ 
te Demonstration des sogenannten 
„Widerstand Ost/West“ am 20 . Juni 
in Frankfurt. 

Wir rufen dazu auf, sich an den viel¬ 
fältigen Aktionen gegen diesen Na¬ 
ziaufmarsch zu beteiligen. 
Wirteilen dabei den Aktionskonsens 
der AN K Frankfurt (https://antinazi. 
wordpress.com): 

„Unser Ziel ist die gemeinsame und 
entschlossene Verhinderungder Na¬ 
zidemo des WOW am 20 . Juni. Dazu 
werden wir auch Methoden des zi¬ 
vilen Ungehorsams anwenden. Von 
uns wird dabei keine Eskalation aus¬ 
gehen. Unsere Blockaden sind Men¬ 
schenblockaden. Wir sind solidarisch 
mit allen, die mit uns diese Ziele tei¬ 
len.“ 

KEIN FUSSBREIT 
DEN FASCHISTEN!!! DKP 


Die Schlichterinnen 

Partei „Die Linke“ tagte in Bielefeld. Gysi probt den Abschied 


Es sei „nicht ganz egal wer in einem 
Bundesland regiert und ob ein Linker 
regiert“, so Bodo Ramelow, Minister¬ 
präsident des Freistaates Thüringen, 
in seinem Grußwort auf dem Partei¬ 
tag der „Linken“, der vergangenes Wo¬ 
chenende in Bielefeld stattfand, wäh¬ 
rend in Garmisch-Partenkirchen die 
Linke gegen den G7-Gipfel demons¬ 
trierte. 

Ramelow wurde aber von den 
Delegierten nicht nur als personifi¬ 
zierter Regierungswille der Partei be¬ 
grüßt, sondern auch in seiner Rolle 
als Schlichter: „Ich bin froh, dass un¬ 
ser Ministerpräsident aus Thüringen, 
Bodo Ramelow, im GDL-Streik als 
Schlichter von der Gewerkschaftssei¬ 
te vorgeschlagen wurde, während der 
ehemalige Ministerpräsident und Sozi¬ 


aldemokrat Matthias Platzeck von der 
Kapitalseite nominiert wurde. Wäre 
es umgekehrt, müssten wir dringend 
nachdenken!“ sagte Bernd Riexinger 
in seiner Rede, die von den laufenden 
Arbeitskämpfen der Erzieherinnen, 
der Kolleginnen bei der Post und an 
der Charite geprägt war (siehe Auszü¬ 
ge auf Seite 2). 

Die Gewichtung gewerkschaftli¬ 
cher Fragen ist mit der Übernahme des 
Parteivorsitzes durch Riexinger spür¬ 
bar gestiegen. So befasst sich die be¬ 
schlossene Kampagne „Das muss drin 
sein“ mit prekärer Beschäftigung und 
setzt als Ziel, die Partei „durch eine er¬ 
neuerte, emanzipatorische Klassenori¬ 
entierung“ zu stärken. Es gehe um die 
Formulierung „gemeinsame(r) (Klas- 
sen-)Interessen“. 


Die formulierte Absicht, die Debat¬ 
te um ein „Bedingungsloses Grundein¬ 
kommen“ weiterzuführen, ohne dass 
Beschlüsse in den Gliederungen der 
Partei gefasst werden sollen, ist wohl 
der Parteivorsitzenden Katja Kipping 
zuzuschreiben. 

Seine Partei als staatstragende 
Kraft in Wartestellung, so beschrieb 
Gregor Gysi in seiner groß angekün¬ 
digten Rede zum Rückzug vom Frak¬ 
tionsvorsitz seine Vision. Mit seinem 
Abschied von der Spitze der Bundes¬ 
tagsfraktion wünscht Gysi sich auch 
den Abschied von beschlossenen in¬ 
haltlichen Haltelinien, die die Partei 
„Die Linke“ auf absehbare Zukunft 
von einer Regierungsbeteiligung auf 
Bundesebene ausschließen würden 
(siehe Kolumne auf Seite 9). Zumindest 


scheint der Realist Gysi von Grünen 
und SPD keine Bewegung in Kern¬ 
fragen wie Frieden, Rüstung, Besteu¬ 
erung von Reichtum usw. zu erwar¬ 
ten. Bewegen muss sich also die Par¬ 
tei „Die Linke“. 

Dass das geht, hat „Die Linke“ be¬ 
reits bei Regierungsbeteiligungen auf 
Landesebene bewiesen. Dass „es nicht 
ganz egal“ ist, ob „Die Linke“ sich an 
Regierungen beteiligt, diesen Nach¬ 
weis will Bodo Ramelow als Minis¬ 
terpräsident in Thüringen erbringen: 
„Der neoliberale Umbau der gesam¬ 
ten Staatssituation hat uns dazu ge¬ 
bracht, dass immer mehr Gewisshei¬ 
ten gestrichen worden sind, und mit 
dem Namen Riester ist das Gegenteil 
von solidarischer Absicherung ver¬ 
bunden. Deswegen müssen wir über 


Grundgewissheiten reden und es ist 
eben wichtig, ob ein Ministerpräsi¬ 
dent auch darüber redet und eben 
dazu nicht schweigt, auch wenn wir es 
in Thüringen nicht selber reparieren 
können.“ 

Am 20. Juni will sich „Die Linke“ 
aktiv und auf der Straße an die Seite 
der Linken stellen: „Am Weltflücht¬ 
lingstag rufen wir unter dem Motto 
,Europa. Anders. Machen, demokra¬ 
tisch - solidarisch - grenzenlos 4 ge¬ 
meinsam mit verschiedenen Akteuren 
der gesellschaftlichen Linken zu einer 
Großdemonstration auf, die in einem 
Flüchtlingssolidarität-Konzert vor dem 
Brandenburger Tor enden wird“, heißt 
es dazu in der Resolution „Für ein 
Ende der neoliberalen Traurigkeit - 
Europa anders machen 44 . Lars Mörking 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kommentar von Lucas Zeise 

Fehlender Erfolg im edlen Geschäft 


Der Kapitalismus erstickt am Reichtum 

Rede von Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei „Die Linke“, auf dem Parteitag 
in Bielefeld, 6. und 7. Juni 2015 (in Auszügen) 


Als am vergangenen Wochenende 
die Deutsche Bank die Führung aus¬ 
wechselte, befragten die Redakteure 
der Tagesschau den Analysten Die¬ 
ter Hein zu den Konsequenzen. Der 
konstatierte, dass mit dem Übergang 



des Chefpostens vom Inder Anshu 
Jain (und seinem Mit-Chef Jürgen 
Fitschen) zum Briten John Cryan 
sich an der Politik der Bank nichts 
Wesentliches ändern werde. Die 
Bank werde wie zuvor das weltweite 
Investmentbanking als Schwerpunkt 
ihrer Tätigkeit ansehen. Das Privat¬ 
kundengeschäft in Deutschland 
werde weiter vernachlässigt und die 
Postbank mit ihrem deutschen Mas¬ 
sengeschäft verkauft werden. Hein 
hat recht. Der neue Chef Cryan ist 
ganz wie Jain und ganz wie der Auf¬ 
sichtsratsvorsitzende Paul Achleit¬ 
ner, der die Personalie entschieden 
hatte, ein Investmentbanker. 

In den deutschen Medien ist die¬ 
se Strategie der größten deutschen 
Bank unbeliebt. Früher war das an¬ 
ders. Da war man stolz, dass man ei¬ 
nen nationalen Champion im Invest¬ 
mentbanking vorzuweisen hatte. Was 
ist das, Investmentbanking? Es ist 
der Handel mit Anleihen, Devisen 
und Aktien, der Handel mit Unter¬ 
nehmen und die Beratung der Kon¬ 
zerne, der Super-Reichen und ihrer 
exklusiven Fonds bei der Vermeh¬ 
rung ihrer und Beschaffung von Fi¬ 
nanzen. Das ist ein edles und poten¬ 


ziell sehr gewinnträchtiges Geschäft. 
Es war schon bei Gründung der 
Deutschen Bank 1870 ihr bevorzug¬ 
tes Metier. Die Filialen in Groß- und 
Kleinstädten, der Zahlungsverkehr 
und die Kredite für den Mittelstand 
kamen erst später. Auf diesen Ge¬ 
bieten war die Deutsche auch nicht 
sonderlich erfolgreich, weil Sparkas¬ 
sen und Genossenschaftsbanken das 
besser und billiger machen. 

In den 80er und 90er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts änderten sich 
die Geschäftsbedingungen für In¬ 
vestmentbanker. Sie konnten nicht 
mehr Monopolisten im eigenen Hei¬ 
matland sein, wie es die Herren und 
Deutsche-Bank-Chefs Abs, Christi¬ 
ans und Guth in Deutschland waren. 
Die New Yorker Investmentbanker 
von Goldman Sachs, Morgan Stan¬ 
ley etc. beteiligten sich ab 1990 am 
Ausverkauf und Privatisierungstru¬ 
bel der DDR. Da blieb der armen 
Deutschen Bank nur die Wahl, ent¬ 
weder das Investmentbanking ihrer¬ 
seits weltweit zu betreiben oder sich 
als lokaler Juniorpartner im deut¬ 
schen Markt zu bescheiden oder, 
drittens, wie die Dresdner Bank 
unterzugehen. Die Wahl fiel leicht. 
Die Bank kaufte sich in den USA 
ein, erzielte im Devisen- und Anlei¬ 
henhandel große Erfolge und satte 
Renditen. 

Nur - leider - kam 2007 die große 
weltweite Finanzkrise dazwischen. 
Auf dem internationalen Finanz¬ 
markt ist nun nicht mehr Platz für 
alle globalen Investment-Spieler, die 
bis dahin dabei gewesen waren und 
gut verdient hatten. Das Geschäft 
floriert nicht mehr ganz so gut. Und 
die US-Aufsicht brummt gerade die¬ 
ser Deutschen Bank besonders hohe 
Strafen auf. Die Welt ist ungerecht. 
Was in den Medien und an der Bör¬ 
se wirklich missfällt, ist nicht das In¬ 
vestment-Banking an sich, sondern 
der fehlende Erfolg. Der wird auch 
mit Meister Cryan nicht so schnell 
zurückkehren. 


(...) Wir erleben die größte Streikbe¬ 
wegung seit Jahrzehnten. Briefträge¬ 
rinnen und Lokführer, Schaffnerinnen 
und Erzieherinnen - sie alle wehren 
sich endlich! Das ist unbequem, aber 
es zeigt: - Es ist eben nicht das Geld 
das arbeitet - sondern LEBENDIGE 
Menschen, ohne deren Dienste wir 
alle aufgeschmissen wären. Genau da¬ 
rum geht es doch - dass den Bossen 
der Börsenunternehmen der Arsch 
auf Grundeis geht! Dass die Politiker 
in ihren Regierungssitzen vielleicht 
doch kurz ins Grübeln kommen. Die 
ach so egoistischen Weselskys und die 
kaltherzigen Erzieherinnen - sie las¬ 
sen doch nicht aus Spaß Reisende am 
Bahnsteig und Kinder vor verschlos¬ 
senen Kita-Türen stehen! Sie wehren 
sich gegen niedrige Löhne, gegen unsi¬ 
chere Arbeitsverhältnisse, permanente 
Überlastung und Druck. 25 Jahre und 
länger habe ich solche Streiks mitor¬ 
ganisiert. Ich kann nur sagen: Super, 
was ihr macht! 

Viele dieser Streiks haben eine 
gesellschaftliche und politische Be¬ 
deutung! Die Streikenden kämpfen 
zunächst für sich, für ein besseres Le¬ 
ben - aber gleichzeitig kämpfen sie 
auch für das, was in einem reichen 
Land selbstverständlich sein sollte: 

Bei Amazon für einen Tarifvertrag, 
der vor Willkür, Rechtlosigkeit und 
permanenter Unsicherheit schützt! 
Ich freue mich darüber, dass die Kol¬ 
leginnen und Kollegen wieder auf die 
Straße gehen! 

Auch bei der Post kämpfen die Be¬ 
schäftigten für ihren Tarifvertrag - ge¬ 
gen die Erpressung durch Tarifflucht. 
Das muss man sich auf der Zunge zer¬ 
gehen lassen: ein ehemaliger Staats¬ 
konzern, der sechs Milliarden Profite 
erwirtschaftet und sich nicht zu schade 
ist, eine Lohndumpingfirma zu bilden, 
die unterhalb des normalen Tarifver¬ 
trages bezahlt! Unfassbar! Und im Üb¬ 
rigen auch ein Beispiel für die verhäng¬ 
nisvollen Folgen der Privatisierung der 
Telekommunikation und des Postwe¬ 
sens in unserem Land! 

Bei der Charite in Berlin geht es 
um eine Personalbesetzung und Ar¬ 
beitsbedingungen, die möglich ma¬ 
chen, Patienten zu pflegen und nicht 
nur abzufertigen. Die Beschäftigten 
in den Krankenhäusern wissen: Ein 
Krankenhaus kann man nicht organi¬ 
sieren wie eine Fabrik - Pflege im Mi¬ 
nutentakt - das ist schlecht für die Pati¬ 
entinnen und Patienten und für die Be¬ 
schäftigten! Deswegen freue ich mich 
sehr, dass 96 Prozent der Beschäftigten 
diese Woche für einen unbefristeten 
Streik gestimmt haben! 

Die Erzieherinnen und Erzieher 
und die Sozialarbeiterinnen streiken 
für die Aufwertung ihrer gesellschaft¬ 
lich immens wichtigen Arbeit. Es ist 
einfach unerträglich, wie mies die Ar¬ 
beit mit Kindern und soziale Arbeit in 
unserer reichen Gesellschaft bezahlt 
wird! Und es ist unerträglich, dass die 
Arbeit von Frauen immer noch ein 
Viertel schlechter bezahlt wird, als die 
von Männern! Gegen beides richtet 
sich der Streik und deshalb ist er so 
wichtig! 

Kaum wird in Deutschland ge¬ 
streikt, schreien die Scheuers und 
Dobrints nach einer Einschränkung 
des Streikrechts. Die Forderung nach 
Zwangsschlichtung und Einschrän¬ 
kung des Streikrechts bei der öffentli¬ 
chen Daseinsvorsorge sind ein Angriff 
auf die Demokratie und die Tarif au - 
tonomie, der zurückgeschlagen wer¬ 
den muss! Ich kann nur sagen: Finger 
weg! - Wir brauchen keine Amputation, 


sondern eine Erweiterung des Streik¬ 
rechts! 

Türöffnerin und nützliche Idiotin 
für diese gefährliche Debatte ist aus¬ 
gerechnet eine Sozialdemokratin, näm¬ 
lich Andrea Nahles, mit ihrem unseli¬ 
gen Tarifeinheitsgesetz. Unter Tarifein- 
heit hätte ich verstanden, dass endlich 
wieder zur Regel wird, dass die große 
Mehrheit der Beschäftigten wieder un¬ 
ter Tarifverträge fallen! Und nicht ei¬ 
nen Angriff auf das Streikrecht! Aber 
für die SPD zählt das Grundrecht, das 
Streikrecht, weniger als die Interes¬ 
sen der Konzerne! In vielen Ländern 
Europas gilt das Recht auf politischen 
Streik - das muss es in Deutschland 



auch endlich geben! Außerdem wollen 
wir ein klares Recht auf Solidaritäts¬ 
streiks! Diese sind gerade angesichts 
der Zersplitterung der Unternehmen 
heutzutage so wichtig! (...) 

Der Finanzmarktkapitalismus kann 
die angehäuften Profite nicht mehr 
sinnvoll investieren - er erstickt am 
Reichtum! Weil das Vermögen sich in 
immer weniger Händen konzentriert, 
weil die Superreichen lieber an den Fi¬ 
nanzmärkten auf Höchstrenditen spe¬ 
kulieren als in Wachstum und Beschäf¬ 
tigung zu investieren! 

In Europa hat die Wirtschaft jetzt 
gerade den Stand von vor der großen 
Krise ab 2008 wieder erreicht. Heribert 
Prantl hat es auf den Punkt gebracht: 
„Wir haben einen rasenden Stillstand 
des Turbokapitalismus.“ Und der führt 
auch dazu, dass sich die Klimakrise 
weiter verschärft! Die Globalisierungs¬ 
kritikerin Naomi Klein hat Recht: Kli¬ 
ma oder Kapitalismus - wir müssen 
uns entscheiden! Der größte Irrtum 
von Angela Merkel und einer erstarr¬ 
ten politischen Elite ist, dass es immer 
so weitergehen wird, selbst wenn die 
Welt um sie herum aus den Fugen ge¬ 
rät. Dabei ist es doch so wie Walter 
Benjamin geschrieben hat: „Dass es 
so weitergeht,ist die Katastrophe“. (...) 

Statt permanenter Unsicherheit 
muss jeder und jede seine Zukunft pla¬ 
nen können! Arbeitszeitverkürzung ist 
dringend notwendig! Wir haben doch 
einen perversen Zustand. Die einen 
können von Mini und Midi-Jobs, un¬ 
freiwilliger Teilzeitarbeit und struktu¬ 
reller Unterbeschäftigung nicht leben, 
während die andern unter Dauer stress 
und Entgrenzung ihrer Arbeitszeit lei¬ 
den. 

Wir wollen eine neue Normalität 
durchsetzen, die deutlich mehr um 
die 30 Stundenwoche kreist als um 40. 
Deshalb ist diese Forderung Teil unse¬ 
rer Kampagne: Statt Dauerstress und 
Existenzangst - Arbeit umverteilen. 
Das muss drin sein! 

Statt Öffentliches Eigentum zu ver¬ 
ramschen, wollen wir den Ausbau öf¬ 
fentlichen und genossenschaftlichen 
Eigentums! 


Und wir wollen die Verteidigung 
und Ausweitung der Demokratie zu 
einem umfassenden Zukunftsprojekt 
machen. Lasst uns dem autoritären Ka¬ 
pitalismus ein neues, großes Demokra¬ 
tieprojekt entgegensetzen! Wirkliche 
Demokratie heißt, die gleichberechtig¬ 
te Beteiligung aller Menschen an den 
gesellschaftlichen Entscheidungen. Das 
geht nur, wenn der gesellschaftliche 
Reichtum radikal um verteilt wird! (...) 

Obwohl doch die Politik der Schrö¬ 
ders und Blairs die SPD an die Wand 
gefahren hat, schaut die Sozialdemo¬ 
kratie ihrem historischen Niedergang 
hilflos zu, anstatt sich endlich aus der 
neoliberalen Umklammerung zu be¬ 
freien, die sie gefangen hält. 

Das gilt auch, wenn es um TTIP 
und die anderen Freihandelsabkom¬ 
men geht. TTIP ist ein schwerwiegen¬ 
der Angriff auf die Demokratie! Es ist 
ein Abkommen, das fast ausschließ¬ 
lich im Interesse der großen, weltweit 
agierenden Konzerne ist. Im Dienst¬ 
leistungsabkommen TISA soll garan¬ 
tiert werden, dass einmal privatisierte 
öffentliche Einrichtungen nie mehr 
in die öffentliche Hand zurückgeholt 
werden dürfen. Das wäre das Ende 
für jede Initiative, die zum Beispiel die 
Energieversorgung wieder re-kommu- 
nalisieren will. Die Freihandelsabkom¬ 
men gehen zulasten von Verbrauchern, 
Beschäftigten und ihren Gewerkschaf¬ 
ten, von vielen kleinen und mittleren 
Betrieben, zulasten der Umwelt und 
zulasten der demokratischen Souve¬ 
ränität der Länder. Im Kern geht es 
darum, Konzerninteressen in Gesetze 
zu gießen. 

Kurt Tucholsky hat dazu einmal 
gesagt: „Politik kann man in diesem 
Lande definieren als die Durchset¬ 
zung wirtschaftlicher Zwecke mithilfe 
der Gesetzgebung.“ Das ist der Karren, 
vor den sich die SPD spannen lässt. Ob 
bei der Europapolitik, beim TTIP oder 
bei der Vorratsdatenspeicherung - Um 
es mit meinen Lieblingskabarettisten 
zu sagen: Herr Gabriel: sie haben of¬ 
fenbar die moralische Integrität einer 
Schwingtür! 

TTIP und die anderen Freihandels¬ 
abkommen müssen gestoppt werden! 
Da die sozialdemokratischen Regie¬ 
rungen offensichtlich als Bündnispart¬ 
ner ausfallen, kann das nur durch eine 
breite Mobilisierung auf der Straße 
und durch gesellschaftlichen Druck ge¬ 
schehen. Zu diesem Protest sind auch 
viele Mitglieder und Wählerinnen und 
Wähler der SPD bereit. Wir sollten sie 
einladen, gemeinsam mit uns zu pro¬ 
testieren! (...) 

Am Anfang habe ich gesagt, dass es 
viel Unzufriedenheit, Streiks und Be¬ 
wegung gibt. Wir müssen Wege finden, 
sie zu einem Projekt, zu einer gemein¬ 
samen Richtung zu verbinden. Dazu 
brauchen wir die Gewerkschaften, So¬ 
zialverbände, Erwerbslosengruppen, 
feministische Organisationen, Um¬ 
weltinitiativen, und viele Menschen, 
die sich engagieren! 

Und: Dazu brauchen wir auch eine 
starke LINKE, eine Partei, die in der 
Gesellschaft verankert ist, in den Be¬ 
wegungen, Initiativen und Gewerk¬ 
schaften eine positive Rolle spielt; die 
verschiedene Gruppen und Forderun¬ 
gen verbindet! Eine Partei, die ihre 
Kampagnenfähigkeit ausbaut, Vertrau¬ 
en in linke Politik aufbaut und tenden¬ 
ziell Mehrheiten für linke Positionen 
gewinnen kann. 

Genau daran werden wir arbeiten, 
wenn wir am Montag mit unserer bun¬ 
desweiten Aktionswoche „Das muss 
drin sein“ starten! 



Deutsche-Bank-Hochhäuser in Frankfurt am Main 


Einladung der DKP zum 
gewerkschaftspolitischen Forum 

Haus der Jugend 

Deutschherrnufer 12,60 594 Frankfurt 

Beginn am Samstag, 27. Juni.2014 um 11 Uhr, Einlass ab 10 Uhr 
Ende am Sonntag, 28. Juni.2015 um 13 Uhr 

Als Schwerpunktthemen sind vorgesehen: 

★ Kurze Vorstellung der Teilnehmerinnen 

★ Referate: „Fabrik 4.0 / Office 2.0“ 

sowie Diskussion in Arbeitsgruppen und Plenum 

1 k Diskussion und Einschätzung zum Kooperationsmodell 
von IGM, IG BAU, EVG und IG BCE 

★ Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit in der Partei 
Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 

Olaf Harms, 

Sekretär für Betriebs- und Gewerkschaftspolitik des Parteivorstands 
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IG Metall: „Kampfansage an die Gewerkschaften“ 

Europäische Kommission will Arbeitsschutzrechte und Sozialpolitik schleifen 



M itte Mai hat der Vizepräsi¬ 
dent der EU-Kommission, 
Frans Timmermans, ein Paket 
zur „Verbesserung der Gesetzgebung“ 
präsentiert. Danach sollen europäische 
Gesetze künftig leichter verständlich, 
weniger kosten und von den EU-Staa- 
ten einfacher umzusetzen sein, berich¬ 
tet die „SZ“Timmermans möchte, dass 
EU-Kommission, Europaparlament 
und der Rat der EU-Mitgliedstaaten 
dieses neue Paket bis Ende des Jah¬ 
res verabschieden. 

Während der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Gruppe im Europaparla¬ 
ment, Herbert Reul, den sogenannten 
„Bürokratieabbau“ begrüßt, verurteilt 
Wolfgang Lemb, Geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der IG Metall, den 
Vorstoß der EU-Kommission als „mas¬ 
siven Eingriff in die Rechte der Arbeit¬ 
nehmer und Arbeitnehmerinnen und 
ihrer Gewerkschaften“. 

Auf dem Europapolitischen Tag 
der IG Metall prangerte er bereits er¬ 
folgte sogenannte „Strukturreformen 
in der Arbeitswelt“ an, deren Ziel die 
Schwächung der Gewerkschaften ge¬ 
wesen seien und kritisierte, dass die¬ 
se Strategie von der Kommission wei¬ 
ter verfolgt würde. Sie habe bereits 
2008 verkündet, die Macht der Ge¬ 
werkschaften bei Tarifverhandlun¬ 
gen zu verringern und verfolge seit¬ 
dem stringent dieses Ziel. Zusammen 
mit einigen nationalen Regierungen, 
z. B. unter Rajoy in Spanien, wurden 
die Beschäftigten und ihre Gewerk¬ 
schaften in Süd- und Südost- Europa 
in die Zange genommen, u.a. durch 
Einschränkungen der Tarifautono¬ 
mie, einseitig mögliche Lohnkürzun¬ 
gen, Abbau von Kündigungsrechten 
und Mitbestimmung. Ergebnis sei eine 
Jugendarbeitslosigkeit von 55 Prozent. 
Solche Strukturreformen gälten noch 
heute als Krisenmedizin nach dem 
Motto: die Gewerkschaften eingren¬ 
zen und Wettbewerbsfähigkeit dazu 
gewinnen. „Haben die Einschnitte 
bei den Arbeitnehmer- und Gewerk¬ 
schaftsrechten in den Krisenländern 
etwas gebracht? Und wenn ja, für 
wen?“ so Lemb auf die Frage „in wes¬ 
sen Interesse“. 

Auch die sogenannten „länder¬ 
spezifischen Empfehlungen“ der EU- 
Kommission zeigten, mit welcher 


Dreistigkeit Errungenschaften der 
Gewerkschaften in Frage gestellt wür¬ 
den. Für Frankreich empfiehlt sie, mehr 
Optionen zu schaffen, um aus Tarif¬ 
verträgen auszusteigen. „Das ist eine 
Kampfansage. Für unsere Freunde in 
Frankreich. Und auch an uns. Wir wer¬ 
den unsere französischen Kolleginnen 
und Kollegen nicht alleine lassen!“ sag¬ 
te Lemb. 

Ein weiterer Schritt sei nun der so¬ 
genannte Bürokratieabbau namens 
Refit. Es steht für „Regulatory, Fit¬ 
ness and Performance“ und sei ein so¬ 
genannter Fitness-Check. Die beste¬ 
henden europäischen Arbeitsschutz¬ 
vorschriften sollen geprüft werden, ob 
sie geeignet sind, den Kosten-Nutzen¬ 
anforderungen kleiner und mittlerer 
Unternehmen zu genügen. Darunter 
könnten z.B. die notwendige Verlän¬ 
gerung des Mutterschutzes oder die 
Überarbeitung der Krebsrichtlinie 
fallen. Sie deckt nur noch ein Fünftel 
der Gefahren ab. Mit tödlichen Folgen: 
Mehr als die Hälfte aller berufsbeding¬ 
ten Todesfälle gehe auf das Konto von 
Krebserkrankungen. 


Mehr Schutz am Arbeitsplatz könn¬ 
te zukünftig davon abhängen, ob er 
sich lohnt. Das sei ein „unglaublicher 
Vorgang“. Was bringe die Absenkung 
von Standards in der Arbeitssicher¬ 
heit für die wirtschaftliche Erholung 
in Griechenland oder anderen Teilen 
Europas, fragt Lemb. 

Ebenso kritisierte Lemb auf der Ta¬ 
gung vor Gästen aus Bundesregierung, 
Bundestag und Europäischer Kom¬ 
mission das transatlantische Freihan¬ 
delsabkommen. Für ihn sei TTIP ein 
Beispiel dafür, wie im Fahrwasser ei¬ 
nes Handelsabkommens die Gewerk¬ 
schaften und die Beschäftigten in ihren 
Rechten eingegrenzt werden könnten. 
„Hinter dem biedermännisch daher 
kommenden Programm zum Abbau 
von Bürokratie verbirgt sich eine groß 
angelegte Deregulierungsoffensive zur 
Aushöhlung von Mindeststandards im 
Arbeitsrecht und in der Sozialpolitik“. 

Es gibt einen klaren Plan der Ka¬ 
pitalseite zum Abbau sozialer und de¬ 
mokratischer Rechte. Im Visier stehen 
dabei die europäischen Gewerkschaf¬ 
ten: „Verringerung der Gewerkschaft¬ 


lichen Handlungsmacht“ steht in einer 
offiziellen Studie der Generaldirekti¬ 
on Wirtschaft und Finanzen der EU- 
Kommission. In vielen Einzelschritten 
geht es um das 1990 begonnene sozi¬ 
alpolitische Rollback u.a. mit Absen¬ 
kungstarifverträgen, Öffnungsklau¬ 
seln, Austritten aus Arbeitgeberver¬ 
bänden, Umgehung der Tarifbindung, 
Hartz I-IV, Reallohnkürzung, Ar¬ 
beitszeitverlängerung und -flexibilisie- 
rung. In den EU-Südländern wurden 
die Tarifverträge und Arbeitsschutz¬ 
bestimmungen durch die Troika und 
neue Rechtsnormen der EU-Bürokra- 
tie zerstört. Die Mitte der EU ist als 
nächstes dran. 

Auch wenn wir zu Recht unzufrie¬ 
den damit sind, dass IG Metall und 
andere Gewerkschaften nur in State¬ 
ments und auf Konferenzen ihre Kri¬ 
tik gegen die EU-Politik äußern und 
kaum dagegen mobilisieren, können 
wir die Rede von Wolfgang Lemb zur 
Aufklärung und zum Widerstand nut¬ 
zen: Anne Rieger 

http://kurzlink.de/WolfgangLemb 


Unbefristeter Arbeits¬ 
kampf bei der Post 

In der Tarifauseinandersetzung um die 
Arbeits- und Einkommensbedingun¬ 
gen der rund 140 000 Tarifkräfte der 
Deutschen Post AG hat die Vereinte 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 
ihre Mitglieder bei der Deutschen Post 
AG ab dem 8. Juni zu einem unbefriste¬ 
ten Arbeitskampf aufgerufen. 

Der BILD-,, Zeitung“ gegenüber 
gab Post-Chef Frank Appel an: „Wir 
hatten ja in diesem Jahr schon 28 
Streiktage und können damit umge¬ 
hen“. ver.di hatte in der laufenden Aus¬ 
einandersetzung nachgewiesen, dass 
die Post Streikende unter Druck setzte 
und versuche, Beamte als Streikbrecher 
einzusetzen. 

„Die Deutsche Post AG hat sich in 
den bisher sechs Verhandlungsrunden 
keinen Millimeter in Richtung einer 
Lösung des Konfliktes bewegt, son¬ 
dern im Gegenteil ein von uns zur Be¬ 
friedung vorgelegtes Gesamtangebot 
ignoriert. Wir müssen den Druck nun 
massiv erhöhen und rufen die ver.di- 
Mitglieder bei der Deutschen Post AG 
ab heute schrittweise in den unbefris¬ 
teten Arbeitskampf“, sagte die stellver¬ 
tretende ver.di-Vorsitzende und Ver¬ 
handlungsführerin Andrea Kocsis am 
Montag dieser Woche. 

Der ver.di-Vorschlag sieht unter an¬ 
derem eine Rückführung der von der 
Deutschen Post AG für die Zustellung 
gegründeten 49 Regionalgesellschaften 
(DHL Delivery GmbHs) in den Haus¬ 
tarifvertrag der Deutschen Post AG 
vor, eine Verlängerung der Schutzre¬ 
gelungen zu Kündigungen und Fremd¬ 
vergabe, den Verzicht auf eine lineare 
Einkommenserhöhung in diesem Jahr 
und eine strukturelle Veränderung der 
bestehenden Entgelttabelle für alle neu 
eingestellten Beschäftigten, wonach 
diese künftig nicht mehr nach zwei, 
sondern erst nach drei Jahren in die 
jeweils nächsthöhere Erfahrungsstufe 
aufsteigen würden. Die Deutsche Post 
AG hatte dieses Angebot nicht ange¬ 
nommen. 

Auch bei diesem Arbeitskampf fehlt 
es nicht an der medialen Beschwörung 
der Streikfolgen, am weitesten trieben 
es wohl die Kieler Nachrichten, die ei¬ 
nem Leukämie-Patienten attestierten, 
dass er „unter Umständen“ die durch 
den Streik verursachten Verzögerun¬ 
gen nicht überleben werde, weil der 
Versand von Untersuchungsmaterial 
sich verzögere. 

UZ 


Überraschende Schlichtung 

Arbeitgeber bewegen sich nicht, Stimmung ist weiter kämpferisch. Bericht einer Streikenden 



Am Donnerstag, dem 4. Juni fand in 
Frankfurt am Main die Streikdelegier¬ 
tenkonferenz der Beschäftigten im So¬ 
zial- und Erziehungsdienst statt. Auf 
dieser sollte über das Angebot der Ver¬ 
einigung der kommunalen Arbeitge¬ 
berverbände (VKA) verhandelt wer¬ 
den - es lag aber keines vor. Das Ein¬ 
zige, was die Verhandlungskommission 
präsentieren konnte, war der Stand der 
Verhandlung und der war nach drei Ta¬ 
gen keiner Erwähnung wert. 

Es ist das gleiche Papier, das die 
VKA schon im März vorgelegt hatte, 
und das in der ersten Tarifverhand¬ 
lungsrunde schon unzureichend war. 
Deutlich ist, dass die Arbeitgeber 
keine Notwendigkeit sehen, die so¬ 
ziale Arbeit aufzuwerten. Entgegen 
der Pressemitteilung der VKA gibt 
es kein Angebot für die Aufwertung 
für alle Berufsfelder der Beschäftigen 
im Sozial- und Erziehungsdienst, un¬ 
ter anderem gibt es kein Angebot für 
Sozialarbeiterinnen und Heilpädago- 
glnnen. Es gab noch nicht einmal ein 
Angebot für Kinderpflegerinnen, die 
in der Gehaltsstufe S3 eingruppiert 
sind, was ca. 2 000 Euro brutto im 
Monat bedeutet. 

Das einzige konkrete Ergebnis der 
Tarifverhandlungen ist die Vereinba¬ 
rung einer Schlichtung und damit das 
Aussetzen der Streiks ab dem 8. Juni. 

Die Stimmung unter den 300 Kol¬ 
leginnen auf der Streikdelegierten¬ 
konferenz war zu Beginn dementspre¬ 
chend nicht gut. Zumal alle am Mor¬ 


gen mit der Nachricht der Schlichtung 
überrascht worden sind. Die Rückmel¬ 
dung in den nachfolgenden Diskussio¬ 
nen war klar und eindeutig: Alle sind 
bereit weiter zu streiken. Die letzten 
vier Wochen waren mehr als erfolg¬ 
reich. In vielen Städten und Gemein¬ 
den sind die Streikenden in dieser 
Zeit nicht weniger, sondern mehr ge¬ 
worden; und wir streiken das erste Mal 
mit AWO und Lebenshilfe gemein¬ 
sam. Der Zusammenhalt untereinan¬ 
der war in jedem Diskussionsbeitrag 
zu spüren. Es gab Berichte von unter¬ 
schiedlichen Aktionen, von Rathaus¬ 
besetzungen, Fahrraddemonstrationen, 
Elternsprechstunden bis hin zu Groß¬ 
demonstrationen. 


Doch die Arbeitgeber interessiert 
weder, dass soziale Einrichtungen - wie 
Kitas und Jugendhäuser - vier Wochen 
lang geschlossen waren, noch die große 
Unterstützung der Forderung nach Auf¬ 
wertung durch Eltern. Die Diskussions¬ 
beiträge machten deutlich, wie wütend 
und verärgert die Kolleginnen über das 
Verhalten der VKA sind. Dem Versuch 
der Arbeitgeber, diesen Streik auszu¬ 
hungern und der öffentlichen Meinungs¬ 
mache gegen den Streik zum Trotz, hat 
der Kampfgeist der Streikenden in den 
vier Wochen keinesfalls nachgelassen. 

Auch deshalb war die Nachricht von 
der Schlichtung für viele Kolleginnen 
nicht nachvollziehbar. Im Rahmen ei¬ 
ner Tarifauseinandersetzung im öffentli¬ 


chen Dienst kann eine Seite die Schlich¬ 
tung einfordern, die andere muss dem 
folgen (siehe Infokasten). Da die Ar¬ 
beitgeber sich in gerne als die konstruk¬ 
tive Seite in diesem Tarifstreit präsentie¬ 
ren, blieb der Verhandlungskommission 
in diesem Moment abzuwägen, ob sie 
die Schlichtung mittragen, oder ob sie 
die VKA die Schlichtung als ihren ein¬ 
seitigen Vorschlag präsentieren lassen. 
Eine große Frage bleibt aber, was in die¬ 
sem Schlichtungsverfahren erreicht wer¬ 
den soll und kann. Denn bisher haben 
sich die Arbeitgeber nicht einen Milli¬ 
meter bewegt. 

Nach kurzer Pause, in der die ein¬ 
zelnen Landesverbände Zeit hatten 
sich zu beraten, war die Rückmeldung: 
„Wir machen weiter!“ Dieser Streik 
ist nicht beendet, sondern für die Zeit 
der Schlichtung nur ausgesetzt. Für das 
Recht auf eine angemessene Bezah¬ 
lung und die Aufwertung unserer Ar¬ 
beit kämpfen alle gemeinsam weiter. 
Die uneingeschränkte Solidarität un¬ 
ter den Kolleginnen können auch die 
Spiele der VKA nicht brechen. In den 
nächsten zwei Wochen werden wir die 
Friedenspflicht wahren. Das hält uns 
aber nicht davon ab, für unsere Forde¬ 
rungen zu kämpfen. Auf der Konferenz 
war die ganze Zeit über zu spüren, dass 
alle wissen, welch wichtige Arbeit sie 
leisten und dass das endlich Anerken¬ 
nung finden muss. 

Ein entsprechend deutliches Signal 
werden wir am 13. Juni bei landeswei- 
ten Demonstrationen setzen. Inga Dey 


Warum Schlichtung? 

FürTarifverhandlungen gibt es zwi¬ 
schen der Vereinigung der kommu¬ 
nalen Arbeitgeberverbände (VKA) 
und ver.di eine „Schlichtungsverein¬ 
barung“, die eine Schlichtung auch 
für den Fall vorsieht, dass eine Seite - 
in diesem Fall ver.di-dieser nicht zu¬ 
stimmt. In § 2 , Absatz 3 der „Schlich¬ 
tungsvereinbarung“ ist geregelt: 
„JedeTarifvertragspartei kann inner¬ 
halb von 24 Stunden nach Erklärung 
des Scheiterns der Tarifverhandlun¬ 
gen das Schlichtungsverfahren durch 
schriftliche Erklärung gegenüber den 
anderen Tarifvertragsparteien einlei¬ 
ten.“ Im dritten Absatz heißt es wei¬ 
ter: „Die Tarifvertragsparteien sind 
verpflichtet, sich auf das Schlich¬ 
tungsverfahren einzulassen.“ 

Mit dem Zusammentreten der 
Schlichtungskommission, „spätes¬ 
tens jedoch vom Beginn des dritten 
Kalendertages an, der auf den Tag 
der Anrufung der Schlichtung (...) 
folgt, besteht Friedenspflicht.“ (§ 9 ). 
Dementsprechend wurde der Streik 
der Kolleginnen und Kollegen aus¬ 
gesetzt. 

Ziel der Schlichtung ist eine Ei¬ 
nigungsempfehlung, die spätes¬ 
tens eine Woche nach Beginn der 
Schlichtung vorliegen soll. Die Frie¬ 
denspflicht endet, „wenn die Eini¬ 
gungsempfehlung nicht fristgemäß 
zugestellt wird“ (§ 9 , Absatz 2 ), oder 
wenn die Tarifverhandlungen, die auf 
Grundlage der Einigungsempfeh¬ 
lung weitergeführt werden sollen, 
von mindestens einer Tarifvertrags¬ 
partei für gescheitert erklärt werden. 
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„Oh ja, Knüppel frei!“ 

Militarisierung der Polizei gefordert 


Extreme Rechte abgeschlagen 

Bei den Bürgermeister- und Landrats¬ 
wahlen in Sachsen haben die NPD-Kan¬ 
didaten keine Erfolge erzielt. In Dres¬ 
den stimmte fast jeder zehnte Wähler 
für die Pegida-Kandidatin Tatjana Fes¬ 
terling. 

Besondere Beachtung bei der Wahl 
erfuhr der Urnengang in der Gemein¬ 
de Neuensalz im Vogtlandkreis, wo die 
NPD-Frau Beatrix Rink gegen die am¬ 
tierende ehrenamtliche Bürgermeisterin 
antrat. Entgegen vieler Befürchtungen 
erhielt Rink jedoch nur 16,9 Prozent der 
abgegebenen Stimmen und konnte sich 
damit nicht durchsetzen. Auch zur Land¬ 
ratswahl im Erzgebirgskreis schickte die 
NPD mit Rico George einen Kandida¬ 
ten ins Rennen. Mit 7,3 Prozent landete 
der 47-jährige Kälte- und Klimamonteur 
zwar vor dem Kandidaten der Grünen, 
das Amt des Landrates bleibt jedoch 
in den Händen des CDU-Kandidaten 
Frank Vogel. 

Auch bei den Landratswahlen im 
Landkreis Sächsische Schweiz-Osterz¬ 
gebirge blieb die NPD mit ihrem Kan¬ 
didaten Olaf Rose weitgehend erfolglos. 
Mit 10,6 Prozent der Stimmen landete 
er abgeschlagen auf Platz 3 der vier Ab¬ 
geordneten. Bei der Bürgermeisterwahl 
in der sächsischen Landeshauptstadt 
Dresden muss im kommenden Monat 
ein zweiter Wahlgang durchgeführt 
werden, weil kein Bewerber die absolu¬ 
te Mehrheit erreichte. Fast jeder zehnte 
Wähler stimmte in Dresden für die Pe¬ 
gida-Kandidatin Tatjana Festerling, der 
bei Umfragen nur etwa 2 Prozent vor¬ 
hergesagt worden waren. Das ehemali¬ 
ge AfD-Mitglied Festerling ist regelmä¬ 
ßiger Gast auf den Pegida-Kundgebun- 
gen und machte mit fremdenfeindlichen 
Äußerungen von sich reden. In Dresden 
waren sechs Kandidaten zur Oberbür¬ 
germeisterwahl angetreten, die Wahl¬ 
beteiligung lag in der Landeshauptstadt 
bei 51,1 Prozent. (blick nach rechts) 

Dublin-System am Ende 

„Endlich sind Herr de Maiziere und 
ich uns einmal einig: Das Dublin-Sys¬ 
tem funktioniert nicht! Diese Einsicht 
kommt überraschend: Hat er doch noch 
Anfang der Woche zusammen mit sei¬ 
nem französischen Kollegen Cazeneu- 
ve das Dublin-System als „Grundpfei¬ 
ler eines ausgewogenen Schengenraums 
ohne Binnengrenzen“ bezeichnet, an 
dem hartnäckig festgehalten werden 
müsse.“ erklärt Ulla Jelpke, innenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Fraktion „Die Lin¬ 
ke“, zu der Äußerung von de Maiziere 
auf dem evangelischen Kirchentag in 
Stuttgart. Jelpke weiter: 

„Leider zieht Herr de Maiziere aber 
noch immer die falschen Schlüsse aus 
der richtigen Erkenntnis. Wir brauchen 
weder das Dublin-System noch Vertei¬ 
lungsquoten, sondern ein neues Modell, 
das vor allem Faktoren wie bestehende 
familiäre Strukturen und Sprachvor- 
kenntnisse berücksichtigt und auf eine 
rasche und nachhaltige Integration 
der Schutzbedürftigen ausgerichtet ist. 
Eine gute Lösung bietet hier das „free 
choice“-Modell. Eine Flickschusterei an 
dem ohnehin bereits gescheiterten Dub¬ 
lin-System wäre hingegen ein weiterer 
Schritt in die falsche Richtung.“ 

Nach einem Kilometer 
war Schluss 

Hunderte Mitglieder mehrerer rechts¬ 
extremer Parteien und Anhänger freier 
Kräfte versammelten sich am Sonnabend 
in Neuruppin zum „Tag der deutschen 
Zukunft“. Gegen die „Überfremdung des 
deutschen Volkes“ sollte protestiert und 
marschiert werden. Doch bereits nach ei¬ 
nem Kilometer kam der Trupp zum Ste¬ 
hen - erstmals wurde die Demo in ihrer 
siebenjährigen Geschichte blockiert. 

Auf einem Kreisverkehr hatten es 
sich über Hundert Gegendemonstran¬ 
ten bequem gemacht - ein Weiterkom¬ 
men des politischen Gegners sollte un¬ 
terbunden werden. Polizeiführung und 
Dave Trick, Anmelder und NPD-Stadt- 
vertreter aus Neuruppin, konnten sich 
nicht einigen, der Rechtsextreme löste 
kurz vor 16 Uhr die Demonstration auf. 
Sichtlich zum Unmut der angereisten 
Gesinnungsgenossen. Diese hatten sich 
bei sengender Hitze bereits seit über ei¬ 
ner Stunde die Beine in den Bauch ge¬ 
standen und auf ein Weiterkommen ge¬ 
hofft. Vergeblich. 


E s vergeht kaum ein Tag, an dem 
bundesdeutsche Medien nicht 
über von Polizeibeamten began¬ 
gene Gewaltdelikte berichten. Trotz¬ 
dem inszenieren sich ausgerechnet 
die Polizisten, allen voran ihre soge¬ 
nannten Gewerkschaften, selbst re¬ 
gelmäßig als eine Art Freiwild, denen 
nirgendwo mehr mit Respekt begeg¬ 
net werde. Dies nicht ohne Erfolg. So 
kündigte die „schwarz-grüne“ Lan¬ 
desregierung in Hessen erst kürzlich 
an, eine Bundesratsinitiative zur Ein¬ 
führung eines „Schutzparagrafen 112“ 
zu starten. Dann würde Personen, die 
etwa einen Farbbeutel auf Beamten 
werfen, eine Haftstrafe von mindes¬ 
tens sechs Monaten bis hin zu fünf 
Jahren drohen. 

Vor allem vor dem Hintergrund 
jüngster Skandale der Polizei selbst 
sind derlei Pläne mehr als perfide. So 
war beispielsweise die Bundespolizei¬ 
direktion in Hannover erst Ende Mai 
bundesweit in die Schlagzeilen geraten, 
weil dort offensichtlich systematisch 
Migranten misshandelt und ernied¬ 
rigt worden waren. Dem folgte jüngst 
ein weiterer Skandal. So enthüllte der 
NDR, dass Beamte eben dieser Direk¬ 
tion bei Facebook extrem rechte und 


Die EU-Kommission hat vom 1. bis 
9. Juni im spanischen Sevilla neue 
Richtwerte für den Ausstoß von Schad¬ 
stoffen durch Großkraftwerke disku¬ 
tiert und festgesetzt. Die Umweltor¬ 
ganisation Greenpeace kritisiert dabei 
sowohl das Verhalten Deutschlands als 
auch den offensichtlichen Lobbyismus 
der Energiekonzerne. 

Nach einer Studie der Universi¬ 
tät Stuttgart sterben jedes Jahr mehr 
als 20 000 Europäer an den Abgasen 
von Kohlekraftwerken. Eine Ursa¬ 
che dafür ist das giftige Schwermetall 
Quecksilber, das bei der Verfeuerung 
von Braunkohle in die Atmosphäre ge¬ 
pustet wird. Es steht im Verdacht, die 
Risiken für Herzinfarkte, Krebs- und 
Alzheimer-Erkrankungen zu erhöhen. 
Die Bundesregierung dürfe deshalb 
nicht länger Zusehen, wie Braunkohle¬ 
meiler tonnenweise Quecksilber aus¬ 
stoßen, fordert Greenpeace-Energieex- 
perte Andree Böhling. Besserer Schutz 
sei rechtlich möglich, wirtschaftlich be¬ 
zahlbar und gesundheitspolitisch längst 
überfällig. 

Das Ausmaß der chronischen 
Quecksilberbelastung werde verharm¬ 
lost, meint der Mediziner Peter Jenn- 
rich, der gemeinsam mit dem Exper¬ 
ten für Toxikologie Fritz Kalberlah im 
Auftrag von Greenpeace eine Studie 
zum Thema erstellt hat. Schon gerin¬ 
ge Mengen Quecksilber im Körper 


Chronische 
Quecksilberbelastung 
wird verharmlost 


könnten demnach in Kombination mit 
anderen Schwermetallen gravierende 
Gesundheitsschäden verursachen. „Die 
Belastung für Mensch und Umwelt ist 
deutlich zu hoch, und es gibt dramati¬ 
sche Verdachtsmomente, dass Queck¬ 
silber neben neurologischen Schäden 
bei Kindern auch Krankheiten wie Alz¬ 
heimer begünstigt“, so Kalberlah. Jedes 
dritte Baby in der EU komme laut der 
Untersuchung schon mit zu viel Queck¬ 
silber im Körper auf die Welt. 

Besonders gefährdet seien Fisches¬ 
ser, heißt es in der Studie weiter. Das 
Quecksilber reichere sich über die 
Nahrungskette im menschlichen Kör¬ 
per an. Kleinere Fische, die zuvor be¬ 
lastete Algen und Kleinstlebewesen 
gefressen haben, werden von größeren 
gefressen, und diese landen auf dem 
Speiseplan von Menschen. Untersu¬ 
chungen aus Mecklenburg-Vorpom- 


gewaltverherrlichende Postings veröf¬ 
fentlichten. 

„Oh ja, Fußball. Rüstung an, Knüp¬ 
pel frei. Wir sind bereit“, schrieb bei¬ 
spielsweise ein Beamter. „Erstens 
Gummigeschosse drauf und zweitens 
Zahn um Zahn“, ein anderer. „Wann 
bekommen wir endlich Taser und 


ln den USA soll es bereits 
Hunderte Todesfälle 
infolge von Taser-Einsätzen 
gegeben haben 


Pumpguns?“ ein weiterer. Anderenorts 
fabulierten die Polizisten von einem 
„kriminellen Migrationsmob“ dem 
man mal zeigen müsse, wo es langgeht. 
All diese Vorfällen fechten die etablier¬ 
te Politik jedoch kaum an. Ihr geht es 
vielmehr maßgeblich darum, die Mär 
von angeblich ansteigender Gewalt 
gegen die Beamten zu befördern. Ver¬ 
lässliches Zahlenmaterial, welches der¬ 
lei untermauert, existiert unterdessen 
nicht wirklich. Gleiches gilt für Belege 
über rechtswidrige Polizeigewalt und 
verfassungsfeindliche und rassistische 
Äußerungen der Beamten. Der Grund 


Kohlekraftwerk Jänschwalde 

mern hätten ergeben, schreibt Green¬ 
peace in einer Pressemitteilung, dass 
jeder dritte Schwertfisch, jede siebte 
Buttermakrele und jeder zwanzigs¬ 
te Thunfisch den vorgeschriebenen 
Grenzwert überschreitet. 

Deutschland habe ein massives 
Problem mit Quecksilber, schreibt 
Greenpeace in einer Pressemittei¬ 
lung, aber die Bevölkerung sei weit¬ 
gehend ahnungslos. Das liege daran, 
dass die Grenzwerte von der Politik 
gemeinsam mit der Industrie in Hin¬ 
terzimmern abgestimmt werden. Öf¬ 
fentlichkeit und Parlamente blieben 
außen vor. Von den 352 Teilnehmern 
in Sevilla seien immerhin 192 Indus¬ 
trievertreter. 

Die Zeit ist dem Vorwurf nachge¬ 
gangen und bestätigte sie (Ausgabe 
3. Juni). So habe eine Abgesandte des 
spanischen Staates 114 Änderungsvor- 


für Letzteres ist dabei ganz einfach: 
Die meisten der von Polizistinnen und 
Polizisten begangenen Straftaten wer¬ 
den unter anderem aufgrund des in den 
Einheiten und Direktionen vorherr¬ 
schenden Korpsgeistes erst gar nicht 
zur Anzeige gebracht. In den seltenen 
Fällen, in denen dies doch der Fall ist, 
werden die Verfahren oftmals bereits 
von den Staatsanwaltschaften, die eng 
mit der Polizei Zusammenarbeiten, ein¬ 
gestellt, oder die Richter billigen den 
Beamten nicht nur ein staatliches Ge¬ 
walt-, sondern auch ein Wahrheitsmo¬ 
nopol zu, so dass die Verfahren spätes¬ 
tens vor Gericht ausgesetzt werden. 

Die Beamten selbst tun unterdessen 
aus ihrer Sicht gut daran, Debatten über 
angeblich zunehmende Gewaltanwen¬ 
dungen gegenüber Einsatzkräften wei¬ 
ter zu befördern. Sie zielen darauf ab, ei¬ 
ner weiteren Militarisierung der Polizei¬ 
kräfte Vorschub zu leisten. Tatsächlich 
spricht sich etwa seit geraumer Zeit die 
rechte Deutsche Polizeigewerkschaft 
(DPolG) dafür aus, Polizeibeamte mit 
sogenannten Tasern auszurüsten. Dabei 
handelt es sich um Elektroschockpisto¬ 
len, mit denen Metalldrähte mit Wi¬ 
derhaken abgefeuert werden können, 
die sodann einen 50 000 Volt starken 


Schläge eingebracht - alle im Namen 
von Verbänden der Elektrizitätswirt¬ 
schaft. Sämtliche sieben Delegier¬ 
te Griechenlands waren demnach für 
den Energiekonzern DIE tätig. Auch 
in der britischen Delegation waren Ver¬ 
treter der Stromriesen RWE und EDF. 
Die Deutschen waren nicht viel besser: 
Ein Experte des Bayerischen Landes¬ 
amtes für Umwelt trug passagenlang 
wortgleich die Eingaben zweier Indus¬ 
trielobbyisten des Bundesverbandes 
der Deutschen Elektrizitätswirtschaft 
(BDEW) und des Gesamtverbandes 
Steinkohle vor. 

So verwundert es letztlich nicht, 
dass die von der EU-Kommission vor¬ 
geschlagenen Grenzwerte für den Aus¬ 
stoß von Quecksilber zehnmal höher 
sind als nötig. Während die EU einen 
Grenzwert von 10 Mikrogramm pro 
Kubikmeter Abluft vorgeschlagen hat, 


Stromstoß in den Getroffenen abson¬ 
dern, der dessen Muskulatur lähmt und 
ihn bewegungsunfähig zu Boden fallen 
lässt. Während der Einsatz dieser Waf¬ 
fen in den USA Alltag ist, sind in der 
Bundesrepublik nur Sondereinsatzkom¬ 
mandos in Nordrhein-Westfalen und ei¬ 
nigen anderen Bundesländern mit der 
hochgefährlichen Waffe ausgerüstet. So 
bergen Taser vor allem für Herzkranke 
und Drogenkonsumenten lebensbe¬ 
drohliche Gefahren. Allein in den USA 
soll es bereits Hunderte Todesfälle in¬ 
folge von Taser-Einsätzen gegeben ha¬ 
ben. Während Amnesty International 
sich strikt gegen den Einsatz der ge¬ 
fährlichen Waffen positioniert hat, un¬ 
terstellen die DpolG-Funktionäre Kri¬ 
tikern, Argumente vorzubringen, „die 
entweder fehlendem Hintergrundwis¬ 
sen entstammen, oder aber ideologisch 
motiviert sind“. 

Opfer gewaltätiger Übergriffe der 
Polizei sind hingegen meist auf sich 
gestellt. Ihnen bleibt bestenfalls die 
Möglichkeit, sich an Hilfs- und Men¬ 
schenrechtsorganisationen wie Am¬ 
nesty International oder die Stiftung 
VICTIM.VETO zu wenden, die sich 
für Opfer polizeilicher Gewaltexzesse 
stark macht. Markus Bernhardt 


wären moderne Filteranlagen in der 
Lage, den Ausstoß von Quecksilber auf 
1 Mikrogramm zu senken. Teuer wäre 
es für die Energiekonzerne nicht: Un¬ 
abhängige Experten haben nach dem 
Bericht der Zeit die Kosten auf einen 
einstelligen Millionenbetrag pro Kraft¬ 
werk beziffert. 

Die Europäische Union bleibt mit 
ihren Grenzwerten im internationalen 
Vergleich zurück. Die geplante Ober¬ 
grenze für Quecksilber liegt doppelt so 
hoch wie in den USA. Bei den Stick¬ 
oxiden, die u.a. Atembeschwerden 
auslösen und Böden versauern lassen 
können, sieht es ähnlich schlecht aus. 
So sollen Steinkohlemeiler bis zu 150 
Milligramm Stickoxide pro Kubikme¬ 
ter Abluft freisetzen dürfen, Braunkoh¬ 
lemeiler sogar 180 Milligramm. In Chi¬ 
na sind dagegen nur 100 Milligramm 
erlaubt. Bernd Müller 


Gift im Essen 

Lobbyisten verhindern Verschärfung von Grenzwerten 
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„Europa anders machen“ 

Demonstration und Kundgebung in Berlin 


Vom Unterschreiten 
demokratischer Rechte 

Nazi-Aufmarsch in Frankfurt am 20. Juni geplant 


UZ: Rassisten und andere extreme 
Rechte mobilisieren aktuell zu ei¬ 
nem bundesweiten Aufmarsch, der am 
20. Juni in Frankfurt am Main statt¬ 
finden soll. Welche Ziele verfolgen die 
Rechten? 

Hans Christoph Stoodt: Die Gruppe 
Widerstand Ost-West (WOW) hat ein¬ 
tausend Demonstrantlnnen für eine 
Kundgebung und einen Marsch durch 
die Innenstadt angekündigt. Anmelde¬ 
rin ist Ester Seitz, ehemals Pegida. Sie, 
Michael Stürzenberger (DIE Freiheit, 
PI), der bekannte Islamhasser Michael 
Mannheimer und andere wollen der¬ 
zeit die Führung der Pegida-Bewegung 
an sich reißen, die sie Lutz Bachmann 
streitig machen. Sie repräsentieren ei¬ 
nen zum Faschismus hin offenen Flü¬ 
gel der Pegida-Bewegung im Westteil 
der BRD, indem sie mit Gruppen der 
„Pro“-Parteien, und solchen wie „Die 
Rechte“, „Der III. Weg“ usw. eng Zu¬ 
sammenarbeiten. Sie sind aber auch im 
Kontakt mit altbekannten Nazimulti¬ 
plikatoren wie Thomas „Steiner“ Wulff 
oder „SS-Siggi“ Borchardt. Es geht ih¬ 
nen um einen Machtkampf innerhalb 
der islamfeindlichen extremen Rech¬ 
ten. Lutz Bachmann agiert dabei von 
Dresden aus rigide und mit Auftritts¬ 
verboten, die er über Pegida e. V. durch¬ 
zusetzen versucht. Nicht etwa, weil er 
weniger rechts wäre, sondern weil er 
den Laden unter seiner Kontrolle hal¬ 
ten möchte. 

UZ: Was ist Ihr Ziel am 20. Juni? 

Hans Christoph Stoodt: Das ergibt 
sich aus der vorherigen Antwort: Wir 
müssen dem sogenannten WOW eine 
solch schwere Niederlage zufügen, dass 
sie ihren Plan ein für alle Mal aufge¬ 
ben. Das ist eine Frage, die sicher nicht 
nur für Frankfurt von Bedeutung ist. 
Deswegen planen die Anti-Nazi-Ko- 
ordination und andere, den Naziauf¬ 
marsch effektiv mit den Mitteln zivi¬ 
len Ungehorsams zu verhindern. Aber 
auch das „Römerbergbündnis“, es be¬ 
steht aus eher offiziellen Akteuren wie 
DGB, Kirchen, Jüdischer Gemeinde 
usw. hat eine Gegenkundgebung an¬ 
gemeldet, die zwar im Rahmen einer 
Protestkundgebung bleiben wird, aber 
in nächster Nähe zum angemeldeten 
Kundgebungsort des WOW angekün¬ 
digt wurde. Nach unserer Einschätzung 
führt das bereits dazu, dass die WOW- 
Veranstaltung an den Stadtrand verlegt 
werden könnte. Ein erster Teilerfolg. 

UZ: Bundesweit scheinen die Pegida- 
Anhänger zunehmend unter Mobili¬ 
sierungsschwierigkeiten zu leiden. Wie 
stellt sich die Situation in Frankfurt dar? 

Hans Christoph Stoodt: WOW tritt hier 
als Bündnis erstmals auf. Eine wirkli¬ 
che Basis hat es in Frankfurt bislang 
nicht. Pegida in Frankfurt ist schwach 
und in vier Gruppen zersplittert, die 
gemeinsam weniger als zweihundert 
Menschen mobilisieren können - was 
aufgrund interner Querelen aber nie 
passiert. Das Problem sind hier eher of¬ 
fene Nazis, AfD, REPs, deutsche Natio¬ 
nalisten wie die Gruppe um den Stadt¬ 
verordneten Wolfgang Hübner (Freie 
Wähler), rechtsevangelikale Funda¬ 
mentalisten und Gruppen wie die Pius¬ 
brüder, Rassisten und Identitäre. Gäbe 
es für sie alle ein gemeinsames attrak¬ 
tives Angebot, dann hätten wir schon 
eher ein Problem. 

UZ: Die Polizei ist bei den Protesten ge¬ 
gen derlei Aufmärsche in den vergange¬ 
nen Monaten mit der leider schon ge¬ 
wohnten Gewalt gegen Antifaschisten 
vorgegangen. Mit welchem Szenario 
rechnen Sie für den 20. Juni? 

Hans Christoph Stoodt: In der Tat. Wir 
von der ANK sind seit dem 5. Januar 
fast allwöchentlich auf der Straße ge¬ 
wesen, um Pegida-Veranstaltungen un¬ 


möglich zu machen. Fast jedes Mal gab 
es polizeiliche Faustschläge, Fußtritte, 
Knüppelschläge und Pfeffersprayan¬ 
griffe. Es wurden Fahnen der IG-Metall 
und der VVN polizeilich zerstört, Kol¬ 
leginnen und Kollegen der IG-Metall 
und viele andere mehrfach eingekes¬ 
selt. Es gab Verletzte und Festnahmen. 
Es gab aber auch sehr solidarische Ak¬ 
tionen bis hin zu Spontandemos zum 
Polizeipräsidium mit der Besetzung 



Dr. Hans Christoph Stoodt ist Pfarrer 
und Sprecher der Anti-Nazi-Koor- 
dination (ANK) Frankfurt am Main. 
Informationen: antinazi.word press, 
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einer großen Verkehrskreuzung, wo¬ 
durch wir der Forderung nach Freilas¬ 
sung von Festgenommenen Nachdruck 
verleihen konnten. Wie die Hüter der 
Herrschenden-Ordnung am 20. Juni 
auftreten, das wird wie immer von den 
Kräfteverhältnissen vor Ort abhängen. 
Je mehr entschlossene Menschen ge¬ 
gen den WOW auf der Straße sind und 
je unberechenbarer für die Polizei ihre 
politische Mischung ist, desto niedriger 
ist die Gefahr, dass es Gewalt seitens 
der Polizei gibt. 

UZ: Dass der Naziaufmarsch noch von 
den Behörden verboten wird, schließen 
Sie aus? 

Hans Christoph Stoodt: Ja. Das zeigt 
jedenfalls die Erfahrung in Frankfurt. 
Wir verstehen zudem antifaschisti¬ 
schen Widerstand vorrangig als gesell¬ 
schaftliche Aufgabe und appellieren 
nicht an die Behörden, ein Verbot zu 
verhängen. Wir nehmen allerdings zur 
Kenntnis, wie sie agieren und prangern 
das an: z.B. ein flächendeckendes Ver¬ 
anstaltungsverbot für alles anlässlich 
Blockupy 2012 - und keinerlei Aktivi¬ 
tät gegen den neofaschistischen WOW. 
Das sind klare anti-antifaschistische 
Selbstpositionierungen des staatlichen 
Sicherheitsapparats. 

UZ: Sie haben sich in der Vergangenheit 
intensiv mit anti-islamischem Rassismus 
beschäftigt. Welche Gegenstrategien 
empfehlen Sie der politischen Linken? 

Hans Christoph Stoodt: Direkte und 
kontinuierliche Kontakte mit Musli¬ 
men in Moscheegemeinden, Verbän¬ 
den, Gewerkschaften, politischen Or¬ 
ganisationen. Die Frage der Religions¬ 
zugehörigkeit ist zweitrangig, wenn es 
beiderseits um gemeinsames Handeln 


gegen extreme Rechte und Rassisten 
geht. Dagegen ist „Islamkritik“ immer 
dann ein Deckmantel für reaktionärs¬ 
ten Rassismus, wenn sie nicht zugleich 
allgemeine Religions- und damit kon¬ 
sequent immer auch Herrschaftskritik 
ist. Wo immer das nicht geschieht, geht 
es nicht um „den Islam“, sondern um 
vermeintliche Vorrechte der angeb¬ 
lich immer schon Hiergewesenen. Für 
Marxistinnen und Marxisten gilt wei¬ 
tergehend: „Islamkritik“ ist reaktionär, 
wenn sie nicht zugleich mit allgemei¬ 
ner Religions- und Herrschaftskritik 
immer auch mit gegen den Kapitalis¬ 
mus gerichteter Aktivität für eine an¬ 
dere Gesellschaft, also den Sozialismus/ 
Kommunismus verbunden ist. Unsere 
Position ist an der Seite rassistisch und 
nationalistisch angegriffener Kollegin¬ 
nen und Kollegen, unabhängig davon, 
ob oder was sie religiös glauben oder 
nicht. 

UZ: Fehlt der Linken in diesem Land 
eine geeignete Strategie in Sachen An¬ 
tifaschismus? 

Hans Christoph Stoodt: So würde ich 
das nicht formulieren. Aber richtig ist: 
spätestens im Jahr 2014 ist eine tiefe 
Krise der antifaschistischen Bewegung 
offensichtlich geworden, die schon lan¬ 
ge schwelt. Führende Organisationen 
aus dem Umfeld ehemaliger oder noch 
vorhandener mehr oder weniger „an¬ 
tideutscher“ Positionen haben sich in 
diesem Jahr aufgelöst oder umbenannt 
und den Antifaschismus aus dem Na¬ 
men gestrichen. Und das im Jahr der 
Ukraine-Krise, im Jahr „plötzlich ver¬ 
storbener“ Zeugen in der Aufarbei¬ 
tung des Komplexes NSU-Verfas- 
sungsschutz, im Jahr der zugespitzten 
Griechenland-Hetze, immer neuer 
Skandale im Bereich des milliarden¬ 
fachen regierungsamtlichen Grund- 
rechtsbruchs im NSA-Kontext - also 
dem Unterschreiten selbst der forma¬ 
len bürgerlich-demokratischen Rechte. 
Die Gruppen, die sich jetzt aufgelöst 
haben, haben nicht selten selbst eine is¬ 
lamfeindliche Grundhaltung, die nach¬ 
weislich schon seit Jahren sogar zur 
punktuellen Kooperation mit rechten 
Kräften geführt hat. 

Ich persönlich bin der Auffassung, 
dass solche Positionen objektiv rechts 
sind und im antifaschistischen Bereich 
darum nichts zu suchen haben. Dar¬ 
aus sollten in einer Phase der Reor¬ 
ganisation die Konsequenzen gezogen 
werden. Antifaschismus, Antimilitaris¬ 
mus und Antiimperialismus gehören 
in Theorie und Praxis, zusammen. Ich 
vermute: Dann, wenn das so und bun¬ 
desweit zwischen den heute aktiven 
Antifaschistinnen und Antifaschisten 
ausdiskutiert und zur Grundlage ge¬ 
macht worden ist, wird es leichter sein, 
wieder für breite Bündnisse über vor¬ 
handene und auch notwendig bestehen 
bleibende Unterschiede in antifaschis¬ 
tischen Gruppen, Organisationen und 
Initiativen hinweg zu schmieden. Der 
Weg dahin wird nicht leicht, aber er 
lohnt sich. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Die Kooperation für den Frieden und 
der Bundesausschuss Friedensratschlag 
rufen gemeinsam dazu auf, am 20. Juni, 
dem internationalen Weltflüchtlingstag 
und dem Beginn der weltweiten Grie¬ 
chenland-Solidaritätswoche, sich an der 
zentralen Demonstration und Kundge¬ 
bung „Europa anders machen“ in Berlin 
zu beteiligen. 

Die EU verstärkt ihre militarisier¬ 
ten Antworten und betreibt mit Fron¬ 
tex nicht nur Flüchtlings-Abschirmung 
sondern nimmt zugleich den Tod von 
tausenden Flüchtlingen in Kauf. Wenn 


20. Juni, Internationaler 
Weltflüchtlingstag und 
Beginn der weltweiten 
Griechenland- 
Solidaritätswoche 


im Mittelmeer der Flüchtlingsstrom mit 
ausgeweiteten kriegerischen Mitteln un¬ 
terbunden werden soll, droht ein Krieg 
gegen die Opfer der auch von der NATO 
mit verursachten Kriege. Nicht gewalt¬ 
same Mittel gegen die Flüchtlingsbewe¬ 
gungen, sondern der Einsatz von an den 
Fluchtursachen ansetzenden zivilen Mit¬ 
teln wird die humanitäre Krise wenden 
können. Ein militärisches Mandat zur 
gewaltsamen Flüchtlingsbekämpfung 
für die EU darf nicht erteilt werden. 

Die Zahl der Griechenland errei¬ 
chenden Flüchtlinge steigt weiter. An 
Griechenland ergeht die Aufforderung, 
für diese Menschen humanitäre Min¬ 
deststandards zu garantieren, und an die 
EU-Staaten, diese durch weitere huma- 


„Verfassungsschutzbericht“ 
von NRW veröffentlicht 

Der nordrhein-westfälische Innenmi¬ 
nister Ralf Jäger (SPD) hat am ver¬ 
gangenen Montag in Düsseldorf den 
„Verfassungsschutzbericht 2014“ vor- 
gestellt. Darin berichtet der Inlandsge¬ 
heimdienst unter anderem, dass die An¬ 
zahl der dem „extremistischen Salafis- 
mus zugeordneten Anhänger“ in NRW 
aktuell auf 2 000 Personen angestiegen 
sei. Im Bereich der extremen Rechten 
gebe es „immer wieder Anhaltspunkte 
für klar rechtsterroristisch-orientierte 
Gruppen, die oftmals auch konspirativ 
agieren und eine deutliche Gewaltbe¬ 
reitschaft gegenüber ihren Feindbil¬ 
dern haben“. Zudem existiere ein harter 
Kern „des Rechtsextremismus, der in¬ 
nerhalb rechtsextremistischer Parteien 
wie Pro NRW, NPD oder ,Die Rechte 4 
organisiert“ sei. „Wo immer möglich, 
werden wir versuchen, sie durch Ver¬ 
bote zu lähmen. Deshalb gehen wir mit 
allen zur Verfügung stehenden rechts¬ 
staatlichen Mittel gegen sie vor“, erläu¬ 
terte der Innenminister weiter. So sam¬ 
melten die Sicherheitsbehörden aktuell 
laut Jäger „alle Belege für ein mögli¬ 
ches Verbot der sogenannten Partei 
,Die Rechte 4 “. Der SPD-Politiker gab 
am Montag außerdem bekannt, er habe 
ein neues Rechtsgutachten in Auftrag 
gegeben, welches klären solle, welcher 
Weg zu einem Verbotsverfahren viel¬ 
versprechend sei. 

In Bezug auf linke, kommunisti¬ 
sche und sozialistische Organisatio¬ 
nen hat der Inlandsgeheimdienst in 
seinem jüngsten Bericht unterdessen 
nichts wirklich Neues mitzuteilen. So 
berichten die Schlapphüte über Koope¬ 
rationen von SDAJ und DKP, üben sich 
in der Stimmungsmache gegen außer¬ 
parlamentarische Linke und wollen 
verfassungsfeindliche Bestrebungen 
unter anderem bei innerparteilichen 
Strukturen der Linkspartei und bei 
deren Jugendverband ausgemacht ha¬ 
ben. (bern) 

Linkes Zentrum durchsucht 

Mehrere Dutzend Polizeibeamte ha¬ 
ben das linke Zentrum ladelante! in 
der Freiburger Glümerstraße durch¬ 
sucht. Dabei beschlagnahmten die Be¬ 
amten unter anderem Laptops, Com¬ 
puter und Wandmalfarben. In der 
Nacht zuvor war ein Farbangriff auf 
einen Veranstaltungsort der rechten 


nitäre Aufnahmeprogramme, Resettle- 
ment, erweiterte Familienzusammen¬ 
führung in Kooperation solidarisch zu 
unterstützen und auszuweiten. 

Während den Flüchtlingen durch 
EU-Staaten Menschenrechte vorent¬ 
halten werden, macht sich die EU an 
anderen Orten der Welt zu ihrem Für¬ 
sprecher. Dabei ist es gerade die neoli¬ 
berale EU-Politik, die durch die Miss¬ 
achtung sozialer Menschenrechte für 
massive Fluchtbewegungen mitverant¬ 
wortlich ist. 

Dieser Widerspruch gilt auch für die 
Griechenland-Politik der Bundesregie¬ 
rung und EU. Jahrelang wurden Grie¬ 
chenland Kredite geradezu aufgedrängt, 
u. a. auch für den Export von deutschen 
Rüstungsgütern, die zwischen 2002 und 
2011 ein gutes Viertel aller griechischen 
Rüstungsimporte ausmachten. Ermög¬ 
licht wurden diese Verträge durch Kor¬ 
ruption auf beiden Seiten. 

Gemessen am BIP ist Griechenland 
nach den USA das NATO-Land mit dem 
höchsten Anteil an Militärausgaben. Das 
darf keine griechische Regierung fort¬ 
setzen. Notwendig sind vielmehr frie¬ 
denspolitische Initiativen zur Verstän¬ 
digung besonders mit der Türkei aber 
auch zur Lösung des Zypernkonfliktes. 

Deutsche Rüstungsexporte nach 
Griechenland sind mitverantwortlich für 
die Schuldenkrise des Landes. Wir for¬ 
dern den konsequenten Stopp aller Rüs¬ 
tungsexporte. Darüber hinaus verlangen 
wir, dass die Verantwortlichen der mit 
den Rüstungsgeschäften einhergehen¬ 
den Schmiergeldzahlungen zur Rechen¬ 
schaft gezogen werden. 


Alternative für Deutschland (AfD), 
das Hotel „Zum Schiff“ in Freiburg-St. 
Georgen, erfolgt. Die Polizei versuch¬ 
te „auf fadenscheinige Art und Weise 
einen Zusammenhang zwischen dem 
Hotel und dem linken Zentrum zu 
konstruieren“, kritisierten Antifaschis¬ 
ten in einer Erklärung. Eine ursprüng¬ 
lich für letzten Dienstag geplante Ver¬ 
anstaltung der AfD mit ihrem Par¬ 
teisprecher Bernd Lucke wurde von 
dem Hotel abgesagt. „Laut des poli¬ 
zeilichen Durchsuchungsbeschlusses 
war der Grund für die Durchsuchung 
des linken Zentrums Aufrufe des Offe¬ 
nen Antifa Treffens Freiburg & Region 
[OAT] und der Antifaschistischen Lin¬ 
ken Freiburg (ALFR), die Veranstal¬ 
tung der AfD zu stören“, berichten die 
Nazigegner. Die genannten Gruppen 
hatten in der Vergangenheit regelmä¬ 
ßig dazu aufgerufen, sich der erzkon¬ 
servativen bis offen rechten AfD ent- 
gegenzustellen. (bern) 

Kampagne gegen Schlapphüte 

Verschiedene Bürgerrechtsorganisati¬ 
onen haben eine Unterschriftensamm¬ 
lung gestartet, in der sie dazu aufrufen, 
die bundesdeutschen Inlandsgeheim¬ 
dienste zu entmachten. Nach etlichen 
seiner Skandale sei der „Verfassungs¬ 
schutz“ aus Reformen gestärkt hervor¬ 
gegangen. So wolle es die Regierung 
auch diesmal: „Seine V-Leute sollen im 
Bundesverfassungsschutzgesetz festge¬ 
schrieben, seine gemeinsamen Daten¬ 
pools mit der Polizei sollen ausbaut 
werden“, kritisieren die Bürgerrecht¬ 
ler. Sie wollen „der Bundesregierung 
klar machen“, dass sie „kein Vertrau¬ 
en in den Inlandsgeheimdienst haben 
und ihn für überflüssig und gefährlich 
halten“. „Es wäre ein erneuter Skandal, 
wenn die VS-Behörden bundesweit ge¬ 
stärkt aus ihrem gewaltigen Desaster 
hervorgingen - und manches spricht 
gerade dafür. Doch spätestens nach 
dem grandiosen Versagen und den Ver¬ 
strickungen in Sachen NSU und NSA 
sollten ihnen die geheimen Mittel ent¬ 
zogen werden - und damit die Lizenz 
zur ideologischen Gesinnungskon¬ 
trolle, zum Führen von V-Leuten und 
zum Infiltrieren“, stellte Rolf Gössner, 
Rechtsanwalt, Publizist und Vizepräsi¬ 
dent der Internationalen Liga für Men¬ 
schenrechte, klar. Die Kampagne kann 
unter www.verfassung-schuetzen.de 
unterzeichnet werden, (bern) 



So soll es am 20 .6. in Frankfurt auch aussehen: Protest gegen Nazis. 
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Neues Memorandum 

„Der Ministerpräsident erklärt, dass 
er für die Rechte des Volkes und zum 
Nutzen des vereinigten Europas ver¬ 
handele. Aber die neue Vereinbarung, 
das neue Memorandum, die er her¬ 
beiführt, wird ein weiteres Mal zei¬ 
gen, dass die Rechte des Volkes und 
die Europäische Union vollständig 
unvereinbar sind“ So kommentierte 
die Kommunistische Partei Griechen¬ 
lands (KKE) die Verhandlungen zwi¬ 
schen der griechischen Syriza-Anel- 
Regierung und ihren Gläubigern. Die 
Partei schätzt ein, dass diese Verhand¬ 
lungen bald zu einem Abschluss kom¬ 
men werden, der weitere Steuerbelas¬ 
tungen für die breite Bevölkerung und 
Verschlechterungen im Sozialsystem 
vor sehen wird. 

Die Gewerkschaftsfront PAME 
mobilisierte gegen diese erwarteten 
Maßnahmen für den vergangenen 
Mittwoch zu Demonstrationen im gan¬ 
zen Land. Über 600 Gewerkschafts¬ 
gliederungen und weitere Organisati¬ 
onen hatten diesen Aufruf unterstützt. 
„Gleichzeitig“, so das internationale 
Sekretariat von PAME, „bereitet sich 
die klassenorientierte Gewerkschafts¬ 
bewegung auf einen Generalstreik vor, 
um dem neuen Memorandum zu be¬ 
gegnen.“ 

Frieden garantieren 

Bei den Friedensverhandlungen der 
kolumbianischen Regierung mit der 
Guerillaorganisation FARC haben sich 
die Unterhändler auf die Einrichtung 
einer Wahrheitskommission geeinigt. 
Sie solle die Opfer des Bürgerkriegs 
bei der Durchsetzung ihrer Rechte un¬ 
terstützen und einen dauerhaften Frie¬ 
den garantieren, hieß es am Donners¬ 
tag zum Abschluss der jüngsten Ge¬ 
sprächsrunde in Havanna. 

Getötet, verletzt, vertrieben 

Durch die Kämpfe im Jemen sind nach 
UNO-Angaben seit Mitte März fast 
2300 Menschen getötet worden. Etwa 
die Hälfte von ihnen seien Zivilisten 
gewesen, teilte das UNO-Büro für Not¬ 
hilfekoordinierung (OCHA) am Frei¬ 
tag in Genf mit. 

Fast 10 000 Menschen seien verletzt 
worden. Der Bürgerkrieg habe mehr 
als eine Million Menschen zu Vertrie¬ 
benen im eigenen Land gemacht, sagte 
OCHA-Sprecher Jens Laerke. 

Insgesamt sind laut OCHA mittler¬ 
weile mehr als 20 Millionen Jemeniten 
auf humanitäre Hilfe angewiesen. Für 
Hilfsorganisationen werde es immer 
schwieriger, die Notleidenden im Je¬ 
men mit Nahrung, Wasser und Medi¬ 
kamenten zu versorgen. 

Nächster Versuch 

Trotz der brutalen Maßnahmen der 
ägyptischen Behörden gegen die Oppo¬ 
sition und trotz des wiederholten Auf¬ 
schubs der Parlamentswahl empfingen 
Bundespräsident Gauck und Kanzle¬ 
rin Merkel den ägyptischen Staatsprä¬ 
sidenten Abd al Fattah al Sisi in der 
vergangenen Woche in Berlin. Protes¬ 
te gab es unter anderem gegen die di¬ 
rekte Kooperation deutscher Stellen 
mit den ägyptischen Repressionsap¬ 
paraten. Die Maßnahmen zielen nicht 
zuletzt auf die Flüchtlingsabwehr. Das 
Berliner Bemühen um eine neue Zu¬ 
sammenarbeit mit Kairo ist der jüngs¬ 
te Schritt in einer Reihe gescheiterter 
Versuche, stärkeren Einfluss auf Ägyp¬ 
ten, ein Schlüsselland in Nah- und Mit¬ 
telost, zu gewinnen. Die Kooperation 
der Bundesrepublik mit dem Mubarak- 
Regime endete mit dessen Sturz; ihre 
Zusammenarbeit mit der ägyptischen 
Muslimbruderschaft endete 2013 mit 
der gewaltsamen Absetzung des isla- 
mistischen Präsidenten Muhammad 
Mursi durch das ägyptische Militär. In 
beiden Fällen hat die deutsch-ägypti¬ 
sche Kooperation repressive Elemen¬ 
te gestärkt. Berlin knüpft nun erneut 
daran an. 

Bei den Gesprächen in Berlin ging es 
auch um neue Milliardenaufträge für 
deutsche Unternehmen. Den Geschäf¬ 
ten wird nicht zuletzt deshalb Bedeu¬ 
tung beigemessen, weil sie die Stellung 
Deutschlands in Ägypten erheblich 
stärken könnten - gegen den wachsen¬ 
den Einfluss nicht zuletzt Russlands. 

(www.german-foreign-policy.com) 


Umfangreich und scharf 

Die NATO-Provokationen gegen Russland der letzten drei Monate 


H inter dem Schleier von in den 
Giftküchen der USA-Geheim- 
dienste zusammengebrauten an¬ 
geblichen Bedrohungsszenarios des 
„Westens“ durch Moskau vollzieht sich 
entlang der russischen Westgrenzen ein 
provokatorischer militärischer Auf¬ 
marsch der NATO, der tatsächlich eine 
äußerst gefährliche Bedrohung für den 
Frieden in Europa darstellt. 

Am beispiellosen Charakter dieses 
Säbelrasselns hat kürzlich auch NA- 
TO-Generalsekretär Jens Stoltenberg 
bei einem Treffen mit dem USA-Präsi- 
denten Barack Obama keinen Zweifel 
gelassen. Vielmehr brüstete sich der 
ehemalige sozialdemokratische Mi¬ 
nisterpräsident Norwegens vor sei¬ 
nem Herrn und Gebieter in Washing¬ 
ton mit den Worten: „Das sind die 
umfangreichsten und schärfsten Ak¬ 
tivitäten kollektiver Verteidigung seit 
den Zeiten des kalten Krieges. Und 
wir schaffen Kommandostrukturen 
in allen osteuropäischen Ländern des 
Bündnisses, womit wir unterstreichen, 
die NATO existiert und die NATO ist 
hier.“ 

Die russischsprachige Netzzeitung 
„Swobodnaja Pressa“ (Freie Presse) 
bemerkt dazu: „Es lohnt nicht danach 
zu fragen, vor wem man sich mit die¬ 
ser Kollektiven Verteidigung 4 schützen 
will. Natürlich wird man in Washington 
und Brüssel sagen - ,vor dem arglisti¬ 
gen Rußland 4 . Das übrigens - und das 
gibt man in allen westlichen Hauptstäd¬ 
ten zu - um ein Mehrfaches hinter den 
NATO-Staaten hinsichtlich des Poten¬ 
tials an gewöhnlichen Waffen zurück¬ 
steht, von der Wirtschaftskraft ganz zu 
schweigen. Ungeachtet dessen, so folgt 
aus den Worten Stoltenbergs, erwartet 
man im Westen von Stunde zu Stunde 
einen Überfall Russlands. Wo ist da die 
Logik?“ 

Im Weiteren wird in dem am 27. Mai 
im Netz veröffentlichten Beitrag der 
„SP“ eine der Kürze wegen unvollstän¬ 
dige Zusammenstellung der NATO- 
Aktivitäten in unmittelbarer Nähe der 
russischen Westgrenzen in den Monaten 
März bis Mai dieses Jahres präsentiert. 
Wir geben sie in Folgendem gestrafft 
wieder: 

Anfang März wurden etwa 3.000 Solda¬ 
ten und Offiziere der 3. USA-Infante- 
rie-Division mit Panzern und anderem 
Kriegsgerät nach Lettland verlegt. Of¬ 
fiziell hieß es, zur Vorbereitung des in¬ 
ternationalen Manövers „Atlantic Re- 
solve“. In Wirklichkeit sind sie dort bis 
heute stationiert und laut USA-General 
John R. O'Connor sollen sie und ihre 
Waffen dort so lange bleiben, wie dies 
zur „Bändigung der russischen Aggres¬ 
sion“ erforderlich“ sei. 


4. März. Einheiten der 2. Ständigen Mi- 
nen-Räum-Gruppe der NATO sind zur 
Beteiligung an gemeinsamen Manövern 
mit den Seestreitkräften Bulgariens, Ru¬ 
mäniens und der Türkei ins Schwarze 
Meer eingelaufen. Flaggschiff der Grup¬ 
pe ist der US-Kreuzer „Vicksburg“. Zur 
Gruppe gehören weiter die kanadische 
Fregatte „HMCS Fredericton“, die tür¬ 
kische Fregatte „TCG Turgutreis“, der 


deutsche Tanker „FGS Spessart“, die ru¬ 
mänische Fregatte „ROS Regina Maria“ 
und die italienische Fregatte „ITS Ali- 
seo“. 

10. März. Abrahams-Panzer wurden per 
Eisenbahn nach Litauen verlegt. 

12. März. Ein Zug Abraham-Panzer und 
zwei Züge der USA-Luftlandetruppen 
sind in der estnischen Stadt Tapa age- 
kommen. 

15. März.Transporte mit gepanzerter 
Technik der NATO-Länder wurden in 
den Osten Rumäniens befördert. 

22. März. USA-Militärangehörige der 
Nationalgarde aus dem Staat Michigan, 
ausgerüstet mit 155-Millimeter-Haubit¬ 
zen, in Lettland eingetroffen. 

25. März. Einheiten des 2. Kavallerie- 
Regiments der USA-Armee rückten 
vom rumänischen Flughafen Constan- 
za aus bis wenige Kilometer an das 
ukrainische Gebiet Odessa heran. Am 
gleichen Tag begannen internationa¬ 
le Militär-Manöver in Rumänien und 
Bulgarien. 

26. März. Über (das neutrale) Österreich 
werden Transporte mit militärischer 
Technik der USA nach Osten befördert. 
In der Presse gibt es Berichte, dass „alle 
Hotels in Polen die Verfügung erhielten, 
sich darauf vorzubereiten, Truppen auf¬ 
zunehmen und sich auf Lazarette oder 
Stabsquartiere umzurüsten“. 


13. April. In Litauen begann das Manö¬ 
ver „Feuer-Donner“ mit Teilnahme von 
Soldaten und Offizieren aus Polen, den 
USA und Portugal. Zur Unterstützung 
der Infanterie wurden 155-Milimeter- 
Selbstfahr-Haubitzen des Typs „Paladin“ 
aus den USA ins Baltikum befördert. 
20. April. Luftlande- und Panzereinhei¬ 
ten der USA nehmen an Manövern in 
Estland teil. 


21. April. Kampfflugzeuge der NATO 
sowie auch Finnlands und Schwedens 
haben mit Manövern über dem Terri¬ 
torium der baltischen Staaten begon¬ 
nen. 

23. April. 15 „Ledere“-Panzer und 300 
französische Soldaten sind in Polen an¬ 
gekommen. 

30. April. 15 A-10-Kampfflugzeuge 
„Thunderbolt“ der 354. Expeditions-Staf¬ 
fel der USA-Luftwaffe sind auf einer est¬ 
nischen Luftwaffenbasis angekommen. 
4. Mai. In Norwegen haben Marine-Ma¬ 
növer der NATO unter der Bezeichnung 
„Dynamic Mongoose“ begonnen. Daran 
nehmen 5.000 Militärangehörige sowie 
20 Kriegsschiffe aus 11 Ländern teil. Ge¬ 
übt werde das Aufspüren und Vernich¬ 
ten feindlicher U-Boote. 

11. Mai. An der litauischen Küste be¬ 
gann das internationale Militärmanö¬ 
ver „Baltische Festung 2015“, an dem 20 
Kriegsschiffe beteiligt waren. 

18. Mai. Auf dem Territorium Rumäniens 
begannen bei dem gemeinsam mit den 
USA und Bulgarien veranstalteten Ma¬ 
növer „Platin-Adler 2015“ die Geschütze 
zu donnern. Nach Worten des Pentagon- 
Vertreters sollten bei den zweiwöchigen 
militärischen Übungen die Fertigkeiten 
von Infanterie und Scharfschützen sowie 
die Beherrschung von Antipanzersyste¬ 
men trainiert werden. 


25. Mai. Im finnischen Lappland, Nord¬ 
schweden und Nordnorwegen startete 
das Manöver „Arctic Challenge Exer- 
cise 2015“, das bis zum 5. Juni dauern 
soll. Daran nehmen mehr als 3.600 Mi¬ 
litärangehörige samt Militärtechnik teil, 
darunter Jagdflugzeuge der Typen F-16, 
F-18, Hawk TI, Tornado GR4, Mirage 
2000, Eurofighter Typhoon und Jas 39 
Gripen, Bomber, AWACS-Aufklärer 


und Tankflugzeuge. Aus der Legende 
der Übungen ging deutlich hervor, dass 
sie sich gegen die russischen Streitkräfte 
in der Arktis richteten. 

Am 5. Juni beginnen in der Ostsee zwei¬ 
wöchige NATO-Manöver unter der Be¬ 
zeichnung „Baitops 2015“, einschließ¬ 
lich Landungsübungen an der polni¬ 
schen Küste in provokatorischer Nähe 
zum russischen Gebiet Kaliningrad. Als 
Ergänzung zu den Kriegs- und Versor¬ 
gungsschiffen, die sich in der Ostsee 
befinden, soll zusätzlich der britische 
Hubschrauberträger „HMS Ocean“ 
teilnehmen. Außerdem sind in Schwe¬ 
den kürzlich acht strategische Bomber 
B-52 „Stratofortress“ der USA gelandet. 

Die Zusammenstellung macht deutlich: 
Es handelt sich um umfassende koordi¬ 
nierte militärische Manöver der NATO 
entlang der russischen Westgrenze, die 
durchaus als Übung eines Überfalls 
dieses aggressiven Militärpakts der 
USA und ihrer Satelliten auf Russland 
gesehen werden müssen. Welche Ge¬ 
fahren davon ausgehen können, zeigt 
ein Blick in die Geschichte, in der be¬ 
reits militärische Aufmärsche geringe¬ 
ren Ausmaßes an den Grenzen ande¬ 
rer Staaten zum Ausgangspunkt großer 
Kriege, bis hin zu den beiden Weltkrie¬ 
gen geworden sind. Willi Gerns 



Übung beendet: Soldaten der polnischen, US-amerikanischen und französischen Armee bei der Abschlusszeremonie einer 
NATO-Übung in Polen. 


Die Linke zusammenbringen 

Türkei: Wahlsieg der HDP, Brüche im Erdogan-Lager 


„Endlich beginnt eine neue Ära, nicht 
die Waffen, sondern die demokratische 
Politik wird im Vordergrund stehen“ 
Das erklärte Abdullah Öcalan im März 
2013 zum kurdischen Neujahrsfest. Die 
PKK verhandelte mit der türkischen 
Regierung 
und begann 
den Rückzug 
ihrer Kämp¬ 
fer. Gleichzei¬ 
tig formierte 
sich die HDP, die „Demokratische Par¬ 
tei der Völker“ als Zusammenschluss 
der kurdischen BDP und verschiede¬ 
nen linken türkischen Gruppen. Öca¬ 
lan hatte aufgerufen, „die kurdische 
Bewegung und die Linke der Türkei 
zusammenzubringen“, die HDP be- 
zeichnete er als „Erbin des revolutio¬ 
nären Kampfes“. Die Partei ist auch aus 
der ideologischen Neuorientierung der 
PKK hervorgegangen. 

Das Bündnis, das am vergangenen 
Sonntag als Gewinner aus den türki¬ 
schen Parlamentswahlen hervorging, 
reicht von liberalen bis hin zu Kräften 


mit revolutionärem Anspruch, von Ho¬ 
mosexuellenaktivisten bis hin zu kon¬ 
servativen, religiösen kurdischen Kräf¬ 
ten, die noch vor kurzem die regieren¬ 
de AKP Erdogans unterstützten. Trotz 
blutigen Terrors und trotz vielfältiger 
Manipulatio¬ 
nen im Wahl¬ 
kampf konnte 
die HDP da¬ 
mit die unde¬ 
mokratische 
10-Prozent-Hürde überwinden. Nach 
der Wahl würdigte Selahattin Demir- 
tas, einer der HDP-Vorsitzenden und 
die populärste Persönlichkeit der Par¬ 
tei, den „unverzichtbaren Beitrag“ 
Öcalans. Gleichzeitig fordet die HDP 
in ihrem „Wahlmanifest“ die EU-Mit- 
gliedschaft der Türkei, während die EU 
die PKK nach wie vor als Terrororgani¬ 
sation betrachtet. 

Genauso breit wie das Bündnis 
selbst war dementsprechend die Un¬ 
terstützung für die HDP aus Deutsch¬ 
land. Der Erfolg der HDP sei ein „Pa¬ 
radigmenwechsel in der Türkei. Es ist 


ein Bruch mit der dreizehnjährigen Al¬ 
leinherrschaft der AKP“, so die Links¬ 
partei-Abgeordnete Sevim Dagdelen, 
Sprecherin für Internationale Bezie¬ 
hungen ihrer Fraktion. Dagdelen ge¬ 
hört zu den Kräften, die die antimili¬ 
taristischen Positionen der Linkspar¬ 
tei verteidigen. Aber auch die Grünen 
hatten während des türkischen Wahl¬ 
kampfes die in Deutschland lebenden 
türkischen Staatsbürger aufgefordert: 
„Geben Sie ihre Stimme der HDP!“ - 
denn: „Wie wir Grüne steht das Bünd¬ 
nis der HDP für die Werte von Freiheit, 
Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit, Friede 
und Solidarität.“ 

Der Einzug der HDP ins Parlament 
verhindert die von Erdogan geplante 
Verfassungsänderung, mit der er als 
Präsident seine Macht weiter ausbau¬ 
en wollte. Auf diese Partei richten sich 
die Hoffnungen von Aktivisten des 
Gezi-Parks, die sich gegen die bruta¬ 
le Polizeigewalt des Erdogan-Regimes 
zur Wehr gesetzt hatten, von Kurden, 
die noch immer um ein gleichberech¬ 
tigtes Zusammenleben der Nationali¬ 


täten kämpfen, von Menschen, die sich 
von der konservativ-religiösen Umge¬ 
staltung der Türkei durch die AKP be¬ 
droht fühlen. „Atheisten, Homosexuel¬ 
le, Terroristen, das jüdische Kapital und 
die Feinde der Türkei ziehen am selben 
Strang“, hatte Erdogan nach einem On- 
line-Bericht der Zeitschrift Sozialismus 
im Wahlkampf geäußert - mit solchen 
Aussagen, mit seinen Angriffen auf die 
säkularen Traditionen der Türkei und 
seiner Politik einer „neoosmanischen“ 
Regionalmacht hat Erdogan selbst die 
Grundlage für das Wahlbündnis gelegt. 

Erdogans Politik war für eine ge¬ 
wisse Zeit wirtschaftlich erfolgreich. 
Inzwischen hat sich das Wirtschafts¬ 
wachstum verringert und das Defizit 
im Außenhandel vergrößert, die Ar¬ 
beitslosigkeit steigt und die Währung 
verliert an Wert. Auch für das in- und 
ausländische Kapital verliert Erdogan 
an Attraktivität. Verschiedene Medien 
berichteten schon unmittelbar nach der 
Wahl davon, dass die Konflikte inner¬ 
halb der AKP zunehmen. UZ 

Siehe auch Seite 7 


„Der Erfolg der HDP ist ein 
Paradigmenwechsel in der Türkei." 
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Über tausend Delegierte beim AKEL-Parteitag 

Die offene Zypernfrage braucht eine Lösung und unsere Solidarität 


A m vergangenen Wochenende 
begingen mehr als tausend De¬ 
legierte der „Fortschrittspartei 
des Werktätigen Volkes“ (AKEL) den 
22. Parteitag. AKEL, 1941 aus der frü¬ 
heren KP Zyperns hervorgegangen, 
ist eine originär Kommunistische Par¬ 
tei, was sich auch in der Zusammen¬ 
setzung der internationalen Gäste wi¬ 
derspiegelte. 51 Parteien waren auf die 
Insel gekommen, von Ausnahmen wie 
Syriza oder To Potami aus Griechen¬ 
land, Sinn Fein, dem Kurdischen Na¬ 
tionalkongress oder der Partei „Die 
Linke“ abgesehen, fast alles KPen. 

Aufgrund der Bedeutung der Par¬ 
tei im Land waren auch Botschafts¬ 
vertretungen wie die der BRD einge¬ 
laden. Der regionalen Nachbarschaft 
mit Griechenland und der Türkei we¬ 
gen wurden Grußworte sowohl von 
der KKE als auch von Syriza als der¬ 
zeitiger Regierungspartei in Griechen¬ 
land und der KP aus der Türkei erbe¬ 
ten; der Generalsekretär der KKE, Di- 
mitris Koutsoumpas, wurde aufgrund 
der historischen Verflechtung der bei¬ 
den Parteien mit außergewöhnlich 
starkem Applaus empfangen. Außer¬ 
dem sprachen auch Gabi Zimmer als 
Vorsitzende der GUE/NGL-Fraktion 
im EU-Parlament, Andrej Hunko, der 
Mitglied der Parlamentarischen Ver¬ 
sammlung des Europarats ist, sowie 
Vertreter/innen der KP Kubas, der 
Portugiesischen KP, der KP Chinas, 
der KP der Ukraine, der KP der Rus¬ 
sischen Föderation und der Palästinen¬ 
sischen Volkspartei vor dem Plenum 
des Parteitags. 

Die internationalen Gäste wa¬ 
ren nur am ersten der drei Tage des 
Kongresses zugegen. Dabei ging es im 
ersten Abschnitt um „Charakter und 
Identität von AKEE‘ und im zwei¬ 
ten um die Stellung der Partei an der 
„Frontlinie gesellschaftlicher Kräf- 


UZ: Die KPÖ Steiermark ist erneut mit 
zwei Mandaten im steiermärkischen 
Landtag vertreten. Wie bewertest du das 
Wahlergebnis? 

Claudia Klimt-Weithaler: Nach dem 
ersten Schock ist wieder ein bissl All¬ 
tag eingekehrt, Erleichterung es wie¬ 
der geschafft zu haben. Schock, weil 
wir gute Umfrageergebnisse hatten 
und dann, nach der ersten Hochrech¬ 
nung, wären wir rausgeflogen. Jetzt 
sehe ich das Wahlergebnis als Bestäti¬ 
gung für unsere Arbeit, weil wir trotz 
Verkleinerung des Landtages und 
den massiven Zugewinnen der FPÖ 
standgehalten haben. Die KPÖ ist in 
der Steiermark eine politische Kraft 
geworden, die ihren Platz hat, wenn 
er auch klein ist. Aber wir sind da. 
Wir haben Stimmen verloren, das ist 
schmerzhaft, aber die zwei Mandate 
haben wir gehalten! 

UZ: Was sind Deiner Meinung nach 
die Hauptfaktoren, dass die KPÖ nun 
schon die dritte Periode hintereinander 
in den Landtag gewählt wurde? 

Claudia Klimt-Weithaler: Die Leute 
wissen, was sie bekommen, wenn sie 
KPÖ wählen. Wir sind im Unterschied 
zu anderen Parteien draußen bei den 
Menschen und versuchen ihre Anlie¬ 
gen auch umzusetzen. Unsere Türen 
sind offen. Bei uns gibt es Mietrechts¬ 
beratung, Sozialsprechstunden. Wir 
sind auch eine Partei für die täglichen 
Sorgen, uns ist kein Problem zu klein. 
Und in dieser Periode spielte sicher 
eine Rolle, dass wir mit der Bevölke¬ 
rung Seite an Seite gegen die Kürzun¬ 
gen gekämpft haben. Z.B. haben wir, 
obwohl wir die kleinste Fraktion wa¬ 
ren, es mit Unterschriften, Aktionen 
und parlamentarischen Initiativen ge¬ 
schafft, dass der Regress abgeschafft 
wurde, die 2011 eingeführte Kostenbe- 



Die Fahne von AKEL und die Fahne 
Zyperns auf dem Parteitag. 


te“. In beiden wurde entsprechend 
auch eine Nachbetrachtung der Re¬ 
gierungszeit unter Präsident Dimitris 
Christofias (2008 bis 2013) vorgenom¬ 
men. Dabei wurde manche Kritik vor¬ 
getragen; die solidarische Diskussion 
vergaß aber nie den Umstand, dass 
die AKEL sich bald nach Regierungs¬ 
übernahme mit dem Ausbruch der 
Wirtschaftskrise besonders in Südeu¬ 
ropa auseinanderzusetzen hatte und 
manche Vorhaben nicht umgesetzt 
werden konnten. AKEL verlor die an¬ 
schließenden Wahlen deutlich gegen 


teiligungspflicht für Angehörige von 
Pflegebedürftigen. 

UZ: Was siehst du als Ursache für die 
vielen zusätzlichen Stimmen für die 
FPÖ und dass sie wieder zur drittstärks- 
ten Kraft im Landtag wurde? 

Claudia Klimt-Weithaler: Die FPÖ 

hat eigentlich im Wahlkampf wie im¬ 
mer rein auf das Thema Asyl und Aus¬ 
länderinnen gesetzt und damit Ängs¬ 
te geschürt, vor allem eben Emotio¬ 
nen bei den Menschen angesprochen 
und dadurch von vielen Steirerlnnen 
die Stimme bekommen. Gleichzeitig 
hat ein großer Teil von jenen, die ge¬ 
gen die Reformen der sog. „Reform- 

Claudia Klimt-Weithaler (44) ist Kin¬ 
dergartenpädagogin und Vorsitzen¬ 
de der KPÖ-Fraktion im steiermärki¬ 
schen Landtag. 


Partnerschaft“, wie sich die SPÖ-ÖVP- 
Koalition selbst nannte, ein Zeichen 
setzten wollten, ihr Kreuz bei der FPÖ 
gemacht. Beides ist für uns insofern 
schmerzhaft, weil die FPÖ beim Thema 
Asyl Probleme anspricht und keine Lö¬ 
sungen hat und haben will und gegen 
die Kürzungspolitik kaum aufgetreten 
ist, im Gegensatz zu uns. Jene, die sie 
gewählt haben, machen sich Sorgen um 
ihren Arbeitsplatz. In der Steiermark 
ist die Arbeitslosigkeit um über 7 Pro¬ 
zent gegenüber dem Vorjahr gestiegen. 
Über 50 000 Menschen brauchen der¬ 
zeit einen Arbeitsplatz. Die soziale Fra¬ 
ge spielt generell eine große Rolle. Und 
ganz zum Schluss gab es bei den meist¬ 
gelesenen Printmedien in der Steier¬ 
mark eine mediale Zuspitzung „Re¬ 
formpartnerschaft gegen FPÖ“. 

UZ: Was ist das Besondere an der Stei¬ 
ermark, dass es hier den Kommunistin¬ 
nen gelingt, mit Mandaten in Gemeinde- 


die Konservativen und verfügt derzeit 
über 19 der 56 Abgeordnetensitze. 

Auch gab es Debatten zu Statu¬ 
tenänderungen. Dabei ging es um 
Delegierten- und Vorstandswahlen 
auf der Ebene der Parteibasis. Außer¬ 
dem wurde von einer Minderheit be¬ 
antragt, eine Wahl des Generalsekre¬ 
tärs durch die Parteitagsdelegierten 
vorzunehmen. Dem wurde jedoch mit 
deutlicher Mehrheit widersprochen, 
weil man sich gegenüber der Praxis 
den Generalsekretär vom beim Par¬ 
teitag bestimmten Zentralkomitee 
bestimmen zu lassen, keine Zunahme 
an Demokratie verspricht, sondern 
eher eine Steigerung der Machtfülle 
zu befürchten wäre, sollte er sich auf 
die Berufung durch „die Basis“ bezie¬ 
hen wollen. 

Der derzeitige Generalsekretär ist 
Andros Kyprianou. In seiner Eröff¬ 
nungsrede führte er durch die Histo¬ 
rie von AKEL ebenso wie er zu ökolo¬ 
gischen Problemen sprach, denen sich 
die Partei zunehmend stellen müsse, 
bewertete die Regierungszeit und er¬ 
läuterte Zusammenhänge zur Europa¬ 
politik. Immer noch ist die Frage der 
geteilten Insel ein Thema, das auch in¬ 
ternationale Solidarität erfordert. Die 
anwesenden Parteien unterschrieben 
eine Erklärung, in der die Zypern¬ 
frage „in der Essenz ein internatio¬ 
nales Problem von Invasion und ille¬ 
galer Okkupation“ ist und forderten 
die Türkei auf, die Gewalt gegen die 
souveränen Rechte der Republik Zy¬ 
pern zu beenden und ihre Truppen von 
der Insel abzuziehen. AKEL änderte 
seine Haltung zur Europäischen Uni¬ 
on 1995, als man sich von einer EU- 
Mitgliedschaft eine Lösung des nati¬ 
onalen Problems erwartete. Einen in¬ 
teressanten Vortrag gab es durch den 
offiziellen Verhandlungsführer der 
griechisch-zyprischen Gemeinschaft 


Vertretungen und das Landesparlament 
zu kommen, was sonst in Österreich 
durchaus nicht üblich ist? 

Claudia Klimt-Weithaler: Als erstes hat 
das natürlich historische Gründe. Im 
Vergleich zu anderen Bundesländern 
war die KPÖ in der Steiermark nie 
wirklich aus der politischen Landschaft 
verschwunden. Und es hat mit unserer 
Arbeit zu tun und mit glaubwürdigen 
Personen, die die Arbeit umsetzen. Es 
ist ja bekannt, dass wir den größeren 
Teil unserer Einkommen für soziale 
Zwecke ausgeben, und nur einen klei¬ 
neren Teil für uns selbst behalten. 

Aber natürlich hat auch die Kon¬ 
zentration auf bestimmte Themen wie 
z.B. leistbares Wohnen sicher zu diesem 
Erfolg beigetragen. Konkrete Hilfe¬ 
stellung, direkt bei den Menschen sein, 
also nicht abgehoben agieren. Die KPÖ 
sieht man nicht nur in Wahlkampfzei¬ 
ten auf der Straße. 

UZ: Die „Reformpartnerschaft “ hat 16 
Prozentpunkte an Stimmen verloren - 
aber die Industriellenvereinigung steht 
klar hinter diesem Sozialabbauexpe¬ 
riment. Welche Möglichkeiten hat die 
KPÖ, gegen diese Phalanx der Herr¬ 
schenden die Interessen der Mehrheit der 
Bevölkerung zur Geltung zu bringen? 

Claudia Klimt-Weithaler: In der ver¬ 
gangenen Periode hatten wir auf parla¬ 
mentarischer Ebene kaum Möglichkei¬ 
ten und deswegen haben wir auch das 
gemacht, was in dieser Situation das 
einzig Richtige und Sinnvolle war: uns 
mit den Betroffenen in der steirischen 
Bevölkerung zu verbünden und ihnen 
unsere Unterstützung anzubieten. Ein 
Beispiel waren versuchte Kürzungen 
bei den Kindergartenpädagoginnen. 
Wir luden die Betroffenen zu uns ein. 
Sie deponierten ihre Wünsche bei uns. 
Und übers Parlament ist es uns gelun- 


bei den bilateralen Verhandlungen, 
Andreas Mavrogiannis. Der Vertreter 
der konservativen Regierung bewerte¬ 
te die Versuche der AKEL-Regierung 
zwischen 2008 und 2011 als positiv, auf 
denen seit den neuerlichen Verhand¬ 
lungen ab September 2014 seine Re¬ 
gierung aufbauen kann. Optimismus 
kommt auf durch den nordzyprischen 
Regierungschef Mustafa Akinci, der 
im April überraschend die Stichwah¬ 
len gewonnen hatte und einer Lösung 
des Konflikts positiv gesonnen scheint. 
Nordzypern wird international nur 
von der Türkei anerkannt, weshalb 
auch die Wahlen im Nachbarland mit 
Spannung erwartet wurden. Für deren 
Regierung unter Präsident Erdogan ist 
das Nordzypernthema allerdings eines, 
das gar nicht einer Lösung harrt - denn 
so hat man immer ein Druckmittel zur 
Hand, mit dem man, auch gegenüber 
der EU, wiederum andere Dinge er¬ 
reichen kann. 

Dem Parteitag war ein internati¬ 
onales Seminar zum Thema „Bedro¬ 
hungen durch den Faschismus und 
die reaktionären Kräfte in der Epo¬ 
che des Imperialismus und der Krie¬ 
ge“ vorgeschaltet. Die Sorge vor der 
Zusammenarbeit der imperialisti¬ 
schen Staaten mit rechten Kräften ist 
real und weltweit, wie die zahlreichen 
Beiträge unterstrichen. Dabei behan¬ 
delte der Beitrag der DKP die Rolle 
des bürgerlichen Staates zwischen Be¬ 
kämpfung des und Kollaboration mit 
dem Faschismus. In der Frage Krieg / 
Frieden ist der deutsche Imperialismus 
wie im Fall der Ukraine heute wieder 
bereit, mit faschistischen Kräften zu¬ 
sammenzuarbeiten, sei es offen, sei es 
durch Negierung deren Charakters. 
Die gemeinsame Währung war ein 
Weg in der EU eine Vorherrschaft zu 
übernehmen, der nun eine militärische 
Entsprechung folgt. Günter Pohl 


gen, das Gesetz in die Form zu brin¬ 
gen, die die Kinderpädagoginnen sich 
gewünscht haben. Es war eine gelunge¬ 
ne Verbindung von parlamentarischer 
und außerparlamentarischer Arbeit. 
Das gedenken wir fortzuführen. 

UZ: Siehst Du Möglichkeiten, über die 
Grenzen der Steiermark hinweg fort¬ 
schrittliche, demokratische alternative 
Protestbündnisse und Bewegungen ge¬ 
gen die neoliberale Kürzungspolitik zu 
schaffen? 

Claudia Klimt-Weithaler: Wir be¬ 
schäftigen uns mit den eigenen Aufga¬ 
ben hier in der Steiermark und unsere 
Ressourcen sind beschränkt. Wir haben 
zwar gute Wählerzustimmung, das heißt 
aber nicht, dass sich die Menschen alle 
an der Protest- und Widerstandsarbeit 
beteiligen. Wir wenden uns überhaupt 
nicht gegen österreichweite Bündnisse, 
aber wer soll sie initiieren? Hier in der 
Steiermark gibt es viele Gruppen au¬ 
ßerhalb der KPÖ, mit denen wir Zusam¬ 
menarbeiten und punktuell Bündnisse 
eingehen. Vielleicht wären wir sonst 
nicht mehr im Landtag. 

UZ: Was werden die nächsten Schritte 
sein? 

Claudia Klimt-Weithaler: Wir müssen 
abwarten, welche Regierungskonstel¬ 
lation zustande kommt, dann sehen wir 
auch, wie wir unsere Arbeit als Oppo¬ 
sitionspartei anlegen werden. Für uns 
steht fest, wir sind für die da, die sonst 
nicht gehört werden. Und nachdem 
eine weitere Schließungswelle bei den 
Krankenhäusern ins Haus steht, wer¬ 
den wir gemeinsam mit den Beschäf¬ 
tigten und Betroffen gegen einen Kahl¬ 
schlag im Gesundheitsbereich kämp¬ 
fen. Und wir werden sicher weiterhin 
das soziale Gewissen im Landtag sein. 

Die Fragen stellte Anne Rieger. 


Dokumentiert 


Nicht nur ein 
Erdogan-Problem 

Zu den Parlamentswahlen in der Türkei 
trat die Kommunistische Partei (Komü- 
nist Parti - KP) mit einer eigenen Liste 
an. Nach den Wahlen erklärte die Partei: 

„Erdogan, der durch die Volksbewegung 
im Juni vor zwei Jahren ins Schwanken 
geriet, nahm an, die 10-Prozent-Hürde 
und ein kaputtes Wahlsystem könne ihn 
und seine Mehrheit im Parlament immer 
und ewig sichern. Doch dass das Gegen¬ 
teil geschah, ist einerseits die kühle Iro¬ 
nie der Geschichte und andererseits ein 
klares Zeichen der Ungewissheit, die auf 
die Türkei zukommt. 

Die AKP ist eine Interessenorgani¬ 
sation, eine reaktionäre Bande, der nach 
dem Ende der Alleinregierung ein Zu¬ 
sammenfall drohen könnte. Die einzige 
vorübergehende Rettung der AKP vor 
diesem Ende kann eine Reorganisation 
sein. Doch dies würde einen erneuten 
,Heiratsvertrag 4 mit dem transnationa¬ 
len Kapital erforderlich machen. (...) Ob 
eine solche Lösung eine dauerhafte Sta¬ 
bilität und genug Energie und Zeit mit 
sich bringen wird, die den Forderungen 
des System gerecht werden können, ist 
höchst zweifelhaft. (...) In jedem Fall 
wird die ,neue AKP 4 , an deren Mitge¬ 
staltung die Arbeitgeberverbände seit 
einiger Zeit teilhaben, viel gefährlicher 
sein als je zuvor. 

Auch die politische Landschaft, in de¬ 
ren Zentrum die HDP positioniert wird 
(...), ist weit entfernt von Stabilität. Die¬ 
jenigen, die revolutionäre 4 Absichten 
hegen; die das System stabilisieren wol¬ 
len; die denken, dass die kurdische Nati¬ 
onalbewegung und der Kurdenkonflikt 
die Ruhe stören, haben sich gegen Erdo¬ 
gan verbündet, wodurch die Stimmen der 
HDP insgesamt angestiegen sind. 

Durch die vielen Stimmen, die die 
HDP bekommen hat, entsteht eine kon¬ 
krete Basis, auf der durch die Sozialde¬ 
mokratie und generell die System-Linke 
eine Reorganisation aufgebaut werden 
kann. Doch auch dieser Boden ist rut¬ 
schig und nicht unbedingt geeignet, um 
Stabilität versprechen zu können. 

Die aktuellen Positionen der Lin¬ 
ken und der Rechten auf der politischen 
Landkarte der Türkei, darf in Hinsicht 
auf die Ergebnisse der Wahlen nicht nur 
in Relation zu Erdogan bewertet wer¬ 
den. Der Erdogan-Hass führte zwar bei 
manch einem Teil der Bevölkerung zu 
einem politischen Reflex, doch bei ei¬ 
nem anderen Teil stumpfte es die politi¬ 
schen Interessen ab. Die Türkei hat ein 
Erdogan-Problem! Doch die Probleme 
der Türkei sind nicht auf Erdogan zu re¬ 
duzieren. Die bevorstehenden Debatten 
zur Zukunft der Türkei können nur dann 
an Bedeutung gewinnen, wenn sie auch 
konkrete Lösungen zu bieten haben. 

In der Türkei steigen Arbeitslosig¬ 
keit und Armut ständig und tiefe soziale 
Ungleichheiten bestimmen den Alltag. 
Die von imperialistischen Plänen pro¬ 
vozierten regionalen Konflikte können 
jeden Augenblick auf die Türkei über¬ 
springen und zu einem Blutbad werden. 
Niemand wird wohl behaupten wollen, 
dass der Kurdenkonflikt allein mit den 
vielen Stimmen der HDP gelöst ist. Die 
Islamisierung des sozialen Lebens und 
der Politik wird weitere, immer größer 
werdende Probleme im Alltag eines je¬ 
den verursachen. (...) Die Kommunisti¬ 
sche Partei wies vor den Wahlen wieder¬ 
holt auf diese Probleme hin, doch konnte 
keinerlei Einfluss auf die Anti-Erdogan- 
Achse oder die hoffnungsvollen Illusio¬ 
nen genommen werden. 

Die Kommunistische Partei sah den 
Tatsachen ins Auge und nahm aus ge¬ 
nau diesen Gründen an den Wahlen 
teil. (...) Diese Entscheidung war legi¬ 
tim und richtig. (...) Es steht fest: Wir 
haben es nicht geschafft, Wähler für 
uns zu gewinnen. Aber wir haben die 
Existenz der Linken gefestigt, die sich 
nicht ins System integrieren lässt. (...) 
Es ist uns bewusst, dass wir noch mehr 
tun müssen, um diese Spur in eine so¬ 
ziale Kraft zu überführen, um unseren 
aktuellen und historischen Aufgaben 
gerecht werden zu können.“ 

Zentralkomitee der Kommunistischen Partei, 
7. Juni 2015 (Auszüge) 


Für die, die nicht gehört werden 

KPÖ Steiermark: „Weiterhin das soziale Gewissen im Landtag“. Interview mit Claudia Klimt-Weithaler 
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Gegengipfel, München 


Die Demonstration ist eingekesselt. 


Über allen Wipfeln Garmischs 
ist wieder Ruh‘ - Noch! 


Demosanitäter versorgen eine mit Pfefferspray verletzte Demonstrantin. 


H itze, Regenfälle, verängstigte 
und mutige bayerische Bürger, 
27 000 Polizisten, CIA-Scharf- 
schützen im unwegsamen Gelände 
der weit ausgedehnten Schutzzone 
rund um das Schloss Elmau, ein Heer 
an Presse- und Fernsehteams, dazu ein 
paar Tausend sehr mutige Demonst¬ 
ranten - und die G7-Staats- und Re¬ 


gierungschefs, die Jean Ziegler, Mit¬ 
glied des UN-Menschenrechtsrats, in 
Redebeiträgen rund um den G7-Gip¬ 
fel-Protest als „Marionetten - der Fi¬ 
nanzmafia“ bezeichnete -, all dies hat¬ 
te Garmisch-Partenkirchen rund um 
den G7-Gipfel vom 5. bis 8. Juni sei¬ 
nen mehr oder gar nicht (sprich G7- 
Gipfel-Gegner) willkommenen Gäs¬ 
ten zu bieten. Dennoch wurde zweier¬ 
lei nicht geboten: 1. Das Stoppen des 


offiziellen G7-Gipfels, was auch nicht 
zu erwarten war. 2. Das von der bay¬ 
erischen Staatsregierung in Garmisch 
herbeifabulierte Gewaltinferno durch 
linke bundesdeutsche und ausländi¬ 
sche Krawallmacher. Dieses blieb, bis 
auf wenige Scharmützel (zur Freude 
der Presse und des Fernsehens), wäh¬ 
rend der Großdemo aus. 


Somit musste sich der Anti-G7- 
Protest im Wesentlichen auf die Ar¬ 
tikulation radikaler gesellschaftsver¬ 
ändernder Forderungen beschränken, 
die im Kern den Umbruch des die 
Welt zerstörenden kapitalistischen - 
durch die G7-Staaten repräsentier¬ 
ten - Systems einforderten. 

Die Protesttage begannen am 
5. Juni mit einem Tag der „internatio¬ 
nalen Solidarität“. Südamerikanische 


Aktivisten berichteten über die bru¬ 
tale Ausbeutung von Mensch und Na¬ 
tur durch Konzerne der G7-Staaten im 
Namen der „Green Economy“, die nur 
dem Profit dieser Konzerne diene. In 
der BRD lebende Migranten berich¬ 
teten über die enormen Schwierig¬ 
keiten sich in der BRD integrieren zu 
können. Ein tunesischer Aktivist legte 
dar, warum er und viele seine Freunde 
Tunesien verlassen wollen: Es gibt kei¬ 
ne Febensperspektiven, keine Arbeit, 
von der man leben kann. 

Der 6. Juni stand im Zeichen einer 
Großdemonstration, die, trotz der am 
4. Juni in München bereits mit 40 000 
G7-Gegnern stark besetzten Demo, 
noch 5 000 Aktivisten nach Garmisch 
zog. Das Bild der Demo war politisch¬ 
inhaltlich bunt, schrill und laut, zeig¬ 
te, dass über alle politischen Anschau¬ 
ungen hinweg nur ein gemeinsames 
Handeln befähigt, der Forderung nach 
der dringend benötigten Veränderung 
der Gesellschaft Ausdruck zu verlei¬ 
hen. DKP und der SDAJ waren in 
München sowie auch in Garmisch prä¬ 
sent. In Garmisch agierte die SDAJ an 
verantwortlicher Stelle, und während 
der Demo waren der gemeinsam von 
‘solid und SDAJ gecharterte Faut- 
sprecherwagen und die vielen SDAJ- 
Fahnen unübersehbar. 

Am 7. Juni, dem Tag der Sternmär¬ 
sche, die das Schloss Elmau zum Ziel 
hatten - aber auf Grund beträchtli¬ 
cher Einschränkungen durch die Be¬ 
hörden das Ziel nicht erreichen konn¬ 
ten -, war, wie all die anderen Akti¬ 
onstage, dennoch ein voller Erfolg: 
Aktivisten konnten trotz massiven 
Polizeiaufgebots die Protokollstre¬ 
cke von Klais nach Elmau blockieren. 

Auf den beiden alpinen Bergstre¬ 
cken trotzten zudem über 300 Ak¬ 
tivisten an diesem Tag den steilen 
Berganstiegen, der starken Sonnen¬ 
einwirkung - und den Hundertschaf¬ 
ten an Polizei, die, überall im Wald 


aufgestellt, das Recht auf Demons¬ 
trationsfreiheit nur rudimentär ge¬ 
währten. 


Die Abschlusskundgebung am 
8. Juni mit rund 200 Aktivisten fass¬ 
te die letzten ereignisreichen Tage in¬ 
haltlich zusammen: Die Kundgebungs¬ 
und Demonstrationsziele wurden trotz 
massivster Behinderungen durch den 
Sicherheitsapparat durchgesetzt. Das 
macht Mut, weitere Demonstrationen 
und Kämpfe zu organisieren, nicht nur 
hier, sondern überall dort, wo der Kapi¬ 
talismus das Denken und Handeln der 
Menschen zu bestimmen sucht, die für 
ihn nichts weiter dar stellen als Objekte, 
die den Profit zu sichern haben. 

Am 20. Juni stehen sich in Berlin zur 
„Europa.Anders.Machen“-Demo wie¬ 
der symbolisch die Klassengegensätze 
gegenüber - über den Wipfel ist nur 
scheinbar Ruhe eingekehrt. 

buechnerstaedter@outlook.com 


Erste Hilfe bei einer Kopfverletzung. Die Polizei hatte die Demonstration auch 
mit Knüppeln angegriffen. 







„Heile Welt“: Obama und Merkel vor 
dem Gipfel und ganz „volksnah“. 
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Immer in vorderster Linie 

Portugiesische Kommunisten bereiten sich 

auf Wahlen im Herbst vor. Gespräch mit Jerönimo de Sousa 


Kolumne von Nina Hager 

Kein Abschied 
von der Politik? 


UZ: Im September wird in Portugal ein 
neues Parlament gewählt. Welche Aufga¬ 
ben und welche Orientierung für eure Po¬ 
litik verbindet ihr damit? 

Jerönimo de Sousa: Das Ziel, das wir 
für diese Wahlen haben, ist an erster 
Stelle der Sturz der rechten Regierung. 
Aber untrennbar mit diesem Ziel ver¬ 
bunden ist die Überwindung der Poli¬ 
tik der Rechten und - in dem Maße, wie 
sie gemeinsam mit der Rechten verant¬ 
wortlich ist für diese Politik - der sozi¬ 
alistischen Partei. Einer Politik, die sie 
bisher umsetzen und Portugal in eine 
dramatische Situation gebracht hat. Ne¬ 
ben diesen Zielen wollen wir bei der 
Wahl eine politische Alternative deut¬ 
lich zum Ausdruck bringen. Diese Al¬ 
ternative charakterisieren wir als eine 
patriotische und linke Politik. Und das 
setzt einen Bruch mit diesem Weg vor¬ 
aus. Daher ist die Stärkung der PCP und 
der CDU, des Wahlbündnisses, an dem 
sich die PCP beteiligt, ein entscheiden¬ 
des, grundlegendes Moment. Alles weist 
darauf hin, dass unsere Partei und die 
CDU weiter wächst und voranschreitet. 

Die große Herausforderung ist, mit 
der Politik der Rechten zu brechen und 
den Weg für eine Alternative zu öffnen. 
Unser Vorschlag geht von einigen zent¬ 
ralen Punkten aus: Die Notwendigkeit 
der Neuverhandlung der Schulden, die 
ein dramatisches Niveau erreicht haben. 
Nur, damit ihr eine Vorstellung davon 
bekommt: Seit 2008 bis 2015 mussten wir 
170 Mrd. Euro zahlen - und zwar nur für 
die Zinsen, ohne dass die Schuldensum¬ 
me sich verringert hätte und auch ohne 
dass der Schuldendienst sich verringert 
hätte. Ohne Verhandlung gibt es keine 
finanziellen Mittel, um Investitionen im 
öffentlichen Sektor zu machen, die das 
wirtschaftliche Wachstum und die wirt¬ 
schaftliche Entwicklung ermöglichen 
würden. 

Ein zweiter zentraler Punkt ist die 
Erhöhung der nationalen Produktion 
und der Produktivität: Ein Schlusspunkt 
unter den Privatisierungsprozess, indem 
der Staat die öffentliche Kontrolle über 
die strategischen Sektoren der Wirt¬ 
schaft wiedergewinnt - insbesondere 
über die Handelsbank; eine Politik, die 
die mittleren und kleinen Produzenten, 
die Produzenten im landwirtschaftlichen 
Bereich unterstützt. 

Ein dritter zentraler Punkt: Den 
Werktätigen und den Rentnern all das 
wieder zurückzugeben, was ihnen über 
die Jahre geraubt wurde. Ebenso die 
Wiederherstellung der arbeitsrechtli¬ 
chen Errungenschaften, die in den letz¬ 
ten vier Jahren auch geraubt wurden. 

Ein weiterer zentraler Punkt ist die 
Wiederbelebung der zentralen Funktio¬ 
nen des Staates: Im Bildungswesen, bei 
der sozialen Sicherheit und im Gesund¬ 
heitswesen. Und schließlich eine ande¬ 
re Steuerpolitik. Die Beendigung des 
Raubzugs, dem die Werktätigen und die 
Rentner unterworfen worden sind, der 


Ausplünderung, die durch eine brutale 
Erhöhung von Steuern erfolgte. Statt- 
dessen müssen die Gewinnsteuern und 
Dividendensteuern des Großkapitals er¬ 
höht werden, sowie alle Kapitalsteuern 
auf große Vermögen. 

Der letzte zentrale Punkt: Die Wie¬ 
dergewinnung der nationalen Souverä¬ 
nität. Die Politik der EU zu beenden, 

Jerönimo de Sousa ist General¬ 
sekretär der Portugiesischen 

Kommunistischen Partei (PCP). 

die mit ihren Instrumenten und Orien¬ 
tierungen dazu führt, dass die gegen¬ 
wärtige Abhängigkeit besteht. Bei die¬ 
ser Frage sind wir der Auffassung, dass 
es dringend notwendig ist, einen mögli¬ 
chen Ausstieg aus dem Euro zu untersu¬ 
chen und vorzubereiten - dies nicht als 
plötzlichen Akt, sondern als einen Pro¬ 
zess. Dabei müssen wir versuchen, dies 
gemeinsam mit anderen Ländern anzu¬ 
gehen, die in dieser Situation sind - das 
ist nicht nur Griechenland, sondern auch 
Italien, selbst Spanien und noch weitere, 
die unter diesen auf erlegten Bedingun¬ 
gen leiden. 

Das sind in ganz groben Zügen die 
zentralen Punkte der politischen Alter¬ 
native, für die wir eintreten. 

UZ: Im Jahr 2012 habt ihr die Orientie¬ 
rung auf eine „patriotische und linke Po¬ 
litik“ erweitert hin zu einer „patriotischen 
und linken Politik und Regierung“ Mein 
Eindruck ist, dies ist anscheinend manch¬ 
mal missverstanden worden, als würdet 
ihr damit auf eine Koalition im bürgerli¬ 
chen Sinn orientieren, statt auf eine Bün¬ 
delung von Klassenkräften. Was sind die 
Kräfte, die ihr wirklich seht und auf die 
ihr baut? 

Jerönimo de Sousa: Wir sind der Auffas¬ 
sung, dass nur eine linke patriotische Re¬ 
gierung in der Lage ist, die Politik, die wir 
verteidigen und vorschlagen, tatsächlich 
umzusetzen. Mit wem? Mit all denen, die 
sich von der aktuellen Politik beleidigt 
und angegriffen fühlen. Der Zusam¬ 
menschluss von Schichten und Klassen, 
die antimonopolistisch sind: Organisa¬ 
tionen, soziale Bewegungen, politische 
Kräfte, mit Demokraten, mit Patrioten, 
die mit der Perspektive Zusammenarbei¬ 
ten, dass sie bereit sind, diese alterna¬ 
tive Politik zu unterstützen. Das ist ein 
Prozess, der im Aufbau begriffen ist und 
nicht bereits fertig existiert. Aber es gibt 
Bewegung in diese Richtung. Insbeson¬ 
dere gibt es Anzeichen im Umfeld, die 
wir wahrnehmen, wo eingeschätzt wird: 
Die PCP, die kann das schaffen. 

Gemeinsam haben die Rechten, 
die PSD und die CDS, mit der Sozia¬ 
listischen Partei, die sich in den letzten 
38 Jahren in der Regierung abgewechselt 
haben, gezeigt, dass sie in den struktu¬ 
rellen Fragen alle vom gleichen Schlag 
sind - Mehl aus dem selben Sack, wie 
man in Portugal sagt. 


UZ: Die PCP ist eine der stärksten 
kommunistischen Parteien in Europa. 
Worin sehr Ihr den Grund für diese 
Stärke? Welche Rolle spielt die Orga¬ 
nisationskraft der Partei und welche 
Rolle spielt dabei die Bildungsarbeit? 

Jerönimo de Sousa: Wir sind eine 
kommunistische Partei mit unserer 
eigenen Identität, mit unserer eige¬ 
nen Ideologie und mit einem Projekt. 
Aber wir könnten sagen, dass der 
Schlüssel, das Geheimnis der Stärke 
unserer Partei ihre tiefe Verbindung 
mit den Werktätigen und dem Volk 
Portugals ist. Der Grund liegt in der 
Fähigkeit, den organisierten Kampf 
voranzutreiben, in den Betrieben, an 
den Arbeitsstätten und auch da, wo 
die Menschen leben. Wir können sa¬ 
gen, dass es heute keinen einzigen 
Kampf in ganz Portugal gibt, wo die 
kommunistische Partei nicht in vor¬ 
derster Linie steht. Wir haben eine 
umfassende, integrale Auffassung 
von dem, was Bildungsarbeit und Or¬ 
ganisierung bedeutet. Je höher unser 
Aktivitätsgrad ist, umso stärker wird 
die Organisation. Und je stärker die 
Organisation ist, umso größer ist die 
Fähigkeit für Aktionen. Als Beispiel: 
Wir haben im vergangenen Jahr eine 
Kampagne gestartet, dass wir zwei¬ 
tausend neue Mitglieder aufnehmen 
wollen, und am Jahresende haben 
wir 2127 neue Mitglieder gehabt. Das 
heißt, unser Vertrauen ist kein ätheri¬ 
sches, irgendwo schwebendes Vertrau¬ 
en, sondern es ist ein Vertrauen, das 
aus der Realität erwächst. 

UZ: Im September gibt es noch vor 
den Wahlen das „Festa do Avante!“ 
das Fest eurer Parteizeitung. Wie weit 
seid ihr mit den Vorbereitungen? 

Jerönimo de Sousa: Wie die Genossen 
verstehen werden, wird es eine riesi¬ 
ge Anstrengung sein, das Fest vorzu¬ 
bereiten und die Vorwahlkampagne 
durchzuführen, die natürlich das ge¬ 
samte Parteikollektiv einbezieht. Das 
ist eine sehr herausfordernde Aufga¬ 
be, aber das „Festa do Avante!“ wird 
sich verändern, von dem Moment an, 
wo die Wahlkampagne losgeht. Ein 
Fest, das den Besuchern den enormen 
Platz zeigen wird, den wir erworben 
haben in einer Kampagne, wo es um 
fast eine Million Euro geht, und die 
sich gut entwickelt. Aber tatsächlich 
ist nur eine große Partei fähig und in 
der Lage, diesen Wahlkampf und die¬ 
ses Fest durchzuführen - insbesonde¬ 
re in dieser zeitlichen Nähe: Werbung 
in den Betrieben, auf der Straße, mit 
den Freunden, Nachbarn und gleich¬ 
zeitig die freiwillige Arbeit für den 
Aufbau und die Durchführung dieses 
Festes zu leisten. Wir glauben, dass 
die „Festa do Avante!“ ein ganz gro¬ 
ßer Erfolg werden wird. 

Interview: Jürgen Lloyd 


Besser inszenieren konnte man das 
kaum. Schon in den Tagen vor dem 
Parteitag der Partei „Die Linke“ ora¬ 
kelten die bürgerlichen Medien über 
Gregor Gysis Zukunft und über das 
Ende einer Ära. 

Gysi redete auf dem Parteitag 
in Bielefeld dann am Sonntag auch 
fast eine Stunde und war, wie viele 
andere im Saal, sichtlich bewegt. Er 
nahm Abschied. Wie deutlich wur¬ 
de, nur von einer Funktion, nicht von 
der Politik: „Die Legislaturperiode 
des Fraktionsvorstandes endet im 
Herbst 2015, ich werde nicht erneut 
kandidieren, da die Zeit gekommen 
ist, den Vorsitz unserer Fraktion in 
jüngere Hände zu legen.“ Er bleibe 
im Bundestag als einfaches Frakti¬ 
onsmitglied und halte die Entschei¬ 
dung offen, ob er 2017 erneut kandi¬ 
dieren werde. 

Und dann setzte er Pflöcke, for¬ 
derte von seiner Partei ein zutiefst 
kritisches Verhältnis zum „Staats¬ 
sozialismus“ der DDR, ohne dass 
man Geleistetes verschweigen solle. 
Wenn die Partei sozialistisch blei¬ 
ben wolle, müsse man zudem erklä¬ 
ren, „was und warum am Kapitalis¬ 
mus stört, auch was uns nicht stört, 
sondern im Gegenteil gut ist, und 
wie man das Störende überwinden 
und das andere erhalten kann“. Zu 
dem „Störenden“, das er dann be¬ 
nannte, gehören unter anderem, dass 
der Kapitalismus keinen Frieden si¬ 
chern kann, gehören soziale Unge¬ 
rechtigkeit, Kulturabbau, Zerstörung 
der Umwelt. Leise Kritik gab es an 
der EU, aber keine Forderung nach 
Auflösung der NATO, kein „Nein“ 
zu Bundeswehreinsätzen, kein „Ja“ 
zur Abschaffung der Geheimdienste 
usw. usf. Erfolge wären schon kleine 


Aktuelle Ereignisse bestimmten zu¬ 
nächst die Diskussion auf der Parteivor¬ 
standstagung: Der Erfolg des Festivals 
der Jugend, das die SDAJ gemeinsam 
mit Bündnispartnern in Köln durchge¬ 
führt hatte, die Ereignisse um den G7- 
Gipfel, vor allem aber gewerkschaftliche 
Kämpfe. Am Sonntag berichtete Hans- 
Peter Brenner, stellvertretender Vorsit¬ 
zender der DKP, von der Demonstration 
am 6. Juni in Garmisch-Partenkirchen, 
an der er teilgenommen hatte und auf 
der SDAJ wie DKP mit einem eigenen 
gemeinsamen Block „Flagge“ zeigten. 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP, ging in seinem Referat auf die 
wichtigen Proteste ein. Die DKP ist Teil 
des Gegenprotestes. Schwerpunkte sei¬ 
nes Beitrags und der folgenden Diskus¬ 
sion waren dann die Einschätzung der 
Entwicklungen in der Friedensbewe¬ 
gung sowie vor allem der gewerkschaft¬ 
lichen Kämpfe sowie die vor sich gehen¬ 
den Veränderungen in der Produktion 
(„Industrie 4.0“). 

Patrik Köbele verwies in seinem Re¬ 
ferat einleitend auf die Tarifkämpfe im 
Öffentlichen Dienst und bei der Bahn. 
Er ging auf die Rolle des Tarifeinheits¬ 
gesetzes und die damit zu erwartenden 
Einschränkungen des Streikrechts ein. 
Zu erwarten sei, dass das Bundesverfas¬ 
sungsgericht das Gesetz nicht kippt, son¬ 
dern Fingerzeige gibt, es verfassungs¬ 
konform zu machen. Kritisch sah er die 
Rolle des DGB in dieser Frage. 

In der Diskussion wurden im Zusam¬ 
menhang mit der Einschätzung der Ent¬ 
wicklung der Friedensbewegung vor al¬ 
lem die Aktionen des „Friedenswinters“ 
sowie der so genannten Montagsmahn- 


Schritte, alles nur ein bisschen einzu- 
bzw. zu beschränken. 

Um das zu erreichen und zu ver¬ 
ändern, müsse die Partei aber mehr 
Verantwortung, vor allem Regie¬ 
rungsverantwortung, übernehmen. 
Wenn er den Fraktionsvorsitz ab¬ 
gebe, könne er sich „völlig frei“ zu 
einer möglichen Regierungsmitver¬ 
antwortung im Bund äußern. Gysi: 
„Es wird Zeit, unseren Erfolg anzu¬ 
nehmen und den nächsten Schritt 
zu gehen, also alle Formen des po¬ 
litischen Agierens in den Ländern 
und im Bund als selbstverständlich 
wahrzunehmen, als Normalfall un¬ 
serer politischen Arbeit zu begrei¬ 
fen.“ Dazu müsse man Kompromis¬ 
se eingehen und sollte sich nicht an 
„Haltelinien“ festklammern. Zu die¬ 
sen „Haltelinien“ gehört - wie üb¬ 
rigens das Programm seiner Partei 
festschreibt, für einige Bundestags¬ 
abgeordnete der Partei aber offen¬ 
bar bereits nicht mehr gilt - vor al¬ 
lem die Ablehnung jeglicher Aus¬ 
landseinsätze der Bundeswehr ... 

Die Richtung, die er vorgibt, ist 
klar und darum wird die Auseinan¬ 
dersetzung in den kommenden Mo¬ 
naten gehen: Keine grundlegende 
Opposition, „verändernd“ mitge¬ 
stalten, die eigene Partei weiter in 
Richtung Kompromisse - auch mit 
der SPD und den Grünen - drängen 
und sie umgestalten. Ziel ist die Re¬ 
gierungsbeteiligung 2017 im Bund. 

Sollte das tatsächlich gelin¬ 
gen, dann wird „Die Linke“ nicht 
nur als Opposition im Bundestag, 
sondern vor allem als konsequen¬ 
te Friedenskraft, als Partner in den 
sozialen und politischen Kämpfen 
verschwinden. 


wachen diskutiert. Deutlich wurden un¬ 
terschiedliche Erfahrungen. Debattiert 
wurde, ob es einen Grundkonsens über 
die Losung „Nein zu Krieg und Faschis¬ 
mus“ hinaus in der Friedensbewegung 
geben müsse. 

Ein positives Fazit der Aktionen 
der Partei und der Zusammenarbeit 
mit Bündnispartnern - so vor allem der 
VVN-BdA - im Zusammenhang mit 
dem 70. Jahrestag der Befreiung zog 
Michael Grüß. Er machte auf die Viel¬ 
falt der Aktionen und auch auf eigene 
Veranstaltungen der DKP aufmerksam. 
Die zentrale Konferenz der DKP zu die¬ 
sem Anlass, die am 2. Mai in Berlin statt¬ 
fand, war ein Erfolg. Demnächst kann 
man die gehaltenen Beiträge auch in ei¬ 
ner UZ-Dokumentation nachlesen. 

Die Diskussion zu weiteren Anträ¬ 
gen des Parteivorstandes an den 21. Par¬ 
teitag der DKP im November bestimm¬ 
te die weitere Tagesordnung. Diskutiert 
und mehrheitlich - mit Abänderun¬ 
gen - gebilligt wurde der Antrag zu einer 
Handlungsorientierung, der Antrag zur 
Teilnahme an den Bundestagswahlen. 
Die große Mehrheit der Anwesenden 
stimmte Anträgen zur Änderungen des 
Statuts und der Beitragsordnung zu. Die 
Entwürfe zur Tagesordnung, Geschäfts¬ 
ordnung und Wahlordnung des Parteita¬ 
ges fanden die Zustimmung aller. 

Eine erste Konzeption zur Vorberei¬ 
tung und Durchführung des UZ-Presse- 
festes wurde vorgestellt und diskutiert. 
Sie fand die Billigung der Mehrheit der 
PV-Mitglieder. 

Als neuer Leiter der Kuba-AG wur¬ 
de Genosse Tobias Kriele bestätigt. 

nh 


Diskussion über 
Gewerkschaften und 
Friedensbewegung 

13. Tagung des Parteivorstandes der DKP 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


„Die wichtigsten Baumeister der neuen Gesellschaft“ 

Die Gründung des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes (FDGB) vor 70 Jahren • Von Helmar Kolbe* 


K napp fünf Wochen nach der Zer¬ 
schlagung des Faschismus erließ 
Marschall Shukow von der so¬ 
wjetischen Militäradministration am 
10. Juni 1945 den Befehl Nr. 2 über die 
Bildung und Tätigkeit antifaschisti¬ 
scher Parteien und freier Gewerkschaf¬ 
ten in der sowjetischen Besatzungszone 
(SBZ). 

Damit war die Grundlage für die 
Gründung der Gewerkschaften gege¬ 
ben. So konstituierte sich am 15. Juni 
1945 aus einer Gruppe leitender Funk¬ 
tionäre aller früheren Gewerkschafts¬ 
richtungen ein vorbereitender Ge¬ 
werkschaftsausschuss für Groß-Berlin. 
In diesem Ausschuss arbeiteten die 
kommunistischen Gewerkschafter Ro¬ 
man Chwalek, Paul Walter und Hans 
Jendretzky, die sozialdemokratischen 
Otto Brass, Bernhard Göring und Her¬ 
mann Schlimme und Ernst Lemmer 
von den Hirsch-Dunckerschen Ge¬ 
werkschaften. 

Wie war die Situation? Berlin lag 
in Trümmern. Verkehrsmittel fuhren 
kaum. Viele Kollegen kamen zu Fuß 
oder auf Fahrrädern zu dieser Gewerk¬ 
schaftsveranstaltung, an der 579 Kolle¬ 
gen teilnahmen. 

Im Kern ging es: 

★ um die Überwindung der ideologi¬ 
schen und organisatorischen Spaltung 
der Gewerkschaften 
★ das Vertrauen der Völker zurückzu¬ 
gewinnen und Lehren aus der Vergan¬ 
genheit zu ziehen. 

In diesem Sinne war der Aufruf des 
Vorbereitenden Gewerkschaftsaus¬ 
schusses die Geburtsstunde des FDGB. 

Die Gründung des FDGB vor 
70 Jahren ist nicht mit dem Neube¬ 
ginn der Gewerkschaften in Deutsch¬ 
land zeitlich identisch. 

Den Anfang machten 
Gewerkschafter in Aachen 

Es gehört zur historischen Wahrheit, 
dass sich bereits am 18. März 1945 in 
Aachen Gewerkschafter verschiede¬ 
ner politischer und weltanschaulicher 
Richtungen zusammenfanden (vgl. 
UZ vom 3.4.2015, S. 10). 80 Perso¬ 
nen - Kommunisten, Sozialdemokra¬ 
ten, Christen u.a. waren gekommen, 
um die Gewerkschaftsgründung un¬ 
ter dem Namen „Freier Deutscher Ge¬ 
werkschaftsbund Aachen (FDGB)“ 
vorzunehmen. Sie verabschiedeten die 
„13 Aachener Punkte“. Es ging dabei 
vor allem um 

★ den Kampf gegen den preußischen 
Militarismus und Faschismus 
★ die Entfernung der Nazis aus Wirt¬ 
schaft und Verwaltung 
★ die Vertretung der Gewerkschaft 
in allen Zweigen des öffentlichen Le¬ 
bens. 

Aus heutiger Sicht kann man diese 
Forderungen als vorbildlich und rich¬ 
tungsweisend bezeichnen. Nicht zu¬ 
letzt waren das auch Orientierungs¬ 
punkte, die sich in den Grundsätzen 
bei der Gründung des Deutschen Ge¬ 
werkschaftsbundes (DGB) im Okto¬ 
ber 1949 wiederfinden. So forderte der 
1. Vorsitzende des DGB, Hans Böck- 
ler, die Bildung von Einheitsgewerk¬ 
schaften, die vom Staat, Unternehmen 
und Parteien unabhängig sind. 

All diese progressiven Ziele wur¬ 
den letztendlich Opfer des Kalten 
Krieges. Dabei ist nicht zu übersehen, 
dass auch einige Gewerkschaftsführer 
ihren Anteil daran hatten. Dazu kam, 
dass die westlichen Besatzungsmäch¬ 
te an starken Einheitsgewerkschaften 
nicht interessiert waren. So wurde zu¬ 
nächst versucht, sie auf die lokale Ebe¬ 
ne zu begrenzen. 

Aufschwung der Gewerk¬ 
schaften in der Sowjetischen 
Besatzungszone 

Innerhalb weniger Monate schufen 
Tausende von Arbeitern in Betrieben, 
Kreisen und Ländern ihre Gewerk¬ 
schaften. Bereits im April 1947 waren 
in 18 Industriegewerkschaften 3,5 Mil¬ 
lionen Mitglieder organisiert. Der Ge¬ 
werkschaftsaufbau wurde nach dem 
Prinzip „Ein Betrieb - eine Gewerk¬ 
schaft“ gewährleistet. 


Die Gewerkschaften standen vor 
bisher nicht gekannten Aufgaben. Das 
verlangte radikales Umdenken. Ohne 
intensive Aufklärungs- und Bildungs¬ 
arbeit wäre die Stärkung der Gewerk¬ 
schaften undenkbar gewesen. 

In mühevoller Kleinarbeit wurde 
insbesondere die Schulungsarbeit in 
den Betrieben entwickelt. Dazu wur¬ 
de monatlich Schulungs- und Refe¬ 
rentenmaterial herausgegeben. Auf 
Beschluss des Bundesvorstandes des 
FDGB konnten ab 2. Mai 1947 an der 
ehemaligen Bundesschule des ADGB 
in Bernau (der späteren Gewerk¬ 
schaftshochschule „Fritz Heckert“) 
Lehrgänge durchgeführt werden. Vom 
1. Januar 1947 an erschien auch die 
Gewerkschaftszeitung „Tribüne“. 

Das waren wesentliche Vorausset¬ 
zungen, um, ausgehend von den Leh¬ 


ren der Geschichte, die neue Rolle der 
Gewerkschaften zu erkennen und über 
Inhalt und Ziel der Gewerkschaftsar¬ 
beit zu diskutieren. Dieses Herange¬ 
hen entsprach dem Leninschen Hin¬ 
weis, dass die Gewerkschaften „tief im 
Arbeitsleben verwurzelt bleiben, das 
Leben der Arbeiter in- und auswen¬ 
dig kennen müssen“ (Werke Bd. 33, 
S. 177). 

Dieser Prozess vollzog sich aber 
nicht im Selbstlauf, sondern musste 
im harten Klassenkampf durchgesetzt 
werden. 

Gewerkschaften im 
Kalten Krieg 

Ende der vierziger Jahre zeichneten 
sich tiefgreifende Veränderungen in 
der internationalen Arena ab. Von 
westlicher Seite, insbesondere des 
USA-Imperialismus, wurde alles ver¬ 
sucht, die gesellschaftliche Entwick¬ 
lung weltweit ihrer Strategie unterzu¬ 
ordnen. 

So wurden die Einheitsgewerk¬ 
schaften in Italien und Frankreich ge¬ 
spalten. Mit dem Marshallplan 1947 
erfolgte auch die Spaltung Deutsch¬ 
lands und damit auch der Gewerk¬ 
schaften. Auch die am 20. Juli 1948 
eingeführte separate Währungsreform 
war sozusagen der Ausgangspunkt zur 
Bildung eines Separatstaates in den 
Grenzen der westlichen Alliierten, 
unter Einbeziehung Westberlins. Es 
bleibt Tatsache, dass sich diesen Pro¬ 
zessen eine Reihe Gewerkschaftsfüh¬ 
rer unterwarfen. 

Die Unabhängige Gewerk¬ 
schaftsopposition (UGO) spaltet die 
einheitlichen Berliner Gewerkschaf¬ 
ten. 

In Westberlin begann 1948 ein Kes¬ 
seltreiben gegen Funktionäre und Mit¬ 
glieder des FDGB. Die Besatzungs¬ 
mächte und Konzernvertreter halfen 
den maßgeblichen Führern der UGO 
bei der Spaltung der Gewerkschafts¬ 


einheit in Berlin und bereiteten das 
Verbot des FDGB in den Westsekto¬ 
ren vor. UGO-Vertreter forderten bei¬ 
spielsweise, bei den Delegiertenwah¬ 
len die parteipolitische Kennzeich¬ 
nung der Kandidaten einzuführen. Ihr 
Ansinnen wurde von der Mehrheit der 
Berliner Gewerkschaften abgelehnt. 

Der Vorsitzende des Eisenbahner¬ 
verbandes der UGO, Brach, veranstal¬ 
tete eine Urabstimmung. Die Gewerk¬ 
schaftsführer stellten sich also hinter 
die Feinde der Gewerkschaftseinheit 
in Groß-Berlin. Schließlich brachen sie 
alle Beziehungen zum FDGB ab. 

Gründung der DDR - 
ein neuer Abschnitt in der 
Geschichte des FDGB 

Von der Stunde seiner Gründung bis 
zur Auflösung 1990 war der FDGB ein 


wirkungsvoller Mitgestalter und Weg¬ 
bereiter der sozialistischen Gesell¬ 
schaft. Im Leninschen Sinne waren sie 
„die wichtigsten Baumeister der neu¬ 
en Gesellschaft“ (Werke, Bd. S. 438). 

Zum ersten Mal in der deutschen 
Geschichte hatten die Gewerkschaf¬ 
ten in der obersten Volksvertretung 
Sitz und Stimme. 

Zusammen mit der FDJ und der 
Vereinigung der gegenseitigen Bau¬ 
ernhilfe bildeten sie eine Fraktions¬ 
gemeinschaft. 

Die Gewerkschaften hatten das 
Recht auf Gesetzesinitiative. So ar¬ 
beiteten sie aktiv am „Gesetz der 
Arbeit“ mit, das im April 1950 in der 
Volkskammer verabschiedet wur¬ 
de. Das Arbeitsgesetz sicherte jedem 
Werktätigen das Recht auf Arbeit und 


eine leistungsgerechte Entlohnung zu. 
Erstmals wurde Frauen ein bezahlter 
Schwangerschaftsurlaub für die Dauer 
von fünf Wochen vor und sechs Wo¬ 
chen nach der Geburt des Kindes ge¬ 
währt. 

Die Mitwirkung an der Arbeits¬ 
gesetzgebung, insbesondere des Ar¬ 
beitsrechts, war ständiger Teil gewerk¬ 
schaftlicher Interessenvertretung. Das 
spiegelte sich auch an der Mitwirkung 
am Arbeitsgesetzbuch (AGB) 1977 wi¬ 
der. Das AGB wurde auf Grund ver¬ 
änderter Bedingungen von der Volks¬ 
kammer am 16. Juni 1977 verabschie¬ 
det. 

Rechte der Gewerkschaften 
in der Verfassung 

Die Fragen der Mitbestimmung der 
Gewerkschaften waren in der DDR 


keine leeren Worte, sondern verfas¬ 
sungsmäßig garantiert. Im Artikel 44, 
Abs. 1 hieß es: „Die freien Gewerk¬ 
schaften ... nehmen die Interessen der 
Arbeiter, Angestellten und Angehöri¬ 
gen der Intelligenz durch umfassende 
Mitbestimmung in Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft wahr.“ 

Verfassungsgrundsatz war auch 
Artikel 44. Abs 2: „Die Gewerkschaf¬ 
ten sind unabhängig. Niemand darf sie 
in ihrer Tätigkeit einschränken oder 
behindern.“ Auch das Recht der Ge¬ 
setzesinitiative sowie der gesellschaft¬ 
lichen Kontrolle waren in der Verfas¬ 
sung festgeschrieben. 

Die hier erwähnten Verfassungs¬ 
rechte der Gewerkschaften der DDR 
wären heute sehr wesentlich. Fragen 
des Mindestlohnes, die Benachteili¬ 


gung der Frauen oder das beabsich¬ 
tigte Freihandelsabkommen (TTIP) 
usw. wären anders zu regeln. 

Der 3. FDGB-Kongress 

... war der erste FDGB-Kongress nach 
Gründung der DDR, und gleichzeitig 
ein bedeutendes Ereignis in der Ge¬ 
schichte der deutschen Arbeiterbe¬ 
wegung. Auf ihm bekannte sich der 
FDGB zum Arbeiter-und-Bauern- 
Staat, wurde aber auch - was man heu¬ 
te kritisch sehen und weiter diskutie¬ 
ren muss (so auch zur Rolle der Ge¬ 
werkschaften im Sozialismus) - durch 
die Anerkennung der führenden Rol¬ 
le der SED das Verhältnis von SED 
und Gewerkschaft genauer bestimmt 
und es geschah eine Hinwendung zum 
Marxismus-Leninismus. 

Gewerkschaftliche Interes¬ 
senvertretung im Betrieb 

In der aktuellen Klassenauseinander¬ 
setzung wird auch der FDGB nicht 
ausgeklammert. Um seine 45-jährige- 
Tätigkeit zu verunglimpfen, reduziert 
man sein Wirken nur auf den Ferien¬ 
dienst, auf Krankenbesuche oder auf 
das Werksküchenessen. 

Allein schon diese Aufgaben - und 
wären es nur diese gewesen - sind 
Beweis genug, was uns der arbeiten¬ 
de Mensch wert war. Natürlich ging 
die gewerkschaftliche Interessenver¬ 
tretung weit darüber hinaus. Es würde 
den Rahmen dieses Beitrages spren¬ 
gen, all diese Gebiete zu benennen. 
Auf einige Aspekte sei aber verwiesen: 

★ Die Sozialversicherung leitete über 
drei Jahrzehnte der FDGB. Vorher lag 
sie in der Verantwortung staatlich ge¬ 
leiteter Sozialversicherungskassen. Ein 
Beispiel dafür war die Gewährleistung, 
Berechnung und Auszahlung durch die 
Betriebe unter Kontrolle der Gewerk¬ 
schaften. 

★ Die ersten Betriebskollektivverträ¬ 
ge (BKV) wurden 1951 abgeschlossen. 
Der BKV war eine neuartige, gegensei¬ 
tige Vereinbarung zwischen Betriebs¬ 
leiter und Betriebsgewerkschaftslei¬ 
tung (BGL). Sie hatten als Element 
des Arbeitsrechts in den volkseigenen 
Betrieben ihren festen Platz und waren 
Ausdruck demokratischer Mitwirkung, 
Mitbestimmung und Kontrolle. 

★ Der gewerkschaftliche Feriendienst 
wurde am 20 März 1947 gegründet. Be¬ 
gonnen wurde mit 10 Ferienheimen 
mit einer Kapazität von 498 Plätzen. 
Ende der der 80er Jahre standen den 
Gewerkschaftsmitgliedern über fünf 
Millionen In- und Auslandsreisen des 
FDGB zur Verfügung. 1989 verwal¬ 
tete der FDGB 698 eigen Heime mit 
57 366 Betten. 

★ Frauenförderungspläne enthielten 
Festlegungen, um die Frauen im Ar¬ 
beitsprozess und in der Weiterbildung 
zu fördern. 

★ Jugendförderungspläne wurden 
jährlich zwischen der BGL und der 
Betriebsleitung abgeschlossen. 

Sie enthielten Maßnahmen zu Bil¬ 
dungsfragen, zur Gestaltung von Kul¬ 
tur und Sport sowie zur Ausgestaltung 
sozialer Belange der Jugend. 

★ Kinderferienlager begannen 1950 
mit der Aktion „Frohe Ferientage für 
alle Kinder“. 1952 gab es bereits 3 000 
Ferienlager, an denen ca. 500 000 Kin¬ 
der teilnahmen. 1987 haben sich rund 
800 000 Kinder in 5 000 Betriebsfe¬ 
rienlagern erholt. Die Eltern zahlten 
unverändert pro Kind wöchentlich 
4,00 Mark. 


* Redaktionell bearbeitet und gekürzt. 
Die vollständige Fassung erscheint im 
Berliner „ Anstoß “ der Zeitung der 
DKP Berlin, in der Juni- und in der 
Juli-Ausgabe. 

Helmar Kolbe war als Metalldreher 
bis 1971 ehrenamtlicher Vorsitzender 
einer Betriebsgewerkschaftsleitung, stu¬ 
dierte ab 1971 an der Gewerkschafts¬ 
hochschule „Fritz Heckert “ und ar¬ 
beitete von 1975 bis zur Auflösunge 
des FDGB am 30. September 1990 als 
Mitarbeiter im Bundesvorstand des 
FDGB. 



Stickstoffwerk Piesteritz: Die FDGB-Wanderfahne wird den Arbeitern durch den 
2. Vorsitzenden der IG Chemie, Alfred Kämmer, überreicht (14.7.1949). 



Berlin-Britz, Efha-Werk Erste FDGB-Wahlen, Januar 1946 
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Lieder aus der Hölle EinzigartigesSprachgebirge 

Armin Stolpers „5. Buch von Kaschpar 

„Die Grenzgänger“ interpretieren Lieder aus Lagern und Widerstand und sin Fru Guste“ 


L ieder aus den Konzentrationslagern 
und den Zuchthäusern der Nazis - 
also Lieder, die aus der Erfahrung 
von Gefangenschaft Leid, Schmerz, 
Qual und Tod entstanden sind. Ge¬ 
schrieben, komponiert und gesungen 
von Menschen, die sich aus der steten 
existenziellen Bedrohung heraussehn¬ 
ten nach dem wirklichen Leben, nach 
„Eltern, Weib und Kind“ wie es im auch 
international bekanntesten dieser Lie¬ 
der, „Die Moorsoldaten“ heißt. 

Viel ist von Freiheit die Rede in die¬ 
sen Liedern, die die „Die Grenzgän¬ 
ger“ auf ihrer eben erst zum 70. Jah¬ 
restag der Befreiung erschienenen CD 
„Und weil der Mensch ein Mensch ist“ 
versammelt haben. Ihre Interpretati¬ 
onen spiegeln Melancholie und Trotz, 
auch die Gewissheit, dass es so nicht 
bleiben wird wie es ist. Sie wischen mu¬ 
sikalisch den Staub von den Melodien, 
die wir von Pathos getragen zu hören 
gewohnt sind, und unter dem melan¬ 
cholischen Grundton kommen Trotz 
und sogar Siegesgewissheit zum Vor¬ 
schein: „Rote Fahnen werden wehen/ 
über diesem Lager dann!/Nicht SA 
hat dann die Waffen/sondern nur der 
Arbeitsmann!“ heißt es zum Beispiel 
im Lagerlied des KZ Heuberg, „Denn 
wir wissen, dass nach dieser Not/uns 
hell leuchtet das Morgenrot“ lauten 
die optimistischen Schlusszeilen von 
„Den Spaten geschultert“ aus dem KZ 
Aschendorfer Moor, das auch in ande¬ 
ren Lagern gesungen wurde. 

Solidarität als Voraussetzung fürs 
Überleben und Widerstand aus dem 
Willen zur Menschlichkeit sind in al¬ 
len diesen Lieder spürbar, und „Die 


Grenzgänger“ machen das auch hör¬ 
bar. Aber nicht alles kann gesagt oder 
in Musik umgesetzt werden. Und auch 
diesen Gedanken macht die Gruppe 
greifbar und erfahrbar: Zwischen „Bu¬ 
chenwaldlied“ und „Den Spaten ge¬ 
schultert“, hört man auf dem „Schwei¬ 
gen“ betitelten Track 15 fast eine Minu¬ 
te lang - nichts. Und diese Stille spricht. 
Von den Klagen der Alleingelassenen, 
von den Schmerzen der Geschlagenen 
und Gefolterten, von den Seufzern der 
Verhungernden und vom letzten Schrei 
nach Leben derer, denen das Gas den 
Atem nahm. 

„Die Grenzgänger“ mit Frederic 
Drobnjak (Gitarre), Annette Rettich 
(Cello), Felix Kroll (Akkordeon und 
Klavier) und dem Kopf der Gruppe, 
Michael Zachcial (Gesang, Gitarre), 
von dem die Idee und das Konzept 
stammen, haben mit dieser CD eine 
große Leistung erbracht. Nicht die ers¬ 
te. Und wie bei den vorangegangenen 
CDs hat das 36-seitige Booklet einen 
eigenen Wert - fast als kleines Nach¬ 
schlagewerk - mit Informationen, al¬ 
len Liedtexten und kaum bekannten 
Fotodokumenten. Auch hier zeigt sich: 
Zachcial, der auch hinter der Websei¬ 
te Volksliederarchiv.de steckt, ist ein 
genauer Arbeiter als Musiker wie als 
Sammler und Forscher. 

Leider wird sich wohl die Verbrei¬ 
tung dieses Werks auf einen kleinen 
Kreis von Interessierten beschränken. 
„Die Grenzgänger“ sind vielfach ausge¬ 
zeichnet mit dem Preis der Deutschen 
Schallplattenkritik und Nominierun¬ 
gen auf der Liederbestenliste. Doch 
Qualität garantiert bekanntlich nicht, 



dass die Botschaft auch dahin kommt, 
wo sie hingehört: Zu den Leuten. 

Manfred Idler 


Die Grenzgänger: Und weil der Mensch 
ein Mensch ist - Lager Lieder Wider¬ 
stand. Zui beziehen bei Michael Zach¬ 
cial, Langemarckstraße 319,28199 Bre¬ 
men, www.musikvon welt.de 
E-Mail: postfach@chanson.de 

Weitere CDs der „Grenzgänger“: 

Die Schiffe nach Amerika - Emigranten¬ 
lieder (1995, Preis der deutschen Schall¬ 
plattenkritik) 

Knüppel aus dem Sack- Hoffmann von 
Fallersieben (2002, Preis der deutschen 
Schallplattenkritik) 

1920 - Lieder der Märzrevolution (mit 
Frank Baier) (2006, Preis der deutschen 
Schallplattenkritik) 

Dunkel war's der Mond schien helle - 
Lieder der Kinder (2012, Zaches & die 
Grenzgänger) 

Maikäfer Flieg! - Verschollene Lieder 
1914-1918 (2014, Preis der deutschen 
Schallplattenkritik) 



Ein befreiter russischer Zwangsarbeiter zeigt auf einen seiner Peiniger, KZ Buchenwald, 14.4.1945. (Foto aus dem Booklet) 


Das Auschwitzlied 


Zwischen Weichsel und der Sola schön verstaut 
Zwischen Sümpfen Postenketten , Drahtverhau 
Liegt das KZ Auschwitz, das verfluchte Nest, 
das der Häftling hasset wie die böse Pest. 

Wo Malaria, Typhus und auch andres ist, 
wo dir große Seelennot am Herzen frisst, 
wo so viele Tausend hier gefangen sind 
fern von ihrer Heimat, fern von Weib und Kind. 

Häuserreihen steh’n gebaut von Häftlingshand, 
bei Sturm und Regen musst du tragen Ziegeln, Sand, 
Block um Block entstehen für viele tausend Mann, 
Alles ist für diese, die noch kommen dran. 

Außer Flöhen, Läusen, plaget Fieber dich, 
viele tausend mussten sterben kümmerlich, 
ja du wirst gequälet hier bei Tag und Nacht 
und bei jedem Schritte ein Posten dich bewacht. 


Traurig siehst Kolonnen du vorüb erzieh’n, 

Vater, Bruder kannst du oft dazwischen seh’n 
darfst sie nicht mal grüßen, es brächte dir den Tod, 
vergrößerst unwillkürlich dadurch nur ihre Not. 

Traurig ziehn die Reihen nun an dir vorbei, 
schallend hörst Befehle du, wie „Links, zwei, drei! (( 
Hier etwas zu sagen hast du gar kein Recht, 

Wenn dein Mund auch gerne um Hilfe schreien möcht. 

Vater, Mutter! Ob ihr noch zuhause seid? 

Niemand weiß von unsrem großen Herzeleid, 
träumen darfst Du hier nur von dem Elternhaus 
aus dem das Schicksal jagte so schnöde dich hinaus. 

Sollte ich dich, Heimat, nicht mehr wiederseh’n 
und wie viele andere durch den Schornstein geh c n 
seid gegrüßt ihr Lieben am unbekannten Ort 
gedenket manchmal meiner, die ich musste fort. 


Biblisch provokant steht es auf dem 
Umschlag: „Das 5. Buch Kaschpar“. 
Sein eigentlicher Titel: „Das 5. Buch 
von Kaschpar und sin Fru Guste - mit- 
herausgegeben von Hobbelewitje und 
Äsop“. Armin Stolper schließt mit die¬ 
sem Band seine „Kaschpar“-Serie ab 
und entlässt seinen Narren Kaschpar 
samt Fru und den „philosophischen 
Asylanten“ Hobbelewitje und Äsop 
in die literarische Ewigkeit. 

Verabschiedet wird mit ihnen die 
rote Parteizelle „Hochhinaus“ aus 
dem Berliner Hochhaus in der Leipzi¬ 
ger Straße. 

Das 5. „Kaschpar“-Buch ist eine 
politisch-literarische Landes- und 
Staatsbürgerkunde sehr eigener Art. 
Kaschpar und Guste sind verschwun¬ 
den. Hobbelewitje und Äsop haben 
die Initiative in der „kommunistischen 
Hochhauszelle“ übernommen. Das 
Buch besitzt folglich im Vergleich mit 
den vorangegangenen Bänden eine 
weitere Erzählebene. Sie ermöglicht es 
dem Autor, Kaschpar und Guste sowie 
deren Aktivitäten in ausgedehnten Di¬ 
alogen der beiden Protagonisten aus 
deren Sicht parteilich zu betrachten. 

Das durchkomponierte Werk ist 
in sieben Kapitel gegliedert, die wie¬ 
derum fast ein halbes Hundert leicht 
miteinander verflochtene Geschichten 
in sich vereinen und durch vier Reise- 
Exkurse aufgelockert werden, 

„Kaschpar 5“ hat, wie die Bände 
1 bis 4, keine Fabel. Seine tragende 
Struktur ergibt sich aus den kontinu¬ 
ierlich fortschreitenden politischen, 
kulturpolitischen und kulturellen Wer¬ 
tungen, die mosaikartig ein Ganzes er¬ 
geben: das subjektiv gebrochene Bild 
der gegenwärtigen deutschen Gesell¬ 
schaft, bereichert durch Blicke auf die 
europäische „Gemeinschaft“ und die 
„große Weltpolitik“. 

Es dominiert die dialogische Be¬ 
trachtung der gesellschaftlichen Ver¬ 
hältnisse vor und nach der Wende. 
Wir begegnen der Politprominenz der 
DDR sowie den heutigen, grundsätz¬ 
lichen Asylantenanliegen, der Grie¬ 
chenlandkrise und dem Ukrainekon¬ 
flikt. Ständig spielen Fragen der Lite¬ 
ratur, vorrangig der Dramatik und der 
„modernen“ Dramaturgie, eine Rolle. 
Kaschpar, in dem sich, kaum verfrem¬ 
det, Armin Stolper verbirgt, spricht 
über seine, also dessen Publikationen, 
dessen Theateraktivitäten, dessen pri¬ 
vates Leben. 

Des „Archie“-Schöpfers Manfred 
Hocke wird gedacht, auch des be¬ 
deutenden Literaturwissenschaftlers 
Werner Mittenzwei. Nicht vergessen 
ist das tragische Schicksal von Jürgen 
Borchert, Hacks spielt eine Rolle, Mit 


Kaschpar und Guste gibt es Exkursi¬ 
onen durch Mecklenburg sowie in die 
Lausitz, Kaschpar Stolpers zweite Hei¬ 
mat. Es folgen zwei Erkundungen im 
Großraum Berlin usw. usf. 

Überall herrscht eine pralle Fülle 
an Eindrücken, Erinnerungen, Beob¬ 
achtungen, Mitteilungen und Urteilen. 
Das Buch erscheint gleichsam als ein 
literarisch geformtes Tagesjournal mit 
seinen überwiegend bereits in der Art 
ihrer Darbietung bewerteten Reali¬ 
en ... Dem Leser wird dringend gera¬ 
ten „zu gucken auf das, was politische 
Menschen sagen .... was sie eigentlich 
meinen, was sie aber nicht sagen ... “ 

Nationale und internationale Po¬ 
litik und Kulturpolitik liegen ständig 
auf dem Prüfstand. Die neue und die 
neuere deutsche Geschichte werden 
kritisch in Augenschein genommen, 
darunter auch Probleme der Integra¬ 
tion von Asylanten. Es gibt deutliche 
Worte gegen Randalierer, Chaoten 
und Asoziale. Zivilcourage wird gefor¬ 
dert, Kaschpar Stolpers unzweideutige 
politische Standpunkte treten offen zu 
Tage. Herausgefordert werden die sei¬ 
ner Leser. 

Die Sprache der „Kaschpar“-Bän- 
de ist eine Erfindung Armin Stolpers, 
also eine Kunstsprache, die ohne die 
für die deutsche Hochsprache fest¬ 
gelegten Regeln und Normen daher¬ 
kommt. Sie ist dem Wasserpolnischen 
angenähert und verleiht den Figuren 
Unmittelbarkeit, menschliche Nähe 
und Wärme auch dort, wo sie überaus 
derb wird und sich polnischer Kraft¬ 
ausdrücke bedient. 

Übrigens, sämtliche auftretenden 
Figuren und natürlich der Autor selbst 
bedienen sich ihrer, so z.B. der Gast 
Anton Tschechow. Ihre Sätze sind zu¬ 
meist schwer zu bewältigende Unge¬ 
heuer, geschachtelt und von Einfällen 
überfrachtet. Dass sie besondere An¬ 
forderungen an den Leser stellt, muss 
nicht erläutert werden, auch nicht, dass 
sie dazu beiträgt, scharfe Kritiken när¬ 
risch zu verfremden. 

Sagen wollen wir noch, dass der 
über 1 722 Seiten reichende „Sprach- 
marathon“ der fünf „Kaschpar“- 
Bände eine besonders achtenswerte 
schöpferische Leistung Armin Stol¬ 
pers ist, aber nicht minder eine hohe 
Achtung vor jedem Leser gebietet, der 
dieses in der Literatur der deutschen 
Gegenwart unikate Sprachgebirge be¬ 
wältigt hat. 

Adieu, Kaschpar, adieu! 

Bernhard Igel 

Armin Stolper: Das 5. Buch Kaschpar, 
GNN Verlag, Schkeuditz 2015, 350 Sei¬ 
ten,^,- Euro 


Anzeige 


Progressive Literatur Verlag Wiljo Heinen 



»»Saigon ist frei!« war der Jubelruf an jenem 
30. April/ I.Mai 1975, als Vietnams Kampf um 
Unabhängigkeit und Freiheit unter dem Beifall von 
Millionen Menschen auf allen Erdteilen mit dem 
Sieg seiner Volksarmee endete. 

Die Geschichtsschreibung Vietnams - auch dieses 
dreißigjährigen Krieges - ist hierzulande noch im¬ 
mer geprägt von der Sicht »westlicher« Historiker. 
Hellmut Kapfenberger, lange Zeit als ADN-Korres- 
pondent in Vietnam, ändert das mit seinem Buch. 


Hellmut Kapfenberger 
... unser Volk wird gewiss siegen 

30 Jahre Uberlebenskampf Vietnams im Rückblick 

ISBN 978-3-95514-021-2 | 414 S. | 16 ( -€ 



Internet-Laden: 


www.gutes-lesen.de 
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Bremen - Stadt extremer sozialer Spaltung 

Eine Nachbetrachtung zur Bürgerschaftswahl in Bremen am io. Mai 



A m 10. Mai 2015 wurde im kleinsten Bun¬ 
desland, Bremen, einem Stadtstaat, beste¬ 
hend aus den beiden Städten Bremen und 
Bremerhaven, die deutlich räumlich voneinander 
getrennt sind, die Bürgerschaft (Landtag) sowie 
die Stadtbürgerschaft in Bremen und die Stadt¬ 
verordnetenversammlung in Bremerhaven (Kom¬ 
munalparlamente) gewählt. 

In den überregionalen Medien hatte diese 
Wahl im Vorfeld wenig Aufmerksamkeit gefun¬ 
den, da, noch mehr als zwei Jahre von der nächsten 
Bundestagswahl entfernt, wenig an Aussage im 
Blick auf diese Wahl erwartet wurde. Außerdem 
wurde, gestützt durch Meinungsumfragen, erwar¬ 
tet, dass alles bleibt wie es ist, eine Wechselstim¬ 
mung nicht vorhanden sei, so der Tenor des Weser 
Kurier , der einzigen und tonangebenden Tageszei¬ 
tung in Bremen. Seit 2011 wird Bremen von einer 
Koalition aus SPD und Grünen regiert, die fast 
eine Zweidrittelmehrheit hatte. Seit der Befreiung 
vom Faschismus ist Bremen ununterbrochen unter 
Führung der SPD, teils mit absoluter Mehrheit, 
teils in wechselnden Koalitionen regiert worden. 

Die Ergebnisse 

In der Bürgerschaft wird auch vertreten sein die 
„Bürger in Wut“ eine Bremer Rechtspartei, die 
in Bremerhaven die 5-Prozent-Hürde übersprun¬ 
gen haben, was nach bremischem Wahlrecht aus¬ 
reichend ist. So sind auch in der Vergangenheit 
wechselnde rechte oder neofaschistische Parteien 
in der Bürgerschaft vertreten gewesen, so seit den 
80er Jahren die DVU des bekannten Altfaschis¬ 
ten Gerhardt Frey, Verleger diverser neofaschis¬ 
tischer Zeitungen. 



2011 

2015 

Wahlberechtigte 


487 720 

Wahlbeteiligung in 
Prozent 

55,5 

50,09 

SPD (in Prozent) 

38,60 

32,83 

(- 5 , 77 ) 

Grüne (in Prozent) 

22,45 

1543 

(- 7 , 32 ) 

CDU (in Prozent) 

20,35 

22,41 

(+2,06) 

Linke (in Prozent) 

5,63 

9,54 

(+3,91) 

FDP (in Prozent) 

2,33 

6,57 

(+4,19) 

AFD (in Prozent) 


5.51 


Die deutlichen Verluste von SPD und Grü¬ 
nen haben den Bürgermeister und Spitzenkan¬ 
didaten der SPD, Jens Böhrnsen, dazu bewogen, 
seinen Rückzug zu erklären, was dann für einen 
kurzen Moment, zumindest in der medialen De¬ 
batte, die Möglichkeit eines Koalitionswechsels 
aufkommen ließ. Mit der Entscheidung der SPD 
für Carsten Sieling als Nachfolger Böhrnsens sind 
jedoch auch die Weichen gestellt für die Fortfüh¬ 
rung der SPD/Grünen-Koalition, die nach wie vor 
über eine zwar knappe, aber absolute Mehrheit 
in der Bürgerschaft verfügt. 

Das eigentliche Ergebnis dieser Bürger¬ 
schaftswahl, dass die Partei der Nichtwähler fast 
die absolute Mehrheit errungen hat, wird ver¬ 
hältnismäßig wenig diskutiert und dann meist im 
Zusammenhang mit Änderungen am Wahlrecht 
oder pädagogisch-moralischer Überlegungen. 


Dass die Wahl- oder besser Nichtwahlbeteiligung 
die sozialen Verhältnisse in Bremen ziemlich ge¬ 
nau widerspiegelt wird zur Kenntnis genommen, 
von den bürgerlichen Parteien und Interessenver¬ 
bänden aber mit Verweis auf die Haushaltsnotla¬ 
ge des Landes und die selbst verordnete Auste- 
ritätspolitik (Schuldenbremse) in das Reich der 
Träume verwiesen. 

Einzig „Die Linke“ sieht diesen Zusammen¬ 
hang und fordert einen Politikwechsel, hatte ihren 
ganzen Wahlkampf konsequent an Fragen sozia¬ 
ler Gerechtigkeit ausgerichtet und hat damit ei¬ 
nen deutlichen Stimmenzuwachs erzielt. 

Bremen - 

die Kluft wird größer 

23,1 Prozent der Bremerinnen und Bremer sind 
laut dem zweiten Bremer Armuts- und Reichtums¬ 
bericht armutsgefährdet. Dazu zählt, wer weniger 
als 869 Euro im Monat zur Verfügung hat. Die Ar¬ 
mutsquote ist zwischen 2007 und 2011 um 4 Pro¬ 
zent gestiegen. 

49 Prozent der Alleinerziehenden in Bremen gel¬ 
ten nach dieser Definition als armutsgefährdet. 

89 571 Männer, Frauen und Kinder in Bremen be¬ 
ziehen staatliche Leistungen wie Hartz IV oder 
Sozialhilfe, darunter fallen fast 25 000 Kinder. 
70 000 verdeckt Arme zählt die Arbeitnehmer¬ 
kammer darüber hinaus, die teilweise auf staatli¬ 
che Hilfe angewiesen sind, Geringverdiener („Bre¬ 
men, ganz prekär“ so titelte der WK am 16.5. auf 
der Wirtschaftsseite zum Thema Leiharbeit), Seni¬ 
oren mit niedriger Rente, Studenten, Asylbewer¬ 
ber, Kranke und Gehandicapte. 

30 Prozent beträgt die Arbeitslosenquo¬ 
te in Gröpelingen, 20 Prozent in Katten¬ 
turm, Bockhorn, Blumenthal und Tenever. 
In Borgfeld, Horn, Oberneuland und Schwachhau¬ 
sen, den wohlhabenden Vierteln, liegt sie dagegen 
unter fünf Prozent. 

2 500 Männer und Frauen in Bremen gelten als 
wohnungslos. 90 Prozent von ihnen sind erwerbs¬ 
los. 

67 000 Menschen in Bremen leben in von Ver¬ 
schuldung geprägten Verhältnissen. 

164 Einkommensmillionäre waren im Land Bre¬ 
men im Jahr 2007 erfasst, ein Einkommen von we¬ 
nigstens 500 000 Euro hatten weitere 468 Bremer. 
123 814 Euro beträgt das durchschnittliche Jahres¬ 
einkommen in Horn {Zahlen von 2011). 

10 Prozent betrug von 2007 bis 2011 der Zuwachs 
der Bremer, die ein Jahreseinkommen von mehr 
als 125 000 Euro versteuert haben. 

37 Prozent - um diesen Wert stieg das Vermögens¬ 
einkommen in Bremen von 2005 bis 2011. 

9 Prozent beträgt die Reichtumsquote, also der¬ 
jenigen, die mindestens 200 Prozent des Durch¬ 
schnittseinkommens erzielen. 

Armut und Reichtum sind auch räumlich ganz 
klar getrennt und konzentrieren sich jeweils in 
bestimmten Stadt- und Ortsteilen. In den armen 
Stadtteilen fehlt es jedoch nicht nur an Arbeit und 
Einkommen, sondern auch alle anderen Lebens¬ 
risiken von mangelhafter Gesundheit, überdurch¬ 
schnittlichem und wachsendem Krebsrisiko und 
deutlich geringerer Lebenserwartung sind dort 
konzentriert, berichten die Armuts-und-Reich- 
tums-Berichte. 

Das Bildungswesen, in Bremen allgemein in 
der Kritik, ist hier besonders mangelhaft und führt 
zu extremer Bildungsabstinenz. 

Die folgende Tabelle zu je zwei armen und 
zwei reichen Stadtteilen belegt den Zusammen¬ 
hang zwischen Kinderarmut und mangelnder Bil¬ 
dung. 


Wahlbeteiligung und soziale Lage 
in engem Zusammenhang 



Kinderarmut 
(in Prozent) 

Nicht- 
Abitur (in 
Pozent) 

Ohlenhof 

48,90 

84,60 

Grohn 

46,50 

87,70 

Oberneuland 

2,80 

6,10 

Schwachhausen 

15,40 

15,20 


Die Wahlbeteiligung, die nach dem vorläufigen 
Endergebnis gerade noch 50,9 Prozent erreicht 
und nur hauchdünn an der absoluten Mehrheit 
für die Partei der Nichtwähler vorbeischrammt, 
steht in engem Zusammenhang mit der sozialen 
Lage der Menschen. In den Stadtteilen mit hoher 
Armut bleibt sie regelhaft unter 50 Prozent, fällt 
im Extrem unter 30 Prozent. 

In den wohlhabenden Vierteln hingegen wird 
weiterhin gewählt und so gewinnen diese Wähle¬ 
rinnen ein höheres Gewicht. 

{Zur Erläuterung: Bremen-Stadt ist der bevöl¬ 
kerungsreichste Stadtteil mit deutlicher Kon¬ 
zentration der wohlhabenden Stadtteile. Das 
soziale Gefälle geht über Bremen-Nord nach 
Bremerhaven) 


Wahlbeteiligung Prozent 


Bremen-Stadt 

52,07 

Bremen-Nord 

47,49 

Bremerhaven 

40,53 


Die armen und zunehmend verarmenden Stadt¬ 
teile sind aber die traditionellen Hochburgen der 
SPD. Die deutlichen Verluste der SPD drücken 
aus, dass deren Hegemonie in diesen Stadtteilen 
sich allmählich auflöst. Die traditionellen sozialen 
Netzwerke wie Sportvereine, die Arbeiterwohl¬ 
fahrt (AWO) und die Kleingartenvereine, um nur 
einige Beispiele zu nennen, verlieren deutlich an 
Bindungskraft und damit die SPD an Einfluss, 
weil über diese Organisationen den Menschen auf 
Schritt und Tritt Sozialdemokraten als Kassierer, 


Übungsleiter, Vereins- und Abteilungsvorstände 
begegneten, denen sie vertrauten, mindestens aber 
bereit waren, deren Ansichten und Argumente zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Welche Schlüsse die SPD aus dieser Entwick¬ 
lung für die Regierungspolitik der kommenden 
Jahre und für die Ausrichtung der Politik der Par¬ 
tei im Land Bremen zieht, sich darüber auszulas¬ 
sen, wäre hier und jetzt Spekulation. Nötig wäre 
ein klarer Bruch mit der offen neoliberalen Politik 
und eine deutliche Prioritätensetzung zugunsten 
der arbeitenden und armen Menschen. Ob dies 
wirklich beabsichtigt und versucht wird, da sind 
starke Zweifel angebracht. Selbst wenn versucht 
würde, in den stetig wachsenden Bereichen mit 
zunehmender Politikabstinenz wieder Boden zu 
gewinnen, sind dicke Bretter zu bohren, das gilt 
aber genauso für die linke außerparlamentarische 
und parlamentarische Opposition. 

Rechtsentwicklung in Bremen 

Wie bereits erwähnt, werden die „Bürger in 
Wut“ durch ein in Bremerhaven gewonnenes 
Mandat und die AfD in Fraktionsstärke in der 
Bürgerschaft, aber auch in etlichen Stadtteilbei¬ 


räten vertreten sein. In Bremerhaven haben die 
„BiW“ praktisch das Erbe der DVU angetre¬ 
ten, dafür hat die AfD dort deutlich schwächer 
abgeschnitten. Der Sprung der AfD über die 5- 
Prozent-Hürde ist in Bremen-Stadt gelungen - 
durch wenig eigene Aktivitäten, aber freundli¬ 
che Aufnahme durch die bürgerlichen Medien. 

Auffallend ist, dass die AfD in der Regel in 
den Stadtteilen gut abgeschnitten hat, in denen 
auch die SPD stark war und ist und die Nicht¬ 
wähler überdurchschnittlich vertreten sind. 

Quantitativ ist bei den Rechten aber keine 
sprunghafte Zunahme zu verzeichnen. 

Gründe dafür sind m.E. folgende: Keine der 
etablierten Parteien und auch die Medien haben 
auf Fremdenfeindlichkeit gesetzt. Einzige Aus¬ 
nahme, dass eine kleine Minderheit der unbe- 
gleiteten minderjährigen Flüchtlinge, die nicht 
nur durch ihr Dasein, sondern auch durch ein 
gewisses Maß an Delinquenz aufgefallen sind, 
lanciert aus dem Bereich Inneres durch die 
Medien zur Bedrohung hochgespielt wurden. 
Dieser kleinen Kampagne verdanken nun wie¬ 
derum die „BiW“ in Bremen-Nord ihren Auf¬ 
schwung. Seitens der Sozialbehörde wurde in 
Rekum, einem dörflichen Ortsteil am Rande 
von Bremen, eine kleine Einrichtung zur inten¬ 
siven Betreuung einiger dieser Jugendlicher ein¬ 
gerichtet. Der örtliche „BiW“-Protagonist hat 
über Facebook und andere Kanäle sämtliche 
Ressentiments und Phobien bedient, um diese 
Einrichtung zu diffamieren, zwar nichts wirklich 
Nennenswertes auf die Straße mobilisiert, aber 
bei den Wahlen gepunktet. 

Andererseits waren Aktivitäten gegen Ras¬ 
sismus und Fremdenfeindlichkeit die Ereignisse, 
die zweimal in den Vorwahlmonaten in großem 
Maß Menschen auf die Straße gebracht haben. 
Einerseits hat das „Bürgermeister-Bündnis“ 
unter Ausschluss der außerparlamentarischen 
Opposition und unter ungünstigen klimati¬ 
schen Bedingungen mehr als 7 000 Menschen 
zu einer Kundgebung auf die Straße gebracht. 
Andererseits gelang es dem Bündnis der lin¬ 
ken und demokratischen Kräfte innerhalb von 
drei Wochen eine Demonstration von mehr als 
10 000 Menschen auf die Beine zu bringen, die 
den zeitgleich stattfindenden Bundesparteitag 
der AfD in Bremen medial in den Hintergrund 
gestellt hat. 


Durch das getrennte Agieren der beiden 
Bündnisse sind sicherlich Möglichkeiten zu 
größerer Mobilisierung und Wirksamkeit ver¬ 
schenkt worden, das einheitliche Handeln ist 
aber von Seiten des „Bürgermeister-Bündnis¬ 
ses“ von vornherein wohl nicht gewollt worden. 

Ausblick 

Mit aller Vorsicht lässt sich sagen, dass sich mit 
dem Ergebnis dieser Wahl die Möglichkeiten 
für Reformen, die diesen Namen auch verdie¬ 
nen, nicht verschlechtert haben. Die Linke im 
Parlament ist gestärkt worden, die Linke außer¬ 
halb des Parlaments ist relativ gut aufgestellt. 
Ein erster Prüfstein dafür wird sein, was wir da¬ 
für auf die Beine kriegen, den Streik der Kita- 
Kolleglnnen am 12.6. mit einer fühlbaren So¬ 
lidaritätsdemonstration zu unterstützen. Auch 
wenn es eine Binsenweisheit ist, ohne wachsen¬ 
den Druck von links wird sich in Bremen nichts 
nennenswertes bewegen. Dass sich was bewegt, 
fühlbar für die arbeitenden Menschen, für die 
armen Menschen ob ohne oder mit Arbeit, ist 
überfällig. 

Armin Fuchs, DKP Bremen 
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Diskussionstribüne zur Vorbereitung des 21. Parteitages der DKP 


Einheit der Partei wieder in den Fokus der Debatte rücken 

Volker Scholz-Goldenberg, Mitglied des Kreisvorstandes Köln 


Nach den gigantischen Umwälzungen 
der Jahre 1989/90 (...) stehen wir heute 
als DKP gänzlich anders da, als vor 25 
und mehr Jahren. Nur ein Bruchteil der 
früheren Mitgliedschaft ist noch in der 
Partei organisiert. Neuaufnahmen der 
letzten 25 Jahre konnten den personel¬ 
len Aderlass nicht mal ansatzweise kom¬ 
pensieren. (...) 

Es ist geradezu anachronistisch, 
dass es in Zeiten verschärfter Klassen¬ 
auseinandersetzungen, des Demokra¬ 
tie- und Sozialabbaus und immer grö¬ 
ßer werdender Kriegsgefahren, der KP 
nicht gelingt größeren Widerstand zu 
organisieren, gesellschaftliche Allian¬ 
zen mit zu formieren und den Sozia¬ 
lismus als einzige perspektivische Al¬ 
ternative für die Menschen in den Be¬ 
trieben und Wohngebieten begreifbar 
zu propagieren. Diese, von vielen von 
uns subjektiv schon als chronisch emp¬ 
fundene Schwäche, führt quasi natür¬ 
lich zu einer großen politischen Frus¬ 
tration unter vielen Genossinnen und 
Genossen und es ist eine logische Kon¬ 
sequenz, dass wir alle nach Lösungen 


und Ideen für eine Wende suchen. Und 
zwar nicht um der Partei selbst willen, 
sondern um die Partei zukunftsfähig zu 
machen für die gesellschaftlichen Auf¬ 
gaben der Kommunisten. Das Ringen 
um Antworten, die Debatten um Stra¬ 
tegie und Taktik sind (über-)lebensnot- 
wendig und elementarer Teil des revo¬ 
lutionären Charakters einer kommunis¬ 
tischen Partei. 

Aber so, wie die Parteidiskussion, 
besser sollte man sagen der Parteistreit, 
sich in den letzten Jahren (erneut) zu¬ 
gespitzt hat und aktuell weiter zuspitzt, 
ist eher die Existenz der DKP als sol¬ 
che ernsthaft bedroht, als dass größere 
Schritte nach vorne zu erwarten sind. 
Ein Teil der Partei sucht Lösungen in 
schnellen Antworten. (...) Da soll der 
Sozialismus propagiert werden, aller¬ 
dings wird keine realistische Strategie 
aufgezeigt, wie es langfristig zu einem 
Umbruch kommen soll. Es wird wohl 
niemand ernsthaft behaupten wollen, 
dass die breiten Bevölkerungsmassen 
einen Bewusstseinsstand hätten, wo¬ 
nach eine sozialistische Revolution heu¬ 


te auf der Tagesordnung stehen würde. 
Nicht in der BRD, aber m.E. auch nicht 
in Griechenland und anderen Ländern. 
Gleichzeitig werden historisch notwen¬ 
dige Übergangsetappen, das Ringen um 
Reformalternativen innerhalb des be¬ 
stehenden Systems vielfach ausgeblen¬ 
det oder sogar negiert. 

Organisatorisch glauben einige die 
DKP dadurch kräftigen zu können, 
indem Disziplin und persönliche Auf¬ 
opferung von oben verordnet und von 
der Mitgliedschaft bekenntnisartig be¬ 
folgt werden sollen. Auch hier werden 
die Realitäten in der Partei vollkom¬ 
men ausgeblendet. Ein anderer Teil 
der Partei glaubt einen Weg zur Stär¬ 
kung kommunistischer Politik darin zu 
finden, dass die DKP vorrangig Impuls 
gebend in gesellschaftlichen Allianzen 
wirken und eventuell perspektivisch 
aufgehen soll. Der spezifische program¬ 
matische Charakter einer Kommunisti¬ 
schen Partei, der diese eben erheblich 
von anderen fortschrittlichen Gruppen 
unterscheidet, wird dabei sekundär bis 
beliebig. 


Ich behaupte, dass der große Teil 
der (...) Mitglieder der DKP, den in¬ 
haltlichen Kern des Parteistreits kaum 
oder gar nicht (mehr) begreifen kann. 
Wir haben nämlich das zusätzliche gro¬ 
ße Problem, dass es inzwischen kaum 
noch keine qualifizierte und kollektive 
Parteibildungsarbeit in der Fläche der 
Gliederungen gibt. Es ist eine Tragödie, 
dass das marxistische Bildungsniveau in 
der Partei UND ihren Leitungen von 
der Basis bis ganz nach oben heute um 
ein Vielfaches unter dem vor 1989 lie¬ 
gen dürfte. (...) 

Selbst wenn die grundlegenden 
Meinungsverschiedenheiten ein Vier¬ 
tel unserer Gesamtprogrammatik 
ausmachen sollten, so wären da noch 
75 Prozent gemeinsame Positionen! 
Diese sollten im Zentrum der Debat¬ 
ten stehen. Und ich wage zu behaup¬ 
ten, dass dies der Wunsch des Groß¬ 
teils der Mitgliedschaft sein dürfte. Wir 
sollten Schluss machen mit den ner¬ 
venzehrenden Scheingefechten um 
Begrifflichkeiten (...). Auf all diese 
Fragen bietet unser bestehendes und 


über Jahre gemeinsam erarbeitetes 
Parteiprogramm gute Antworten und 
Grundlagen zur Politikentwicklung. 

Zweifellos wird es nie so sein, dass 
alle Mitglieder in allen Fragen gleiche 
Ansichten vertreten. Wer dennoch 
glaubt einen solchen „seeligmachen- 
den“ Zustand durch das offensive He¬ 
rausdrängen anderer Meinungen er¬ 
reichen zu können, wird sich am Ende 
eher in einer K-Gruppen-Sekte oder 
einem vermeintlich „pluralistischen“ 
Beliebigkeitsprojekt wieder finden, 
aber nicht dazu beitragen, eine mo¬ 
derne zukunftsfähige Kommunistische 
Partei zu gestalten. Eine Partei, die von 
breiten Schichten der Arbeiterklasse 
politisch überhaupt verstanden wer¬ 
den kann und dadurch an Relevanz in 
den gesellschaftlichen Kämpfen ge¬ 
winnt. Unser Parteiprogramm macht 
deutlich, warum wir weder MLPD 
noch Linkspartei sind oder sein wol¬ 
len. Dies sollte unser Kompass in der 
Parteidebatte im Vorfeld und auf dem 
21. Parteitag sein. 

(Kürzungen UZ) 


Friedensbewegung in der Debatte 

Isa Paape, Erlangen 


Angesichts der kritischen Lage in der 
Ukraine und im Nahen Osten hatte der 
Bundesausschuss Kasseler Friedenrat¬ 
schlag am letzten Mai-Wochenende zu 
einer Beratung eingeladen. Ausdrück¬ 
lich sollte auch über Handlungsmöglich¬ 
keiten der Friedensbewegung nachge¬ 
dacht werden. 

In zwei Impulsreferaten sprachen 
der Journalist Kai Ehlers zu „Ukraine, 
Russland, Osteuropa und die globalen 
Interessens-Konstellationen“ sowie der 
Politikwissenschaftler Werner Ruf zum 
Thema „Alte und neue Allianzen im 
Nahen Osten - Welche Rolle haben da¬ 
bei noch die USA?“. 

Ehlers informierte kenntnisreich 
über die nachsowjetischen Transforma¬ 
tionsprozesse und nachholende Natio¬ 
nenbildung in Osteuropa. Er markierte 
den Georgienkrieg als einen politisch 
bedeutsamen Wendepunkt, an dem 
Russland aus der Defensive heraustrat 
und, verbunden mit einer Annäherung 
an China, die Strategie einer eurasi- 
schen Zollunion entwickelte. Die größ¬ 
te Gefährdung für die OSZE und damit 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa, gehe von der NATO aus, die 
sich zunehmend zum Aggressionsin¬ 


strument entwickle. Minsk II sei im We¬ 
sentlichen deshalb gefährdet, weil die 
Westmächte uneins sind. „Geschossen 
wird so lange, weil keine politische Lö¬ 
sung in Sicht ist“, so Ehlers und verwies 
in diesem Zusammenhang auf Krieg als 
Fluchtursache, einen „Heimatverlust im 
ganz großen Stil“. 

Werner Ruf skizzierte zunächst den 
Niedergang der USA, ablesbar auch 
daran, dass der militärisch-industrielle 
Komplex „die ökonomische Potenz auf¬ 
frisst“. Im Fokus seines außerordentlich 
informierten und klar strukturierten 
Vortrags stand aber der so genannte 
Djihadismus, der mittlerweile „ein gro¬ 
ßes Unternehmen“ geworden sei. Da¬ 
bei stechen beim Islamischen Staat (IS) 
zwei Besonderheiten hervor, zum einen 
die eigenständige ökonomische Basis, 
die auf dem Verkauf annektierten Öls 
und geraubter Kunstschätze, auf Raub, 
Erpressung und „Steuererhebung“ be¬ 
ruht. Zweite Besonderheit sind die An¬ 
sprüche auf Staatlichkeit, womit der IS 
sämtliche kolonialen Grenzziehungen 
im Nahen Osten in Frage stellt. Ruf in¬ 
terpretiert die Schaffung ethno-religiö- 
ser Staaten (wozu er Israel ausdrücklich 
rechnet) als „Eintritt des Nahen Ostens 


in die Moderne“. Die Betrachtung des 
IS nur als „religiöse Fanatiker“ führe in 
die Irre. Entscheidend für die Analyse 
und Bearbeitung der Vorgänge im Na¬ 
hen Osten und der Akteure sei vielmehr 
die soziale Frage, betont Werner Ruf. 

Ansatzpunkte für mögliche Kam¬ 
pagnen diskutierten anschließend die 
rund 40 Teilnehmerinnen mit Lühr 
Henken vom Sprecherkreis des Bun¬ 
desausschusses Friedensratschlag. Vie¬ 
le differenziert vorgetragene Forde¬ 
rungen knüpften an schon bestehende 
Kampagnen an, etwa die Ächtung der 
Atomwaffen, das Verbot der Waffenex¬ 
porte, oder eine Friedenspädagogik an 
Stelle der zunehmenden Militarisierung 
in Schulen und Hochschulen. Durch¬ 
gehend wurde die NATO als Gefahr 
wahrgenommen, gegen die das Völker¬ 
recht und Institutionen kollektiver Si¬ 
cherheit wie die UNO oder die OSZE 
verteidigt werden müssen. Die For¬ 
derung nach Durchsetzung der Men¬ 
schenrechte wurde dabei als Bestand¬ 
teil schützenswerter internationaler 
Rechte angesehen, und insbesondere 
der Schutz des Rechts auf Arbeit und 
andere soziale Rechte hervorgehoben. 
Durchsetzungsfähiger könne die Frie¬ 


densbewegung nur werden, wenn sie 
Anschluss suche an andere soziale Be¬ 
wegungen, und wenn sie auf breiteste 
Bündnisse orientiere. 

Vereinzelt wurde auch die Abstim¬ 
mung über einen Grundkonsens vorge¬ 
schlagen, der die Friedensbewegung auf 
drei Forderungen verpflichten soll. Kei¬ 
ne NATO-Osterweiterung mehr, keine 
Auslandseinsätze der Bundeswehr so¬ 
wie die Losung „Nie wieder Krieg! Nie 
wieder Faschismus!“ sollten die gemein¬ 
same Plattform bilden. Ähnlich hatte 
sich zuvor auch schon Patrik Köbele, 
Parteivorsitzender der DKP, in einem 
Beitrag „Zur Friedenspolitik der DKP“ 
(UZ, 15.05.2015) geäußert. 

Der Wunsch nach größtmöglicher 
Übereinstimmung ist verständlich, 
muss aber immer wieder neu in offe¬ 
nen Debatten hergestellt werden. Die 
Festlegung eines „Grundkonsenses“ 
dagegen ist immer eine Einengung 
des Aufgabenspektrums der Friedens¬ 
bewegung, wirkt abgrenzend und aus¬ 
schließend, selbst wenn dies nicht be¬ 
absichtigt ist. Der Grundkonsens muss 
eingehalten werden, sonst werden „sich 
unsere Wege trennen“, so Patrik Köbele 
in Richtung aller Konsensgegner. Ne¬ 
ben den oben genannten tagesaktuellen 
Forderungen hält er die Losung „Nie 
wieder Krieg! Nie wieder Faschismus!“ 
für unverzichtbar. 


„Nie wieder Faschismus! Nie wie¬ 
der Krieg!“, sonst müssen wir uns tren¬ 
nen. Damit wird die Losung zur bloßen 
Formel, zum Gessler-Hut, den grüßen 
muss, wer von Patrik Köbele zur Frie¬ 
densbewegung gerechnet werden will. 
Als Summe der Weltkriegserfahrungen 
im Gedächtnis von Generationen veran¬ 
kert ist diese Losung durch Kriegsgeg¬ 
ner und Antifaschisten immer wieder 
neu mit politischen Inhalten zu füllen, 
sie benötigt die konkrete politische Ak¬ 
tualisierung, die der DKP-Vorsitzende 
in seinem Beitrag leider nicht leistet. 
Stattdessen verwendet er sie als Lack¬ 
mus-Formel und glaubt, sich damit der 
Schwierigkeiten behoben zu haben, die 
ein breites Bündnis mit sich bringt. 

Um die Entwicklung von Orientierun¬ 
gen und Kampagnen, die heute geeig¬ 
net sind, Faschisierung und Kriege wir¬ 
kungsvoll zu bekämpfen, ging und geht 
es doch bei den Debatten der Friedens¬ 
bewegung Kassel, Bonn und anderswo. 
Eine klare Abgrenzung zu Neo-Faschis- 
ten und Rechtspopulisten bei gleichzei¬ 
tiger Orientierung auf größtmögliche 
gesellschaftliche Verankerung ist dabei 
das „Leichte, das so schwierig zu ma¬ 
chen ist“. 

Isa Paape ist stellvertretende Sprecherin 
des Erlanger Bündnisses für den Frie¬ 
den EBF. 


UZ-Pressefest 2016 

Ein Fest des Friedens, gegen Krieg und Faschismus 


Auf der 13. Parteivorstandstagung der 
DKP verabschiedete das Gremium mit 
großer Mehrheit eine erste Konzeption 
zur Vorbereitung und Durchführung des 
19. UZ-Pressefestes. Das 18. UZ-Presse¬ 
fest findet - bei entsprechendem Be¬ 
schluss des 21. Parteitages - vom 1. bis 
3. Juli 2016 im Revierpark Wischlingen in 
Dortmund statt. „Entsprechend unserer 
Einschätzung, dass der deutsche Imperi¬ 
alismus aggressiver nach innen und au¬ 
ßen agiert und insbesondere die Kriegs¬ 
gefahr wächst, wollen wir dem UZ-Pres¬ 
sefest eine klar erkennbare Ausrichtung 
als Friedensfest, als Fest gegen Krieg 
und Faschismus geben. Das Fest soll ein 
deutliches Signal gegen Krieg und Fa¬ 
schismus aussenden und Treffpunkt der 
Friedens- und antifaschistischen Bewe¬ 
gung sein. Dieses Signal halten wir auch 
in Dortmund, einer Hochburg der Neo¬ 
faschisten, für notwendig. 

Der Gedanke ,Fest des Friedens - 
Fest gegen Krieg und Faschismus’ soll 
sich - begonnen bei der Werbung und 
Spendensammlung bis hin zur Ausge¬ 
staltung des Festes - durchziehen und 
klar erkennbar sein. Das heißt nicht, 


dass andere Themen keinen Platz auf 
dem Fest haben. Die Vielfalt im Pro¬ 
gramm soll erhalten bleiben, gleichzei¬ 
tig soll eine klarere Linie erkennbar 
sein“, heißt es in dieser Konzeption. 

Nun kommt es darauf an, auch die 
finanziellen Voraussetzungen für das 
Fest zu schaffen. Ein wesentlicher Punkt 
dazu ist, bis zur Beschlussfassung im No¬ 
vember auf dem Parteitag 35 000 Euro 
an Spenden, Buttonabrechnungen usw. 
auf dem Pressefestkonto „zu bunkern“. 

Pressefest-Buttons zu 
fünf und zehn Euro 

Als wichtiges Instrument zur Finanzie¬ 
rung der Pressefeste der Vergangen¬ 
heit hat sich der Pressefest-Button be¬ 
währt. Für das kommende Fest gibt es 
eine Neuerung: Es werden neben den 
bekannten 5-Euro auch Buttons zu 
zehn Euro angeboten. Die beiden Ar¬ 
ten der Buttons unterscheiden sich le¬ 
diglich durch einen kleinen „10 Euro“- 
Auf druck. 

Die Buttons wurden erstmals auf 
dem Festival der Jugend in Köln ange¬ 
boten: 78 Buttons zu zehn und 81 But¬ 


tons zu fünf Euro wurden verkauft und 
brachten 1 185 Euro ein. Die Buttons 
werden - so noch nicht geschehen - 
in den nächsten Tagen an die Bezirke 
ausgegeben und erreichen hoffentlich 


schnell die Gruppen und Kreise der 
DKP. Der Verkauf der Buttons sollte 
jetzt umgehend erfolgen: Ab sofort kei¬ 
ne Veranstaltung der Partei und keine 
Aktion ohne Pressefest-Buttons. Schickt 


der UZ doch bitte auch kleine Erfah¬ 
rungsberichte über diese Ergebnisse! 

Die Hoffnungen der Pressefest¬ 
kommission sind, dass bis zum Presse¬ 
fest 3 000 Buttons von jeder Sorte ver¬ 
kauft werden. Das würde 45 000 Euro 
einbringen - eine ganz wesentliche 
Stütze für die Finanzierung des Festes. 

4 690 Euro haben wir darüber hi¬ 
naus bereits jetzt auf unserem Presse¬ 
festkonto. Die setzen sich zusammen 
aus dem Überschuss des letzten Festes 
sowie aktuellen Spenden und Zuschüs¬ 
sen aus Gliederungen der DKP. Beson¬ 
deren Dank an die DKP Bonn/Sieg und 
Offenbach und an Tilly - die Geburts¬ 
tagsgabe ist auch gut angekommen. 

Werner Sarbok 

Das Pressefestkonto der DKP 

DKP-Parteivorstand, 

GLS Bank Bochum, 

Konto-Nr. 4002 487 501, 

BLZ 430 609 67, 

IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01 
Stichwort: Pressefest 2016 


Das Pressefest auch 2016 
wieder steigen lassen! 



Buttonverkäufe 
1185,- Euro 


Spenden/Zuschüsse 
4690,- Euro 


Stand 9.6.15: 
5875,- Euro 
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Leben, einzeln und frei wie ein Baum, 
und brüderlich wie ein Wald... 

(Nazim Hikmet) 


Eberhard Heinke 

14.10.1943-17. 5. 2015 

Unser Genosse Eberhard ist tot. Ein streitbarer und enga¬ 
gierter Mensch hat uns verlassen. 

Nach der Ausbildung zum Chemielaboranten und der Tätig¬ 
keit in der Industrie, entschied er sich für den Lehrerberuf, 
ln einer Zeit, als die Berufsverbote das geistige Klima ver¬ 
gifteten, bekannte er sich zu seiner marxistischen Weltan¬ 
schauung und seiner Partei, der DKP 

Er schaffte es, jungen Menschen die Naturwissenschaften 
und sozialistische Ideen näherzubringen. 

Unvergessen sind seine Einsätze bei kleinen und großen 
Veranstaltungen der Partei. Sein Tod hinterlässt eine Lücke. 
Unser Mitgefühl gilt seinen Angehörigen. 

DKP und sdaj Aachen 

Der Termin der Abschiedsfeier in Aachen steht noch nicht 
fest. Informationen gibt es dann unter dkpaachen@gmx.de. 



Wir trauern um 

Arno Klönne 

4.5.1931 -4. 6. 2015 

Sein gesamtes politisches Leben war der demokratischen 
außerparlamentarischen Opposition und - über Partei¬ 
grenzen hinweg-der sozialistischen Bewegung in der Bun¬ 
desrepublik Deutschland gewidmet. Er war Mitgründer des 
Ostermarschs in diesem Land. 

Uns Kommunistinnen und Kommunisten war Arno Klönne 
ein naher und kritischer Freund. Er wandte sich gegen das 
Verbot der KPD und trat dafür ein, dass den verfolgten Mit¬ 
gliedern dieser Partei Möglichkeiten legalen Wirkens erhal¬ 
ten blieben und neu eröffnet wurden. 

Der anerkannte Wissenschaftler und klarblickende Publi¬ 
zist, der in ganz Deutschland eine große Leserschaft hatte, 
war zugleich fest verankert in der politischen Kultur sei¬ 
ner ostwestfälischen Heimat, der er über Jahrzehnte hin¬ 
weg immer neue Impulse vermittelte, bis zuletzt im Linken 
Forum Paderborn. Überall, wo er auftrat, war er Garant 
dafür, dass niemand ausgegrenzt wurde. 

Wenige sind unersetzlich. Arno Klönne war einer von ihnen. 

Parteivorstand der DKP 
DKP Ruhr-Westfalen 
DKP Ostwestfalen-Lippe 


V 

Mein lieber Mann, unserVater, Schwiegervater und Opa, 
der Kommunist 

Werner Feuerbach 

ist am 29.5.2015 nach langer, schwerer Krankheit 
gestorben 

Wir trauern um ihn, er wird uns sehr fehlen. 

Doris, Jürgen, Nadine und Rüdiger Feuerbach 
Seine Enkel Arthur, Alma und Elisabeth 
Freunde und Genossen 


Einladung gewerkschaftspolitisches Forum 

Samstag/Sonntag, den 27./2S. Juni 2015 

Haus der Jugend, Deutschherrnufer 12, 60594 Frankfurt 
Beginn am 27. Juni 2015 um 11.00 Uhr, Einlass ab 10.00 Uhr/ 
Ende am 28. Juni 2015 um 13.00 Uhr 

Als Schwerpunktthemen sind vorgesehen: 

1. Tag, 27. Juni 2015 

• Kurze Vorstellung der Teilnehmerjnnen 

• Referate: „Fabrik 4.0/Office 2.0" 

sowie Diskussion in Arbeitsgruppen und Plenum 

• Diskussion und Einschätzung zum 
Kooperationsmodell von IGM, IG BAU, EVG und IG BCE 

2. Tag, 28. Juni 2015 

• BuG-Arbeit in der Partei 

Wir haben insgesamt 40 Schlafplätze mit Voll-Verpflegung zu 
einem Teilnehmerjnnen-Betrag von ca. 50,- bis 60,- Euro re¬ 
servieren können. Sollte dieser Betrag nicht allein aufgebracht 
werden können, werden die Bezirke und Kreise um finanzielle 
Unterstützung gebeten. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


OPEN AIR FESTIVAL ^ 

GEGEN RASSISMUS UND KRIEG' 

u GEMEINSAM SIND WIR STARK J 



?D.JUM ?015 

13.00 UHR 


REMRPAfllf WISCHLINGEN 

HCFKEHSTR 12 
44143 DIRTMUNO 


IK-Trivirkl iKitanMUiTV todf-Mipani toferwor dtn 


EINTRITTSPREIS 

15 EURO 

tk- ■ wwM1 iwjerJdj 


Anzeigen helfen der UZ! 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 
3 € + Porto; ab 12 Gläser (1 
Karton) portofrei. 

Wir liefern auch handgefer- 
tigte Bienenwachskerzen. 
Anfrage bei: Imkerei Trauth 
02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


POLEN 

Ostseebad Leba 
(100 km v. Danzig) 
Komf. FZ mit Bad, WC, SatTV. 
Ü/F15 Euro/Pers-Tag 
Garten, Parkplatz 
Tel./Fax: 004859 - 866 26 57 
www.sloneczna.interleba.pl 


/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_ > 



Urlaub im schönen Havelland 


- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Zeit für Zeugen - 

Eine Hommage an Ettie und Peter Gingold 

Der Film erinnert an das Lebenswerk von Ettie und Peter 
Gingold, die beide als junge Erwachsene während der 
Okkupation des faschistischen Deutschland in der fran- 
zözischen Widerstandsbewegung Resistance kämpften. 

Sie leisteten entschiedenen Widerstand unter Einsatz 
ihres Lebens, waren 1944 an der Befreiung von Paris 
beteiligt und blieben ihr Leben lang als Kommunisten 
und Antifaschisten in der BRD aktiv. 

Dokumentatiosfilm (DVD), ca 35 Minuten 

Preis 7,50 Euro + Porto/Verpackung 






JETZT ONLINE! WWW.UZShop.de 


Toskana, nah am Meer 

wro.tafcMi-bMtnüfr | t>m. cftfifi- tun 


Ökoliuf im OL«¥en}i0in r 
weiter Bhck, Stille; 
große belle Zimmer 
viele gute ß Lieber, 
Hau* dder Harschen; 
K’ndcr paradier. 




Entschleunigung: 

Ruh« l l £- ffliiur tun im Mtiri'j- 
Haiiü:uupiu 1 l£. 2 F*Wö)e 2-3 Per*, 
in 

I lauel & ](Hdittn, Boot fl* Red, 

lafo: ww.trtrn wfi .de 

Tel.: 0331 /ft 7Q79* (AB] 



Wir freuen uns mit Euch, liebe Natascha, lieber Hubert 
zur Geburt Eurer Enkeltochter 

Wladimira 

Möge sie in einer Welt aufwachsen, in der Frieden 
endlich oberstes Gebot der Menschheit wird. 

Das wünschen von ganzem Herzen Eure 
alten Freunde und Genossen aus Wedel 

Erica und Rolf 
Marianne und Günther 
Gisela und Herbert 
Hanne 


Alt machen nicht die Jahre, 
auch nicht die grauen Haare, 
alt macht, wenn man den Mut verliert 
und sich für nichts mehr interessiert! 

Am 17 . Juni 2015 wird unsere Genossin 

Else Schlegel 

90 Jahre 

Liebe Else, 

du bist eine Genossin, die nie den Mut verloren hat. Du 
interessierst dich stets für unsere gemeinsame Sache. 
Insofern bist du zwar unsere älteste Genossin. Aber nicht 
alt. 

Auch die bittere Niederlage von 1989 konnte dich nicht 
brechen. Du und Kurt, dein Ehemann und Genosse, habt 
einen wichtigen Beitrag geleistet unser Parteileben auf¬ 
rechtzuerhalten. 

Du hast die richtigen Lehren aus Faschismus und Krieg 
gezogen. Wurdest Mitglied der KPD und später der DKP. 
Der Kampf für Frieden, Freiheit und Sozialismus gegen 
faschistische Gefahren wurde für dich zum Lebensmotto. 

Leider lässt es deine angeschlagene Gesundheit nicht 
mehr zu am Parteileben und den vielfältigen Aktionen 
aktiv teilzunehmen. Aber in deinen Gedanken bist du 
nicht nur dabei, sondern forderst zu Recht „Rechen¬ 
schaft" von uns. 

Für deinen unermüdlichen Einsatz für unsere gemein¬ 
same Sache unseren herzlichen Dank und noch viele 
gemeinsame Jahre mit Kurt. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Rems-Murr 



Einladung zur zweiten Sitzung 
der Antifa-Kommission der DKP 

Termin: Samstag, 27. Juni 2015,11.00-16.00 Uhr 
Ort: Haus des PV, Hoffnungstraße 18, Essen 

Vorgesehene Themen: 

• Auswertung der Aktivitäten zum 8. Mai 

• Einschätzung zu PEGIDA und AfD 

• Leitantrag zum 21. Parteitag 

Eingeladen sind die Mitglieder der Kommission, die Bezirke und 
Koordinierungsräte der DKP. 

Anmeldungen bitte bis zum 19.06. an die Bundesgeschäftsstelle, 
Tel.: 0201/177889-0 oder dkp.pv@t-online.de 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68 , 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 
Wochenendseminar Sa./So. 20./21. Juni 2015 

Nation und Nationalismus 

Referent: Jürgen Lloyd 

Der heutige Begriff von Nation ist eng verbunden mit der bür¬ 
gerlichen - kapitalistischen - Gesellschaft. Diese Verknüpfung 
soll näher betrachtet werden, um zu beurteilen, welchen Bezug 
Sozialisten und Kommunisten zur Nation haben können, wenn 
sie doch die kapitalistische Gesellschaft überwinden wollen. Da¬ 
bei zugleich den Nationalismus als bürgerliche Ideologie in den 
Blick zu nehmen, seine Wirkungsweise und seine Ausprägungen 
zu untersuchen, soll helfen, die vielfältigen Fallstricke zu umge¬ 
hen, die bei der Beschäftigung damit lauern. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann 
bereits Freitag zwischen 17.00 und 22.00 Uhr erfolgen. Beginn 
Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14.00 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25,- €. Ab 
Freitag 30,- €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder 
Bezirk abklären. 

Weitere Informationen und Anmeldung unter 
www.karl-liebknecht-schule.org 
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Antifaschistische Gedenkstätte vorgestellt 

Kontinuierliche Arbeit der DKP/Linke Liste im Stadtrat zeigt Erfolge 


A m 3. Mai 2015 wurde in Mörfel¬ 
den neben der evangelischen Kir¬ 
che eine Gedenkstätte vorgestellt. 
Wo damals das Rathaus stand, steht jetzt 
ein ungewöhnliches und sehr informati¬ 
ves Denkmal für die in der Nazizeit poli¬ 
tisch verfolgten Bürgerinnen und Bürger. 
Die Stadthistorikerin Cornelia Rühlig 
erläuterte gemeinsam mit Angehörigen 
der politisch Verfolgten die Inhalte des 
Denkmals, der Bürgermeister begrüß¬ 
te die Gäste, Bodo Kolbe ergänzte die 
Veranstaltung musikalisch. Rudi Hechler 
im Schlusswort: „Hoffen wir, dass diese 
Stätte ein Lernort für Schulklassen und 
Familien wird. Eine Gedenkstätte, hinter 
der viele Bürgerinnen und Bürger stehen 
und auf die sie achtgeben. Es ist wich¬ 
tig, dass wir hier jetzt auch an die poli¬ 
tische Verfolgung erinnern. Nichts und 
niemand soll vergessen sein.“Diese Ge¬ 
denkstätte soll helfen nachzudenken und 
zum Handeln anregen. 

Natürlich hören wir immer noch: „... 
lasst die alten Geschichten ruhen!“ Es 
gibt aber viele Gründe die Geschichten 
weiterzugeben - vor allem auch an Kin¬ 
der und Enkel. 

Bertolt Brecht schrieb: „Lasst uns 
das tausendmal Gesagte immer wieder 


sagen, damit es nicht einmal zu wenig 
gesagt wurde!“ 

Die Gedenkstätte ist anregend und 
wichtig für das Erzählen unserer Ge¬ 
schichte. Natürlich kann man nicht al¬ 
les zeigen, aber vieles kann man hier 
nachlesen und weitererzählen. Manche 
können sich nicht genau vorstellen, wie 
das damals war. 

Nehmen wir das bewegende Foto 
auf der Gedenkstele. Der kleine Ernst 
steht auf dem Tisch mit einer Schiefer¬ 
tafel mit Grüßen an den Papa. 

Papa war „Moorsoldat“. Vier Mörfelder 
waren in den Moorlagern. In der gan¬ 
zen Welt kennt man heute das Lied der 
Moorsoldaten. Hier heißt es: 

„Heimwärts, heimwärts! Jeder sehnet 
sich nach Eltern, Weib und Kind ... “ 

und im letzten Vers: 

„Doch für uns gibt es kein Klagen 
ewig kann’s nicht Winter sein, 
einmal werden froh wir sagen: 

Heimat du bist wieder mein “ 

Bei den Dokumenten, auf den Tafeln zu 
sehen, sind auch Haftzeiten genannt. Zu 
lesen: fünf Jahre, sechs Jahre,... und eini¬ 


ge kamen überhaupt nicht mehr zurück 
aus Zuchthaus und KZ. 

Man wollte sie brechen, die stolzen 
Maurer, Weißbinder, den Schmied 
und andere Handwerker aus Mörfel¬ 
den. Meist waren sie in der KPD orga¬ 
nisiert und kamen aus einem Dorf, das 
gerade erst einen kommunistischen 
Bürgermeister gewählt hatte. Das al¬ 
les wollen wir nicht vergessen! 

Es ist deshalb wichtig, dass es in 
unserer Stadt eine gute Geschichts- 
und Erinnerungskultur gibt. Es ist 
wichtig, dass wir hier jetzt an die po¬ 
litische Verfolgung erinnern. Nichts 
und niemand soll vergessen sein. 
Achtgeben müssen wir auch auf die 
politische Entwicklung. In seiner 
Kriegsfibel schrieb Brecht 1955 unter 
ein Hitler-Bild: 

„Das da hätt einmal fast die Welt regiert. 
Die Völker wurden seiner Herr. 

Jedoch 

Ich wollte, dass ihr nicht schon trium¬ 
phiert: 

Der Schoß ist fruchtbar noch, 
aus dem das kroch.“ 

aus:„blickpunkt“, Zeitung der DKP 
Mörfelden-Walldorf, 6/2015 


Die Charite-Kinderklinik muss 
ihren Namen tragen 

Betr.: Die Professorin Dr. Dr. Syllm- 
Rapoport 

Die Bremer Nachrichten würdigte in ei¬ 
nem sehr lesenswerten Artikel die groß¬ 
artige medizinische Lebensleistung der 
herausragenden DDR-Kinderärztin 
Professorin Dr. Syllm-Rapoport, die mit 
fast 103 Jahren einen weiteren Doktor¬ 
hut bekommt. Nach der Prüfung sagte 
der Dekan der Medizinischen Fakultät 
des Universitätskrankenhauses Ham¬ 
burg-Eppendorf, Professor Dr. Uwe 
Koch-Gromus: „Nicht nur unter Be¬ 
rücksichtigung ihres hohen Alters war 
sie einfach brillant.“ In dem Artikel wird 
nicht verschwiegen, dass diese großar¬ 
tige Frau aus Nazideutschland vertrie¬ 
ben wurde, seit vielen Jahrzehnten der 
kommunistischen Bewegung angehört, 
gemeinsam mit ihrem Ehemann Mit- 
ja Rapoport sich in der Kommunisti¬ 
schen Partei der USA engagierten. In 
den USA drohte dem Biochemiker Ra¬ 
poport Anfang der 50er Jahre eine Vor¬ 
ladung wegen seiner kommunistischen 
Aktivitäten. Ingeborg und Mitja Rapo¬ 
port zogen 1952 in die DDR, wo beide 
an der Charite jahrzehntelang arbeite¬ 
ten. Ingeborg habilitierte sich 1958 und 
wurde Dozentin an der Charite-Kinder¬ 
klinik. Die Kinderklinik muss endlich 
ihren Namen tragen! 

Bei aller großen Freude über die 
wohl einmalige medizinische Leistung 


schmerzt es besonders, dass Kollegin¬ 
nen und Freundinnen der wunderbaren 
Akademikerin wie die Wissenschaftler 
Arno Hecht, Gisela Jacobasch, bei¬ 
de habilitierte Medizinerinnen, nach 
der sogenannten Wende 1990 aus der 
Universität vertrieben und abberufen 
wurden. Sie waren international sehr 
anerkannt, genauso wie der bekannte 
Biologe Prof. Ermisch, der nur noch im 
Selbstmord seinen Ausweg sah. 3 000 
Akademiker erhielten allein in Sach¬ 
sen unter dem korrupten Biedenkopf 
ein Berufsverbot, welch eine ungeheu¬ 
erliche Schande! 

Gerd-Rolf Rosenberger, 
Bremen-Nord 

Vor allem ein Feld des 
Klassenkampfes 

Betr.: Beobachterstatus in der ELP 

Georg Polikeits Leserbrief UZ 
29.5.2015 zur Mitgliedschaft in der Eu¬ 
ropäischen Linken hat einige Gemüter 
erhitzt. Uwe Nebel und Thomas Meh¬ 
ner {UZ 5. Juni) befürworten das Ende 
des Beobachterstatus der DKP in der 
Europäischen Linken, während Georg 
eine Vollmitgliedschaft der DKP für er¬ 
strebenswert hält. 

Um es gleich vorweg zu sagen: Ich 
unterschreibe Georg Polikeits Brief. 

Ja, die EU ist ein imperialistisches 
Gebilde zur Optimierung der Kapital¬ 
verwertung der monopolistischen Un¬ 
ternehmen in den Mitgliedsstaaten. Sie 


ist reaktionär nach innen und aggressiv 
nach außen, wirtschaftlich, politisch und 
militärisch. Sie ist ein Feld der Ausbeu¬ 
tung, der Konkurrenz untereinander 
und weltweit, aber vor allen ein Feld 
des Klassenkampfes. 

Die undemokratischen staatsmono¬ 
polistischen Strukturen der EU schlie¬ 
ßen Verschleierungen ein. Eine da¬ 
von ist der Parteienstatus. Daraus zu 
schlussfolgern, wer Möglichkeiten da¬ 
raus für sich nutzt, macht sich zum Teil 
des System, ist unredlich. So betreibt 
man linke Kindereien. Mitglieder der 
ELP und Beobachter unter General¬ 
verdacht zu stellen, behindert mögliche 
Aktionseinheits- und Bündnispolitik. 

Meine Empfehlung: Lenins Schrift: 
„Der linke Radikalismus ...“ ( LW, 
Bd. 31) durcharbeiten und nicht nur 
lesen. Darin findet man keine Rezep¬ 
te, aber erfährt etwas über Strategie 
und Taktik. Im konkreten Fall, den Ab¬ 
schnitt „Der ,linke‘ Kommunismus in 
England“ - besonders die beiden letz¬ 
ten Absätze. 

Otto Marx, Oberhausen 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


fr ★ 12 . JUNI 


Schweinfurt: Diskussion zum Leitantrag an 
den 21. Parteitag der DKP, Gruppenabend 
der DKP Schweinfurt-Haßberge. DFG-VK 
Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 
Hanau: Veranstaltung der DKP Main-Kinzig 
zum Gedenken an 88 Antifaschisten aus Ha¬ 
nau und Umgebung, die 1935 in Kassel ab¬ 
geurteilt wurden. DGB-Jugendheim, Eingang 
Rappengasse, 19.30 Uhr 
Aachen: Infostand der DKP Burtscheider 
Markt, ab 10.00 Uhr._ 

Bochum: „Armutsspirale im Ruhrgebiet 
stoppen!“ Konferenz der Bundestagsfrak¬ 
tion der Partei „Die Linke“ mit Sahra Wa¬ 
genknecht, Oskar Lafontaine, Sevim Dag- 
delen, Dr. Joachim Rock, Prof. Dr. Christoph 
Butterwegge, Jochen Marquardt und Rainer 
Einenkel. Jahrhunderthaus der IG Metall, Al¬ 
leestraße 80,16.00 Uhr bis 21.00 Uhr. 


SA ★ 13. JUNI 


Dortmund: Münsterstraßenfest! Die Grup¬ 
pe Nord freut sich über Helfer! 12.00 Uhr 
bis 19.00 Uhr. 

Aachen: Infostand der DKP Eisassstraße/ 
Sedanstraße, ab 12.00 Uhr. 
Wilhelmshaven: Antimilitaristisches Kon¬ 
zert gegen den „Tag der Bundeswehr“ mit 
„Uisge“. „M.A.N.U.s Kneipe“, am Börsen¬ 
platz, 17.00 Uhr. 


SO ★ 14. JUNI 


Dortmund: Jahreshauptversammlung der 
DKP, Z, Oesterholzstraße 27,14.00 Uhr. 

Münster: „Den Schwachen eine Stimme 
geben“. Zeugnisse vom Leben der Palästi¬ 
nenser in ihrem Land, das ihnen nicht mehr 
gehört. KulturKneipe F24, Frauenstraße 24, 
12.00 Uhr. 

Konstanz: Internationales Kulturfest der 
DIDF Bodensee, Partei „Die Linke“ Kreis¬ 
vorstand Konstanz und Linke Liste Kons¬ 
tanz. Klein Venedig, Nähe Sealife/Bodensee- 
Kunst-Grenze CH-D, 13.00 Uhr. 


MO ★15. JUNI 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Süd. Gil- 
denstraße 20,19.00 Uhr._ 

Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Nord. Z, 
Oesterholzstraße 27,19.30 Uhr. 


Dl ★16. JUNI 


Freiburg: „Internationalismus heute - He¬ 
rausforderungen und Chancen!“ Veranstal¬ 
tung der DKP Freiburg mit Heinz Stehr, lang¬ 
jähriger Vorsitzender der DKP und ihrer In¬ 
ternationalen Kommission. Linkes Zentrum 
„Adelante“, Glümerstraße 2,20.00 Uhr. 


Ml ★ 17. JUNI 


Dortmund: Senioren der DKP Z, Oesterholz¬ 
straße 27,14.30 Uhr. 


SA ★ 20. JUNI 


Dortmund: Hoeschparkfest! Helfer für den 
Stand der DKP werden gebraucht! 12.00 Uhr 
bis 19.00 Uhr. 


Dl ★ 23. JUNI 


Recklinghausen: „Europa - eine friedli¬ 
che Festung?“ Diskussionsveranstaltung 
der DKP mit Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 24. JUNI 


Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land. Der Bezirks¬ 
vorsitzende Gustl Ballin informiert über die 
anstehende Bezirksdelegiertenkonferenz 
und die Vorbereitung zum 21. Parteitag der 
DKP. Floraheim, 19.00 Uhr._ 

Stadtlohn: Bildungsabend der DKP im Kreis 
Borken. Parteiraum beiTenbusch,Vredener- 
straße 54 beiTenbusch, 19.15 Uhr. 


DO ★ 25. JUNI 


Dortmund: Mitgliederversammlung der DKP, 
Fortsetzung der Diskussion über den Leitan¬ 
trag zum 21. Parteitag mit Lucas Zeise. Z, 
Oesterholzstraße 27,19.00 Uhr. 


Dl ★BO.JUNI 


Aachen: „TTIP — Widerstand ist nötig!“ DKP 
Stammtisch. Gaststätte „Zum neuen Eck“, 
Adalbertsteinweg 238,19.00 Uhr. 


KULTURTIP 


Open Air im Volkspark 

Bruno Bachem spielt „Madoffs 
Traum“ von Dominique Manotti. 
Sonntag, 21 . Juni 2015 , 13.00 Uhr 
im Volkspark-Heckentheater, 
Nansenstraße 84 , Hamburg-Altona. 
Eintritt frei, 

Infos unter unsertheater.com 


Termine der Karl-Liebknecht- 
Schule der DKP 

Sa. 20 ./S 0 . 21 . Juni 2015 
Nation und Nationalismus 
Referent: Jürgen Lloyd 
Weitere Informationen und 
Anmeldung unter 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Anzeigen in der UZ helfen der UZ 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 


Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



Name, Vorname 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 



... stand Ende Mai für zwei Tage in der historischen Altstadt von Dresden und 
schirmte die Finanzminister der G 7 vor Demonstranten und Neugierigen ab. 
Unser Foto entstand am Tag nach der Veranstaltung vor dem Tagungsort, dem 
Luxushotel Taschenbergpalais. Um das vornehme Ambiente zu wahren, wurden 
die Betonpoller in feinem Marmorweiß getönt; darauf wurden feine schmiede¬ 
eiserne Gitter gesetzt, an denen auch Kurfürst Friedrich August I. von Sachsen, 
König von Polen und Großfürst von Litauen, genannt „der Starke“, seine Freude 
gehabt hätte. Ob er dafür allerdings 80 000 Euro bezahlt hätte, kann nur 
gefragt werden.„Wir finden sie chic“, hatte Polizeisprecher Mirko Göhler im 
Vorfeld der Konferenz in Dresden gesagt. So wird's wohl sein, wenn man Mauern 
mag. AR 


Wer finanziert 
Atom-Altlasten? 

Ex-Wirtschaftsminister Müller will Konzerne befreien 


Der Atomausstieg ist beschlossene 
Sache, doch ob letztendlich statt der 
Energiekonzerne die Steuerzahler für 
ihn aufkommen, steht noch nicht fest. 
Erst kürzlich hat der ehemalige Wirt¬ 
schaftsminister Werner Müller einen 
Vorschlag zur Diskussion gestellt, der 
die Steuerzahler zur Kasse bitten will. 

Schon vor einem Jahr hatten die 
Energiekonzerne Eon, RWE und 
EnBW der Bundesregierung den Vor¬ 
schlag gemacht, dass die Atomkraft¬ 
werke in eine öffentlich-rechtliche 
Stiftung eingebracht werden sollen, die 
sich dann um den Abriss der Anlagen 
und um die Endlagerung des Atom¬ 
mülls kümmert. 

Kürzlich hat Müller diesen Vor¬ 
schlag wieder aufgewärmt. Als Vorbild 
für die geplante Atomstiftung hat er 
die RAG-Stiftung empfohlen, der er 
selbst vorsteht. Die RAG-Stiftung hat 
die Aufgabe, die Ewigkeitslasten des 
Steinkohlebergbaus nach der Stillle¬ 
gung der letzten Zeche im Jahr 2018 
zu finanzieren. Dazu hatten Konzer¬ 
ne mit Anteilen im Bergbaugeschäft 
vor Jahren Vermögen an die Stiftung 
übertragen und haben sich im Gegen¬ 
zug künftiger Verpflichtungen entle¬ 
digt. Der Staat hat zusätzlich eine Ga¬ 
rantie übernommen, für alle Lasten 
aufzukommen, sollte die Stiftung dazu 
selbst nicht in der Lage sein. 

Müller fragte schließlich in einer 
Rede, ob die öffentliche Hand voraus¬ 
schauend zu einer Mithaftung bereit 
sei, solange die Kraftwerksbetreiber 
noch nicht insolvent seien. „Oder war¬ 
tet sie, bis nach deren denkbarer Insol¬ 
venz sie dann zwangsweise in Haftung 
kommt“, fragte er weiter in seiner Rede 
auf einer Veranstaltung der Ingenieur¬ 
wissenschaftlichen Fakultät der Uni- 
versität Duisburg-Essen. 

Ob Müllers Plan aufgehen könn¬ 
te, ist fraglich. Die Atomkonzerne sind 
verpflichtet, für die Kosten des Rück¬ 
baus der Kraftwerke und für die End¬ 
lagerung des Atommülls Rücklagen zu 
bilden. Zusammen haben sie rund 38 


Milliarden Euro zurückgelegt. Proble¬ 
matisch ist allerdings, dass die Rück¬ 
stellungen nicht auf irgendeinem Kon¬ 
to liegen, sondern in Kraftwerken an¬ 
gelegt sind. Doch diese erwirtschaften 
durch die Energiewende immer weni¬ 
ger und verlieren an Wert. 


Rückstellungen im Stresstest 


Schon im März hatte Bundeswirt¬ 
schaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) 
angekündigt, die Rückstellungen ei¬ 
nem Stresstest unterziehen zu lassen. 
Sie sollten auf Vollständigkeit und An¬ 
gemessenheit geprüft werden, doch der 
Stresstest wurde bis heute nicht auf den 
Weg gebracht. 

Würden die Energiekonzerne heute 
ihre Rückstellungen an eine öffentlich- 
rechtliche Stiftung übertragen, würde 
RWE verstaatlicht, ist sich Werner 
Müller sicher. RWE müsste 10 Milliar¬ 
den Euro in die Stiftung einzahlen, ist 
aber an der Börse nur noch 13 Milliar¬ 
den Euro wert. Weil die Anlagen von 
RWE durch die Energiewende kaum 
noch etwas verdienen, ist es fraglich, ob 
die geplante Stiftung mit ihnen über¬ 
haupt die notwendigen Mittel verdie¬ 
nen würde. 

Unter diesen Voraussetzungen 
können kaum Zweifel daran bestehen, 
dass der Steuerzahler statt der Ener¬ 
giekonzerne zahlen muss. Nach Anga¬ 
ben des Handelsblattes (Ausgabe vom 
29. 5.) gehen Schätzungen davon aus, 
dass zwischen 50 bis 70 Milliarden be¬ 
nötigt werden - weit mehr als zurück- 
gelegt. 

Tobias Riedl, Atomexperte von 
Greenpeace, hat schon vor einem Jahr 
gesagt: „Umweltministerin Barbara 
Hendricks muss diesen Wettbewerbs¬ 
vorteil beenden, den Konzernen die 
Rückstellungen entziehen und deren 
langfristige Haftung für die Atom-Alt¬ 
lasten sicherstellen.“ Diese Forderung 
bleibt auch nach dem neuesten Vor¬ 
schlag aktuell. Bernd Müller 


Meine progressive Woche 

Dresden Spezial 


Montag 

Sachsens Pirna ist schön. Am rechten 
Elbufer liegen die östlichsten Weinber¬ 
ge Deutschlands. Über der malerischen 
Altstadt thront Schloss Sonnenstein. Der 
Aufstieg ist steil. Die Ausblicke auf die 
Stadt und das Elbtal sind herrlich. 

Oben weisen zahlreiche Tafeln den Weg 
zu den verschiedenen Sehenswürdig¬ 
keiten auf dem weitläufigen Burgberg. 
„ Gedenkstätte “ steht auf einer. Wer die¬ 
ser folgt, steht nach kurzer Wanderschaft 
durch den lauschigen Park vor dem Haus 
C16. Im Keller haben zwischen Juni 1940 
und Herbst 1941 etwa 100 Ärzte, Pfleger, 
Fahrer, Schwestern, Bürokräfte, Polizisten 
zunächst 13 720 Insassen von Heil- und 
Pflegeanstalten und danach über 1 000 
KZ-Häftlinge vergast. 

20 bis 30 Personen passten in die 
als Duschraum getarnte Gaskammer. 
Sobald die Tür geschlossen war, leitete 
der dienst führ ende Arzt Kohlenmono¬ 
xyd ein und beobachtete den 15-20mi- 
nütigen Todeskampf durch einen Glas¬ 
schlitz . Danach wurden die Teichen im 
Nebenraum abgelegt, Zahngold wurde 
heraus gebrochen und zur Verarbeitung 
an die IG-Farben-Tochter Degussa ge¬ 


schickt. In einem weiteren Nebenraum 
waren die Verbrennungsöfen angeheizt, 
bei entsprechendem Wind legte sich der 
Leichengeruch aus dem Kamin über die 
malerische Altstadt von Pirna. Er muss 
Werktag für Werktag geraucht haben. 
Nach ihrem Tagwerk fuhren oder gingen 
die angestellten Mörder nach Hause. Spä¬ 
ter wurden viele von ihnen als „ Experten “ 
in anderen und größeren Vernichtungs¬ 
anlagen eingesetzt. 

In Schloss Sonnenstein ist greifbar, 
dass die Faschisten aus unserem Fand 
eine Stätte gemacht haben, wo das Idyll 
nie mehr ohne den Mord gedacht werden 
kann. Der sächsischen Landesregierung 
gebührt das Verdienst, das Grauen der 
Vernichtung hier so transparent gemacht 
zu haben, wie man es in wenigen Gedenk¬ 
stätten erleben kann. 

Freitag 

Vor dem Pfandautomaten im Konsum, 
Markthalle Innere Neustadt Dresden, 
steht ein etwa 30jähriger und wirft Fla¬ 
schen ein - viele Flaschen. Gesammelt in 
einem Einkaufswagen, in dem auch ein 
alter Schlafsack und einige Plastiktüten 
liegen. Der Mann ist auf Trebe. 


Sein Angebot mich vorzulassen, leh¬ 
ne ich ab. Worauf er mich als Ortsfrem¬ 
den erkennt und nicht schlecht tippt, dass 
ich aus Essen komme. Im folgenden Ge¬ 
spräch, das hauptsächlich er bestreitet, 
sprudelt es unter anderem aus ihm he¬ 
raus, dass Sarrazin recht hat, dass auch 
Wallraff gegen die Moschee in Köln sei 
und dass Frauen mit Kopftuch bald ganz 
Deutschland bevölkern, weil sie so viele 
Kinder bekommen. 

In einer Woche habe ich an der Elbe 
vielleicht drei Kopftuchträgerinnen ge¬ 
sehen. Zumindest hier ist Sachsen viel 
„deutscher“ als der „multikulturelle“ 
Westen. Ich kann mir die hier spürbare 
Angst vor den relativ wenig vorhandenen 
Ausländern nur mit dem Ende der DDR 
erklären. Das Trauma des Verlustes aller 
Gewissheiten will anscheinend niemand 
noch einmal erleben. Finke Politik muss 
damit ernsthaft und vorurteilsfrei umge¬ 
hen. Die Lage ist da und sie ist nicht un¬ 
gefährlich. 

Noch ein Satz: Ich habe rund um 
Dresden natürlich noch viel mehr und 
viel Schönes erlebt. Hierher komme ich 
auf jeden Fall zurück. 

Adi Reiher 


„Personalmarketing im sportlichen Umfeld“ 

Die Bundeswehr und der Sport 


Die Marketing-Abteilung der Bundes¬ 
wehr ist umtriebig. Vorrangiges Ziel für 
die Werbemaßnahmen zur Beschaffung 
von Kanonenfutter für aktuelle und 
künftige Kriegseinsätze sind Orte, an 
denen begeisterungsfähige junge Men¬ 
schen in nicht geringer Anzahl anzu¬ 
treffen sind. Wenn diese Sportlichkeit 
quasi von Haus aus mitbringen - um 
so besser. Was also liegt näher, als im 
großen Stil Werbung in Sportstadien 
zu betreiben? Nun heißt Sportbegeiste¬ 
rung natürlich nicht zwangsläufig auch 
Sportlichkeit, aber schließlich gibt es 
ja die Grundausbildung, um die Spreu 
vom Weizen zu trennen. 

„Personalmarketing im sportlichen 
Umfeld“, damit hat das Kind einen 
klangvollen Namen bekommen. Ziel 
dessen ist nicht die konkrete Personen- 
Anwerbung, sondern Image Werbung für 
die Bundeswehr als „normale“ Arbeitge¬ 
berin. Das geschieht nach dem Schrö- 
derschen Prinzip „Solidarität ist keine 
Einbahnstraße“: die Bundeswehr zahlt 
den Vereinen stattliche Summen, und 
dafür darf sie werben. Und zwar mit¬ 
tels Bandenwerbung, Videoclips, gezielt 
platzierten Logos und Anzeigen in Fan- 
Magazinen. Dieser Solidarpakt enthält 
auch Freikarten für Jugendoffiziere, die 
vor Ort „in ausführlichen Gesprächen 
über Chancen und Risiken des Solda¬ 
tenberufes aufklären“. Zielgruppe dabei 
sind die 17-30-Jährigen, weil davon aus¬ 
gegangen wird, dass diese Altersgrup¬ 
pe in der Berufsfindungsphase und so¬ 
mit den offerierten Möglichkeiten der 
Zukunftsgestaltung gegenüber aufge¬ 
schlossen ist. 

Laut der Informationsstelle Milita¬ 
risierung (IMI) Tübingen tritt die Bun¬ 
deswehr seit 2010 als Sportsponsor in 
Erscheinung. Primär in Fußballstadien, 
doch auch beim Basketball, Volleyball, 
Eishockey, Handball oder Motorsport. 
Zunächst zählten Fußball-Clubs wie 
der Hamburger Sportverein (HSV) 
und sowohl Hertha BSC als auch Uni¬ 
on Berlin zu den Werbepartnern. Laut 
Angaben der Deutschen Friedensge¬ 
sellschaft-Vereinigte Kriegsgegnerin¬ 
nen (DFG-VK) erhielt der HSV 71400 
Euro (2012) und Hertha BSC im selben 
Jahr 127 000 Euro. 

„Der damalige Erstligist 1. FC 
Nürnberg erhielt 2013 20 000 Euro u.a. 
für ein Trainingscamp... und das Recht, 
sich ,Frankenstolz Partner 4 nennen zu 
dürfen. Hier wurde offensiv um Kin¬ 
der und Jugendliche in Trainingscamps 
geworben - analog wie es die Militärs 
mit Anzeigen in der Jugendzeitschrift 
Bravo tun“, beschreibt Ralf Buchterkir- 
chen in einer IMI-Broschüre. 

Allerdings, so Buchterkirchen, sei 
das Interesse der Erst-Liga-Vereine an 


Kooperationen mit der Bundeswehr of¬ 
fensichtlich gesunken, die Bundeswehr 
setze daher auf Zweit- und Drittligis- 
ten, z.B. den Chemnitzer FC (11 500 
Euro 2014), Holstein-Kiel (jeweils 
34500 Euro 2013/14) oder Carl-Zeiss- 
Jena (30 000 Euro 2013). 

Ein besonders enges Verhältnis 
zur Bundeswehr unterhält indes der 
Erst-Liga-Verein Hannover 96: die 


Lieber kicken, 
als schießen... 



Bundeswehr raus 
aus den Stadien! 

DeulKfw rrcedp-ttgeieniclu.*! - 


Die Bundeswehr sucht den Sport und 
findet den Protest. 

Neujahrsempfänge der 1. Panzer-Di¬ 
vision finden traditionell im Nieder¬ 
sachsen-Stadion statt, neben Werbe¬ 
verträgen werden Soldaten zur Stadi¬ 
on-Führung eingeladen, und bisweilen 
tritt Vereinspräsident Martin Kind als 
„Vortragsredner 44 bei der Bundeswehr 
auf. Deren Werbung im Niedersach¬ 
sen-Stadion läuft übrigens gelegent¬ 
lich auch bei internationalen Begeg¬ 
nungen. Das lässt sich der Bundes¬ 
wehr-Verband 65 500 Euro im Jahr 
(2013/14) kosten. 


Zur gezielten Anwerbung von Ju¬ 
gendlichen hat die Bundeswehr-Mar¬ 
keting-Abteilung noch einen ganz be¬ 
sonders attraktiven Trumpf im Ärmel: 
chillige Beach-Camps in Spanien z.B., 
die unter 16/17-Jährigen als Auslands¬ 
aufenthalte mit Strandsport, DJs etc. 
verlost werden. In zwei solche „ Adven- 
ture-Camps“ mit insgesamt 60 Teilneh¬ 
merinnen und Teilnehmern investierte 
die Bundeswehr 2013 394 000 Euro. 
Das ergab eine Kleine Anfrage der 
Fraktion „Die Linke“ an die Bundes¬ 
regierung. Demnach veranstaltete die 
Bundeswehr 2014 neun solcher Events. 
Gesamtkosten: 549 000 Euro. 

Wie sinnvoll könnte dieses Geld z.B. 
im Breitensport eingesetzt werden. Als 
staatliche Förderung, ohne das Logo 
„sponsored by Bundeswehr“. Doch es 
geht nicht um Förderung, schon gar 
nicht von breiten Massen, sondern um 
das Image der Bundeswehr und den 
Nachschub von Kanonenfutter. Geziel¬ 
te Förderung von Sportlerinnen und 
Sportlern, auch das ist Gang und Gebe 
bei der Bundeswehr. Die Olympischen 
Spiele oder Weltmeisterschaften wür¬ 
den ohne Mitwirkung von Armee-Ath- 
leten wohl ausfallen. Allerdings werden 
nur Spitzensportlerinnen und -Sportler 
gefördert, die dann möglichst auf den 
Siegertreppchen bei Olympia auftau¬ 
chen. Auch das eine schöne Image- 
Werbung für „die Truppe“ ... 

Die Bundeswehr-Werbung im Pro- 
fi-Fussball wird zunehmend Thema 
in der Friedensbewegung. Die DFG- 
VK Hannover beispielsweise starte¬ 
te Ende 2014 eine Kampagne gegen 
den Solidarpakt zwischen dem Fuß¬ 
ball Erstligisten Hannover 96 und von 
der Leyens Marketing-Abteilung. Da¬ 
bei gilt, was auch für Jugendoffiziere an 
Schulen gilt: Kein Werben fürs Sterben! 

Birgit Gärtner 


Der rote Kanal 


Chingachgook, die große Schlange, 
DDR 1967 

Das Lexikon des internationalen Films 
schreibt: „Von falschem Mystizismus 
befreite DEFA-Produktion nach J.F. 
Cooper, die die Vorlage strafft, dabei 
aber ihren humanistischen Gehalt bei¬ 
behält.“ 

Sa., 13.6., 16.30-18.00 Uhr, mdr 

Präriejäger in Mexiko, DDR 1988 

Karl-May-Verfilmung rund um den 
Befreiungskampf des mexikanischen 
Volkes gegen die Besetzung durch die 
Franzosen in den 60er Jahren des 19. 
Jahrhunderts. 


So., 14.6., 1.00-3.45 Uhr, mdr 

Automärchen, DDR 1983 

Die Filmkomödie der DEFA beruht 
auf Erzählungen des Bandes Au¬ 
tomärchen von Jirf Marek. 

Do., 18.6., 0.50-2.25 Uhr, mdr 

Wader Wecker Vater Land, D 2011 

2010 gab es eine gemeinsame Tour von 
Konstantin Wecker und Hannes Wa¬ 
der. Die Dokumentation lässt neben 
den Porträts der beiden glücklicher¬ 
weise auch der Musik ihren Raum. 
Do., 18.6., 1.00-2.30 Uhr, swr/sr 




















































